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Einfihrung

Das deutsche Sozialversicherungssystem, wie wir es
heute kennen, hat sich liber einen langen Zeitraum ent-
wickelt. Das vorliegende Arbeitsheft vermittelt anhand
historischer Ereignisse die stete Bedeutung der Sozialpoli-
tik fiir die Gesellschaft und liefert einen Uberblick tiber die
sozialpolitischen Verdnderungen in Deutschland und die
globalen Einfliisse. Aufbauend auf dem bereits vercffent-
lichten Arbeitsheft Band I,,Sozialgeschichte - Vom spdten
Mittelalter bis zum Zweiten Weltkrieg“ setzt diese Aus-
gabe in der deutschen Besatzungszeit ab 1945 ein. Von
der Grindung der der Bundesrepublik Deutschland (BRD)
und der Deutschen Demokratischen Republik (DDR), iiber
die deutsche Wiedervereinigung in den Jahren 1989/90 bis
hin zur Gegenwart bietet das Arbeitsheft sozialgeschicht-
liche Informationen fiir den Schulunterricht.

Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs 1945 ist das
System der sozialen Sicherung zerschlagen. Plane tiber
eine Wiedereinfithrung in ganz Deutschland scheitern
aufgrund unterschiedlicher Auffassungen der Sieger-
maichte. Einzig in Berlin gelingt es, eine einheitliche Ver-
sicherung fiir alle vier Besatzungszonen zu etablieren.

Der Ost-West-Konflikt spiegelt sich auch in der unter-
schiedlichen Ausgestaltung der Sozialpolitik in den
einzelnen Zonen des Landes wider. Die sowjetische Mi-
litdrregierung setzt eine zentral gelenkte Einheitsversi-
cherung fiir die Kranken-, Renten- und Unfallversiche-
rung durch. Der Westen stlitzt sich hingegen auf das
traditionelle gegliederte System mit den verschiedenen
Zweigen der Sozialversicherung aus dem 19. Jahrhun-
dert. Rund vier Jahre nach Kriegsende entstehen die
Bundesrepublik Deutschland (BRD) und die Deutsche
Demokratische Republik (DDR). In der DDR libernimmt
die Sozialistische Einheitspartei (SED) die sozialpoliti-
sche Entscheidungsgewalt. Erst mit der deutschen Wie-
dervereinigung entsteht ein gesamtdeutscher Sozial-
staat, der bis zur heutigen Zeit Bestand hat, sich jedoch
auch den globalen Herausforderungen vor allem in der
Wirtschaft und auf dem Arbeitsmarkt stellen muss.

Uber dieses Arbeitsheft

Das Arbeitsheft ,Sozialgeschichte“ eignet sich vor allem
fir den Einsatz in den Klassen 7 bis 10 an allgemeinbil-
denden Schulen und erganzt die Dauerausstellung ,In
die Zukunft gedacht - Bilder und Dokumente zur Deut-
schen Sozialgeschichte“ des Bundesministeriums fiir
Arbeit und Soziales in der Wilhelmstrafie 49 in Berlin.
Besonders Schulklassen sind in der kostenlosen Aus-
stellung willkommen (weitere Informationen zur Aus-
stellung siehe Rickumschlag).

Wenn ein Ausstellungsbesuch geplant ist, kann das
Arbeitsheft im Unterricht zur Vor- oder Nachbereitung
eingesetzt werden. Die Schilerinnen und Schiiler kon-
nen das Arbeitsheft mit in die Ausstellung nehmen und
vor Ort die Arbeitsblatter ausfiillen. Die Ausstellung
selbst beziehungsweise der Ausstellungskatalog enthalt
alle weiterfiihrenden Hinweise und Informationen zur
Vertiefung der sozialgeschichtlichen Themen.

Durch die umfangreichen Text- und Bildmaterialien
kann das Arbeitsheft auch unabhangig von einem Aus-
stellungsbesuch im Unterricht eingesetzt werden. Es
eignet sich vor allem fiir den Einsatz in den Fachern
Geschichte, Wirtschaft und Politik. Es kann aber auch -
beispielsweise im Hinblick auf das der Sozialpolitik zu
Grunde liegende Menschenbild - im Religions- und Phi-
losophieunterricht verwendet werden. Die verschiede-
nen Ansatzpunkte ermoéglichen somit einen fachiiber-
greifenden Einsatz des Angebots.

Die Kapitel des Arbeitsheftes orientieren sich an den
Zeitraumen der politischen Geschichte von 1945 bis in
die Gegenwart. Zwei Themen werden in diesem Heft be-
sonders in den Fokus gertickt: die Situation der Frauen
ab 1945 sowie die Aus- und Zuwanderungsbewegungen
von und nach Deutschland vom 19. Jahrhundert bis in
die heutige Zeit. Zu jedem Kapitel gibt es ein Arbeits-
blatt, mit dem die Schiilerinnen und Schiiler die Inhalte
der Ausstellung und die Kapiteltexte selbststandig erar-
beiten konnen.

Aktuelle Arbeitsmaterialien
bei ,,Sozialpolitik“

Die Grundlagentexte und Arbeitsblitter der Reihe
»Sozialgeschichte konnen kostenlos auf der Internet-
seite www.sozialpolitik.com/sozialgeschichte abgeru-
fen werden. Weitere Hintergrundinformationen zu
aktuellen sozialpolitischen Themen und Arbeitsmateri-
alien fiir den Unterricht sind in den Bereichen , Wissen“
und ,Materialien“ zu finden.

Das Medienpaket ,Sozialpolitik“, bestehend aus Schi-
lerheft, Arbeitsheften, Lehrerinformation, Foliensatz
und Internetplattform, wird von der Stiftung Jugend
und Bildung in Zusammenarbeit mit dem Bundesminis-
terium fir Arbeit und Soziales erstellt. Schulen konnen
die Schiilerhefte in Klassensitzen kostenlos beziehen
(Bestelladresse und weitere Informationen siehe Riick-
umschlag).
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Kapitel 1: 1945 bis 1949

Das Jahr 1945 - die ,,Stunde null“

Deutschland ist militdrisch, politisch und wirtschaftlich
am Ende, woraufhin die deutsche Wehrmacht am 8. Mai
1945 den Kampf aufgibt und bedingungslos kapituliert.
Einen funktionierenden deutschen Staat gibt es nicht
mehr. Die verbiindeten Grofsméachte (Alliierten) USA,
Grof3britannien, Sowjetunion und Frankreich iberneh-
men am 5. Juni 1945 die oberste Regierungsgewalt. Sie
teilen Deutschland und die Hauptstadt Berlin in vier
Besatzungszonen auf, die jeweils von amerikanischen,
britischen, sowjetischen und franzosischen Truppen
besetzt werden.

In mehreren Konferenzen treffen die Alliierten Ent-
scheidungen tiiber eine Nachkriegsordnung fiir Europa
und Deutschland, iiber Reparationsleistungen (Kriegs-
entschadigungen) und den Abbau wichtiger Industrie-
anlagen, zum Beispiel im Ruhrgebiet. Im August 1945
Ubernimmt der Alliierte Kontrollrat die gemeinsame
Zonenverwaltung.

Die Situation der deutschen Bevolkerung ist katastro-
phal. Viele deutsche Stadte liegen in Schutt und Asche.
Erwachsene und Kinder leiden unter den Folgen des
Nationalsozialismus und des Krieges. Hunger, materi-
elle Not, Energieknappheit und Wohnungsnot priagen
das Bild der Zeit. Fur die Sozialpolitik sind die Versor-
gung der Bevolkerung mit Nahrungsmitteln, Kleidung,
Wohnraum und Energie sowie die Eingliederung der
Flichtlinge, Kriegsheimkehrer und Kriegsinvaliden die
bedeutendsten Aufgaben.

Konferenz der ,,grof3en Drei“ in Potsdam

Am 17. Juli 1945 treffen sich der amerikanische Pra-
sident Harry S. Truman, der sowjetische Regierungs-
chef Josef Stalin und der britische Regierungschef Win-
ston Churchill zu einer Konferenz in Potsdam. Am
2. August 1945 vereinbaren die Alliierten im ,Potsdamer
Protokoll“, dass die deutsche Bevolkerung in allen Be-
satzungszonen gleich behandelt und Deutschland als
wirtschaftliche Einheit angesehen werden soll.
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Die ,.groBen Drei“ - Churchill, Truman und Stalin auf der Potsdamer Konferenz im Jahr 1945. Bild: Fotografie, 1945.
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Als wichtige Ziele der gemeinsamen Besatzungspolitik
formulieren sie die vier ,D*:

Demilitarisierung und Abristung — das heif3t die
Auflosung aller bewaffneten Verbande und milita-
rischen Kriegervereine sowie die Schlieffung der In-
dustriebetriebe fiir Kriegsproduktionen,

Denazifizierung - das heifdt die Auflésung der Natio-
nalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei (NSDAP),
die Aufhebung nationalsozialistischer Gesetze, die
Verurteilung der Kriegsverbrecher und die Entfer-
nung von Nationalsozialisten aus 6ffentlichen Am-
tern beziehungsweise verantwortlichen Posten der
Privatwirtschaft,

Demokratisierung - das heifst die Umgestaltung des
politischen Lebens auf demokratischer Grundlage,
die Zulassung aller demokratischen Parteien sowie
die demokratische Erneuerung des Bildungs- und des
Gerichtswesens,

Dezentralisierung - das heifst, die Verantwortung
und Aufgaben der deutschen Wirtschaft und der Ver-
waltung werden auf verschiedene Stellen iibertragen
(keine zentrale Steuerung mehr).

Beginn des Ost-West-Konflikts

Die Gemeinsamkeiten der vier Siegerméachte beru-
hen auf ihrem Kampf gegen das nationalsozialisti-
sche Deutschland. Nach Kriegsende brechen die un-
terschwelligen Gegensatze in der Anti-Hitler-Koalition
(Zusammenschluss der Alliierten) auf. Die amerikani-
sche Vorstellung einer Neuordnung Europas betont das
Selbstbestimmungsrecht der Vélker und schliefst auch
die Forderung nach einem freien Weltmarkt mit ein.

Fir die Sowjetunion dagegen ist Demokratie nicht ohne
Uberwindung des Kapitalismus vorstellbar; der Natio-
nalsozialismus gilt als dessen typische Auspriagung.
Umfangreiche Reparationen aus Deutschland sollen
die schweren Kriegsschaden in Russland ausgleichen.
Aufderdem hat die Sowjetunion ein grofdes Sicherheits-
bediirfnis und nimmt massiven Einfluss auf die Ent-
wicklung der Staaten in Osteuropa. Dieser kommunis-
tischen Politik mit polizeistaatlichen Mitteln wiederum
trauen die Westmachte nicht. Die Verhandlungen zwi-
schen den Alliierten in der Deutschlandfrage bleiben
ergebnislos und miinden schlieflich in einen offenen
Ost-West-Konflikt, der auch als ,Kalter Krieg“ bezeich-
net wird.

Im Mérz 1946 beschwort Winston Churchill in einer
Rede das Bild vom ,Eisernen Vorhang", der von Stettin
bis Triest iber Europa niedergegangen sei.! Mehr als vier
Jahrzehnte wird der Kalte Krieg die Politik beherrschen.

Kurz gefasst: politische Begriffe

Demokratie (Volksherrschaft): Staatsform, bei der das
Volk seine Regierung wahlt

Faschismus: politische Bewegung, die demokratie-,
fremdenfeindliche und rassistische Ideen vertritt und
bei der das Volk sich einem Fiihrer vollkommen unter-
werfen soll, zum Beispiel der Nationalsozialismus in
Deutschland

Kapitalismus: Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung,
in der das Kapital (Vermdgen) privaten Unternehmern
gehort, deren Ziel es ist, ein Maximum an Gewinn zu
erzielen

Sozialismus: politische Lehre, die sich gegen den
Kapitalismus richtet und durch Giterverteilung ein
soziales Gleichgewicht herstellen mochte

Kommunismus: auf den Sozialismus aufbauende Welt-
anschauung, bei der alle Produktionsmittel und Er-
zeugnisse der Gesellschaft gemeinsam gehdren

Liberalismus: Weltanschauung, bei der die Freiheit
des Individuums im Mittelpunkt steht

Zum Weiterlesen:

Duden - Das Herkunftsworterbuch,
www.hanisauland.de/lexikon,
www.bpb.de/wissen/H75VXG.html

Sozialversicherung:
Kontinuitidt oder Neubeginn?

Nach Kriegsende ist das System der sozialen Sicherung
in Deutschland zerstort. Bereits im Herbst 1945 beraten
die Alliierten Uiber die Wiedereinfiihrung der Sozialver-
sicherungen.

Ein gemeinsamer Entwurf der Besatzungsmaéchte, die
Kranken-, Unfall- und Invalidenversicherung zu einer
allgemeinen Versicherung zusammenzulegen, scheitert
jedoch. Nur in Berlin gelingt es, fiir alle vier Zonen eine
einheitliche Versicherung einzufiihren.

1 Zitiert nach: Cine Plus Leipzig GmbH, Bundeszentrale fiir politische Bildung (Herausgeber), in: Deutsche Geschichten 1945-1949 , Kalter Krieg”
und Teilung Deutschlands, www.deutschegeschichten.de (Stand: November 2009).
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Das ,,Berliner Modell“

Am 1. Juli 1945 nimmt die Versicherungsanstalt Berlin
ihre Arbeit auf. Die neue Berliner Sozialversicherung
finanziert sich ausschliefdlich aus den Beitrdgen ihrer
Versicherten. Arbeitnehmer und Arbeitgeber zahlen je-
weils zehn Prozent des Bruttoarbeitslohnes (Arbeitslohn
vor Abzug der Steuern und Sozialversicherungsbeitréage)
fir die vereinigte Kranken-, Unfall-, Invaliden- und Al-
tersversicherung. Der monatliche Hochstbetrag betragt
50 Mark flr eine Einzelperson und 200 Mark fiir eine
Familie.

Ab dem 1. November 1945 werden wieder Renten ausge-
zahlt. Im Jahr 1946 werden die Studentenversicherung,
die Ausstellung von Versichertenausweisen und die Ab-
rechnung der Kassendrzte nach Einzelleistungen statt
Pauschalbetrdgen eingefiihrt.

Der Weg zur Teilung

Bereits im Jahr 1945 beginnt die Sowjetunion mit einer
umfassenden politischen, wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Umgestaltung ihrer Zone: Im Herbst 1945
werden Grofdgrundbesitzer mit Giitern uber 100 Hektar
entschadigungslos enteignet. Das Land geht an Bauern,
Landarbeiter, Vertriebene und den Staat (Bodenreform).

Im Juni 1945 werden im sowjetischen Sinne antifaschis-
tisch-demokratische Parteien zugelassen. Die neu ge-
grindeten Parteien Kommunistische Partei Deutsch-
lands (KPD), Sozialdemokratische Partei Deutschlands
(SPD), Christlich-Demokratische Union Deutschlands
(CDU) und Liberal-Demokratische Partei Deutschlands
(LDP) schliefden sich im Juli 1945 zur Einheitsfront der
antifaschistisch-demokratischen Parteien (Block) zu-
sammen. Im April 1946 werden KPD und SPD unter
Druck der sowjetischen Militarverwaltung zur Sozialis-
tischen Einheitspartei Deutschlands (SED) vereinigt.

Bis zum Friihjahr 1948 gehen in der sowjetisch besetz-
ten Zone fast 10.000 Unternehmen aus dem Besitz ak-
tiver Nationalsozialisten und Kriegsverbrecher sowie
Betriebe, die Wehrmachtsauftrage tibernommen haben,
in Volkseigentum tber.

Diese Volkseigenen Betriebe (VEB) bilden die Grundla-
ge flir eine staatlich gesteuerte Planwirtschaft, in der
Wirtschaftsprozesse zentral gelenkt werden. Es gibt also
keinen freien Wettbewerb wie in der Marktwirtschaft,
in dem alle Unternehmen die gleichen Chancen haben,
ihre Produkte und Dienstleistungen zu verkaufen. Der
Staat plant, was wann mit welchen Arbeitskraften, Ma-
terialien und Rohstoffen zu welchem Preis produziert
werden soll. Auch die Lohne werden vom Staat festge-
legt.
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Der amerikanische AuBenminister Marshall ruft 1948 ein
Wiederaufbauprogramm ins Leben - den Marshallplan.
Bild: Plakat, 1949.

In den Westzonen beginnen im Juni 1945 die Parteigriin-
dungen. Die Amerikaner und Briten stimmen der Griin-
dung aller demokratischen Parteien ausdriicklich zu.

Die Bizone im Westen

Das wachsende Misstrauen zwischen Westalliierten
und Sowjetunion, aber auch die sich stdndig verschlech-
ternde Wirtschaftslage Deutschlands beschleunigen die
Teilung. Die USA und GrofSbritannien schliefen am 1.
Januar 1947 ihre beiden Zonen zu einer wirtschaftlichen
Einheit, der Bizone, zusammen, der sich Frankreich
wenig spater anschlief3t (Trizone).

Der amerikanische Aufdenminister George C. Marshall
entwirft ein umfangreiches Wiederaufbauprogramm,
das ab 1948 die Wirtschaft in Europa mit Krediten,
Lebensmitteln, Rohstoffen und Waren wieder ankurbeln
soll. Am 3. April 1948 tritt der nach seinem Erfinder be-
nannte ,Marshallplan® in Kraft. Die Sowjetunion lehnt
eine Teilnahme der sowjetischen Besatzungszone an
diesem Programm ab. Auch die osteuropiischen Staa-
ten nehmen nicht teil.



Die Wahrungsreform und ihre Folgen

Eine Wahrungsunion soll die wirtschaftliche Entwick-
lung in ganz Deutschland vorantreiben. Wegen des Zer-
wirfnisses zwischen den Westalliierten und der Sowjet-
union scheitert diese jedoch. Eine Wahrungsunion fiir
alle Besatzungszonen ist nicht mehr moglich.

Am 20.Juni 1948 verkinden die Westalliierten eine
Wahrungsreform fiir ihre drei Zonen. Am 23. Juni 1948
folgt sie in der sowjetischen Besatzungszone. Die Sow-
jetunion sperrt daraufhin vom 24. Juni 1948 bis zum
12. Mai 1949 die Zonengrenze nach Westberlin. Wah-
rend der Berlin-Blockade versorgen die Westalliierten
die Stadt Uber eine Luftbriicke mit lebensnotwendigen
Gltern. Ein echter ,heif3er Krieg“ wird zwar vermieden,
jedoch ist Deutschland damit zu einem Hauptkampf-
feld des Kalten Krieges geworden. Die Weichen fir die
Griindung zweier deutscher Staaten, der Bundesrepub-
lik Deutschland (BRD) und der Deutschen Demokra-
tischen Republik (DDR), sind gestellt.

Im Westen wird die entwertete Reichsmark durch die
Deutsche Mark ersetzt. Mit der Einfiihrung der D-Mark
sind alle privaten Schulden erloschen. 60 Reichsmark
konnen gegen 40 Deutsche Mark (DM) getauscht wer-
den. Einen Monat spdter bekommt man noch einmal
20 DM. Im Osten werden zunachst alte Reichsmark-
scheine mangels neuer Banknoten mit Coupons beklebt.
Jeder Blrger bekommt 70 Ostmark sofort ausbezahlt.
Aufgrund der Zwangsbewirtschaftung verbessert sich
der Lebensstandard in den sowjetisch besetzten Zonen
im Gegensatz zu Westdeutschland nicht merklich.

Die Teilung Deutschlands
in der Sozialpolitik

Der beginnende Ost-West-Konflikt fihrt auch zu ge-
trennten Wegen der Besatzungsmachte in der Sozialpo-
litik. Wahrend man zumindest in der amerikanischen
und britischen Zone versucht, grundséatzliche Entschei-
dungen zu verschieben, setzt die sowjetische Militdrver-
waltung von Anfang an tief greifende Verdnderungen in
ihrer Besatzungszone durch.

Arbeitsmarktpolitik:

Die Westalliierten kniipfen in ihren Besatzungszonen
an die Arbeitsmarktpolitik der Weimarer Republik (1919
bis 1933) an. Das Recht auf Arbeitsvermittlung und die
Arbeitslosenversicherung werden wieder eingefiihrt.

In der sowjetischen Besatzungszone steuert die sowjeti-
sche Militdrverwaltung den Einsatz von Arbeitskraften.
Diese Arbeitskraftelenkung bildet eine wichtige Grund-
lage fiir die Einfuhrung einer Planwirtschaft in der sow-

jetischen Besatzungszone. Eine Arbeitslosenversiche-
rung wird bis zum Ende der DDR nicht eingefiihrt.

Arbeitsrecht:

Mit dem Tarifvertragsgesetz vom 9. April 1949 wird in
den westlichen Besatzungszonen die Tarifautonomie
eingefiihrt. Die Tarifautonomie sichert Arbeitgebern
und Arbeitnehmern das Recht, die Arbeitsbedingungen
und die Entlohnung ohne staatlichen Eingriff selbst zu
regeln. Das ist ein wichtiger Schritt in Richtung einer
sozialen Marktwirtschaft (siehe Kapitel 3), die den Biir-
gern durch Gesetze hilft, ihre Freiheitsrechte zu sichern,
ihren Lebensunterhalt selbst zu verdienen und einen
angemessenen Lebensstandard zu erreichen.

In der sowjetischen Besatzungszone schreibt das neue
Tarifgesetz von 1947 dagegen die Ausrichtung der Lohne
und Arbeitsbedingungen an den staatlichen Planvorga-
ben der neu eingefiihrten Planwirtschaft fest.

Betriebliche Mitbestimmung:

In den westlichen Besatzungszonen werden die Ge-
werkschaften als Interessenvertretung der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer wieder zugelassen.

Als Klassenorganisation der Arbeiterklasse wird in
der sowjetischen Besatzungszone im Februar 1946 der
Freie Deutsche Gewerkschaftsbund (FDGB) gegriindet.
Er ibernimmt unter anderem die Organisation der be-
trieblichen Sozialpolitik.

Sozialversicherung:

Im Januar 1947 fihrt die sowjetische Besatzungsmacht
eine zentral gelenkte Einheitsversicherung fiir die Kran-
ken-, Renten- und Unfallversicherung ein. Auch im
Westen gibt es eine breite Diskussion um eine Einheits-
versicherung. Beflirworter und Gegner hoffen, nach
dem Ende der Besatzungszeit gesetzgeberische Mehr-
heiten fiir ihre Position zu finden. Schlief3lich wird das
traditionelle gegliederte System mit den verschiedenen
Zweigen der Sozialversicherung aus dem 19. Jahrhun-
dert fortgefiihrt.

Krankenversicherung:

Nach dem Krieg versucht zunachst jede Besatzungs-
macht, den Krankenversicherungsschutz fiir die Men-
schen in ihrer Zone selbst zu regeln. In der britischen
Zone werden einheitliche Leistungen und Beitrdge
eingefiihrt. In der amerikanischen Zone bleibt das be-
stehende System ebenfalls erhalten. Wahrend in der
franzosischen Zone nur allgemeine Ortskrankenkassen
zugelassen und alle tbrigen Kassen aufgelost werden,
entstehen in der britischen und der amerikanischen
Zone auch private Krankenversicherungen.



Mit dem Zusammenschluss zur Bizone arbeiten die bri-
tischen und amerikanischen Zonenverwaltungen auch
auf sozialpolitischer Ebene starker zusammen. Gemein-
same rechtliche Regelungen sollen wieder zu mehr Ein-
heitlichkeit im sozialen Sicherungssystem fiihren.

Ein besonders wichtiger Schritt ist das Sozialversiche-
rungsanpassungsgesetz, das am 17. Juni 1949 in Kraft
tritt. Es legt fest, dass Beitrage zur Krankenversicherung
je zur Halfte von Arbeitnehmer und Arbeitgeber gezahlt
werden. Urspriinglich (seit 1884) mussten Arbeitnehmer
zwei Drittel und Arbeitgeber ein Drittel aufbringen. Die
franzosische Militdrregierung schliefst sich dem Vorge-
hen der Amerikaner und Briten an.

In der sowjetischen Besatzungszone gehort auch die
Krankenversicherung zur sozialen Einheitsversiche-
rung. Die freiberuflichen Arzte und die private Kran-
kenversicherung werden abgeschafft. Ein Netz von so
genannten Polikliniken entsteht, in denen praktische
Arzte und Spezialisten gemeinsam die ambulante Ver-
sorgung Ubernehmen, fir die im Westen die niederge-
lassenen Arzte (Hausérzte) zustandig sind.

BRD und DDR: zwei deutsche Staaten

Am 8. Mai 1949 - vier Jahre nach dem Ende des Zweiten
Weltkrieges — wird das Grundgesetz der Bundesrepublik
Deutschland (BRD) verabschiedet. Fiir dessen Ausarbei-
tung war der Parlamentarische Rat zustdndig, der auf
Anweisung der westlichen Siegerméachte im Jahr zuvor
gegriindet worden war.

Rund zwei Wochen spéter, am 23. Mai 1949, verkiindet
Konrad Adenauer als Prasident des Parlamentarischen
Rates das Grundgesetz der BRD. Die Bundesrepublik
Deutschland ist nun ,ein demokratischer und sozialer
Bundesstaat“ (Grundgesetz Artikel 20,1).

Am 14. August 1949 wihlen die Deutschen den ersten
Bundestag in allgemeiner, unmittelbarer, freier, glei-
cher und geheimer Wahl. Erster Bundesprasident wird
Theodor Heuss (FDP), erster deutscher Bundeskanzler
Konrad Adenauer (CDU). Adenauers politisches Ziel ist
von Beginn an die Wiedervereinigung Deutschlands.
Doch hauptsichlich will er gegentiber den Weststaaten
die volle Integration und Souveranitidt Deutschlands er-
reichen, das heif3t die staatliche Selbststidndigkeit und
Unabhéangigkeit der Bundesrepublik.
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Der Prasident des Parlamentarischen Rates, Konrad
Adenauer, unterzeichnet 1949 das Grundgesetz der
Bundesrepublik Deutschland. Bild: Fotografie, 1949.

Als erster Bundesarbeitsminister bezieht Anton Storch
(CDU) im Oktober 1949 in Bonn das neue Bundesminis-
terium fir Arbeit und ist in den néchsten acht Jahren
fir die Arbeits- und Sozialpolitik in der Bundesrepub-
lik zustandig. Zu den Aufgabenbereichen des Arbeits-
ministeriums gehoéren die internationale Sozialpolitik,
die Arbeits- und Sozialmedizin, die Arbeitsvermittlung,
die Berufsberatung, die Arbeitslosenversicherung, das
Arbeitsrecht, der Arbeitsschutz, die Gewerbeaufsicht
sowie die Sozialversicherung und Kriegsopferversor-
gung. Im Jahr 1957 werden dem Ministerium zusatzlich
Aufgaben der Sozialordnung? iibertragen. Das Ministe-
rium wird in Bundesministerium flir Arbeit und Sozial-
ordnung umbenannt.

Die Deutsche Demokratische Republik (DDR) wird am
7. Oktober 1949 ohne Wahl und damit ohne demokrati-
sche Legitimation (Auftrag des Volkes) gegriindet. Auch
danach bestimmt die sowjetische Besatzungsmacht
Tempo und Fortschritt der politischen und gesellschaft-
lichen Entwicklung. Die Sozialistische Einheitspartei
(SED) hat zu diesem Zeitpunkt bereits die Macht tiber-
nommen und die Sozialpolitik zur Sicherung ihrer Herr-
schaft gestaltet.

Die Sozialordnung eines Landes beschreibt, ob und wie Menschen in Notlagen und besonderen Lebenslagen geholfen wird.



Die Sozialsysteme der BRD und DDR im Vergleich

Bundesrepublik Deutschland (BRD)

Grundprinzip: Férderung des Foderalismus (Zusammen-
schluss der einzelnen Zonen, die jedoch weitgehend ihre
Eigenstandigkeit behalten)

Deutsche Demokratische Republik (DDR)
Grundprinzip: Gbergeordnete Zentralverwaltung

gegliedertes Sozialversicherungssystem (Kranken-, Un-
fall-, Renten-, Arbeitslosen- und ab 1995 Pflegeversiche-
rung)

einzelne gesetzliche Versicherungstrager fir Kranken-,
Unfall-, Renten- und Arbeitslosenversicherung

Sozialversicherungspflicht fir alle Arbeitnehmer bis zu
einer Pflichtgrenze

Finanzierung durch Beitragszahlungen der Arbeitnehmer
und der Arbeitgeber (Ausnahme Unfallversicherung), an
deren Hohe und Dauer sich die Leistungen des Versiche-
rungstragers orientieren

zusatzliche private Absicherung fiir das Alter jederzeit
moglich

freie Krankenkassenwahl

Wahlmoglichkeit fir Selbststandige und Versicherte, die
Uber der Sozialversicherungspflichtgrenze liegen, ob sie
freiwillig in der gesetzlichen oder in einer privaten Kran-

kenversicherung versichert sein wollen

besondere soziale Absicherung fiir Beamte

Weiterfiihrende Informationen bei Sozialpolitik.com:
Rubrik ..Politik”

Rubrik .. Zeitleiste”: Gesetze und Neuerungen

Linktipps:

.Staatliche Versicherung der DDR" als Einheitsversiche-
rung (Kranken-, Unfall-, Rentenversicherung zusam-
mengefasst), einziger Versicherungstrager

Sozialversicherungspflicht fur alle Arbeitnehmer unab-
hangig vom Einkommen

Finanzierung der Sozialversicherung hauptsachlich aus
Beitragen der Betriebe und aus dem Staatshaushalt,
geringer Prozentsatz vom Bruttogehalt

private Absicherung nicht maoglich

keine Krankenkassenwahl

.Intelligenzrente” fiir Personen mit Hochschulqualifi-
kation

freiwillige Zusatzrentenversicherung, um Uber freiwillige
Beitrage spater hohere Rentenanspriiche zu erwerben

Rentenvergiinstigungen fiir ,staatsnahe Angehdrige”
wie Bergleute, Polizisten, Nationale Volksarmee, Zoll-
bedienstete, Lehrer oder Politiker

Deutsches Historisches Museum/LeMO (Lebendiges virtuelles Museum Online): www.dhm.de/lemo

Deutsche Geschichten: www.deutschegeschichten.de

Quellenhinweis:

Fir dieses Kapitel wurden neben dem Ausstellungskatalog .In die Zukunft gedacht - Bilder und Dokumente zur Deutschen Sozialgeschichte” des
Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales, Bonn 2008, auch folgende Quellen herangezogen: Deutsches Historisches Museum/LeMO (Lebendiges
virtuelles Museum Online): ,Nachkriegsjahre”, www.dhm.de/lemo; Deutsche Geschichten Online der Cine Plus Leipzig GmbH in Koproduktion mit
der Bundeszentrale fur politische Bildung, www.deutschegeschichten.de (Stand: November 2009).


http://www.dhm.de/lemo
http://www.deutschegeschichten.de
http://www.dhm.de/lemo
http://www.deutschegeschichten.de

Kapitel 2: 1949 bis 1990

Griindung eines zweiten
deutschen Staates

Im Mai 1949 tritt das Grundgesetz der Bundesrepublik
Deutschland in Kraft. In der sowjetischen Besatzungs-
zone wird am 7. Oktober die Deutsche Demokratische
Republik (DDR) als zweiter deutscher Staat gegriindet.
Von Anfang an ibernimmt die Sozialistische Einheits-
partei Deutschlands (SED) die Macht. Die Verfassung der
DDR wird nach ihren Vorgaben erarbeitet und am 7. Ok-
tober 1949 zu geltendem Recht erklart.

An der Spitze stehen die SED-Vorsitzenden Wilhelm
Pieck als Staatsprasident und Otto Grotewohl als Mi-
nisterprasident. Doch der machtigste Mann in der DDR
ist Walter Ulbricht, der Generalsekretéar des Zentralko-

mitees der SED. Sie sichert ihre Parteidiktatur (Allein-
herrschaft) durch die Grindung eines Ministeriums flir
Staatssicherheit im Januar 1950. Der Staatssicherheits-
dienst (,Stasi“) baut ein Netz aus Spitzeln auf, das aus
der DDR einen Uberwachungsstaat macht.

Im Herbst 1950 finden die ersten Wahlen zur Volkskam-
mer, der Volksvertretung in der DDR, statt. Die Wahl-
vorschldge der Parteien und Organisationen werden in
einer Einheitsliste zusammengefasst. Die Biirgerinnen
und Biirger konnen nur noch zustimmen oder ablehnen.
Es werden 99,7 Prozent Ja-Stimmen abgegeben.

Erkléartes Staatsziel der DDR ist der ,Aufbau des Sozi-
alismus“ nach sowjetischem Vorbild. Fortan werden
die landwirtschaftliche und die industrielle Produktion

v

Kindergartenkinder mit Miitzen von Soldaten der Nationalen Volksarmee beim militarischen GruB.

Bild: Fotografie, 1970er-Jahre.
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vom Staat geplant und gelenkt. In dieser Planwirtschaft
der DDR gibt es keinen freien Wettbewerb. Was wann
und wie mit welchen Arbeitskraften, Materialien und
Rohstoffen produziert werden soll und darf, entschei-
det ausschliefdlich der Staat. Auch die Lohne und Ar-
beitszeiten werden nach diesem Plan bestimmt. Private
Unternehmen, kleine und mittlere Betriebe aller Wirt-
schaftsbereiche werden zentral verwaltet und nach und
nach, auch mit Zwangsmitteln, verstaatlicht.

Sozialpolitik als ,,Uberbleibsel“ - Recht auf Arbeit

Die SED-Fihrung geht davon aus, dass die sozialisti-
sche Planwirtschaft die Vollbeschaftigung garantiert
und einen Lebensstandard sicherstellt, der die materi-
ellen und kulturellen Bediirfnisse der Menschen erfil-
len kann. Sozialpolitik erscheint aus dieser Sicht nicht
notwendig beziehungsweise ein Uberbleibsel des Ka-
pitalismus. Folgerichtig gibt es anders als in der BRD
kein eigenstdndiges, staatliches Ministerium fiir Arbeit
und Soziales und auch keine Arbeitslosenversicherung.
Dennoch kommt auch die SED nicht ohne sozialpoliti-
sches Handeln aus. Die bereits 1946 von der SED-Par-
teifithrung verabschiedeten ,Sozialpolitischen Richtli-
nien“ finden sogar Eingang in die erste Verfassung der
DDR vom 7. Oktober 1949.

Im Mittelpunkt des sozialpolitischen Handelns der SED
steht die DDR als Arbeitsgesellschaft: Erwerbstatigkeit
soll das Leben des Staatsbiirgers bestimmen. Am 1. Mai
1950 tritt das ,Gesetz der Arbeit zur Férderung und Pfle-
ge der Arbeitskrafte, zur Steigerung der Arbeitsproduk-
tivitdt und zur weiteren Verbesserung der materiellen
und kulturellen Lage der Arbeiter und Angestellten“ in
Kraft. Es garantiert das Recht auf Arbeit und leistungs-
gerechte Entlohnung. Es verankert die ,fiihrende Rolle
der Arbeiterklasse in Staat und Wirtschaft“ und fixiert
die Rechte der Gewerkschaften als die gesetzlichen
Vertreter der Arbeiter und Angestellten. Hauptziel der
SED-Sozialpolitik ist es, die Arbeitsfahigkeit der Staats-
biirger zu erhalten und zu steigern. Arbeitsschutz- und
Gesundheitspolitik spielen eine wichtige Rolle. Die Sozi-
alleistungen im Betrieb werden ausgebaut.

Volksaufstand und Mauerbau

Die Ostwirtschaft steht Anfang der 1950er-jahre am
Rande des Ruins. Allein flir die Reparationen (Kriegs-
entschadigungen) an die Sowjetunion waren 1.200 In-
dustriebetriebe komplett demontiert worden. Fast alle
staatlichen Mittel fliefSen deshalb in den Ausbau von
Schwerindustrie, Polizei und Staatsapparat zulasten
von Konsumglterproduktion, Versorgungs- und Dienst-
leistungsbranchen. Statt der versprochenen Verbesse-
rung der Lebensverhaltnisse herrscht Mangelwirtschaft.
Viele qualifizierte Arbeitskrafte fliehen in den Westen.

Im Jahr 1953 beschliefdt das Zentralkomitee der SED eine
Erhohung der Arbeitsnormen: Fiir den gleichen Lohn
soll mehr gearbeitet werden. Dieser Beschluss soll die
Wirtschaft starken, steigert aber die Unzufriedenheit in
der Bevolkerung. Am 17. Juni gehen die Berliner Bau-
arbeiter auf die Barrikaden. Die DDR-Fiihrung reagiert
hilflos. Als aus dem Arbeiteraufstand ein Volksaufstand
wird, schlagen sowjetische Truppen den Aufstand nie-
der. 1961 greift die SED-Fihrung zu einer radikalen
Mafinahme, um die Massenflucht aus der DDR zu be-
enden: Am 13.August 1961 lasst sie die innerdeutsche
Grenze abriegeln. Der Bau der Berliner Mauer beginnt.
Die Grenzanlagen teilen Deutschland bis 1989. Beim
Versuch zu fliehen, werden mindestens 136 Menschen
getotet und tausende inhaftiert.

Die politischen und wirtschaftlichen
Verhaltnisse festigen sich

Der Bau der Mauer und die Abriegelung der Grenzen
stabilisieren zunéchst die politische und wirtschaftli-
che Lage der DDR. Im Jahr 1964 erneuert die SED die
Planwirtschaft: Die Volkseigenen Betriebe (VEB) erhal-
ten mehr Selbstverantwortung, und Arbeitern werden
Primien fliir mehr Leistung angeboten. Durch dieses
,Neue Okonomische System der Planung und Lei-
tung“ (NOSPL) steigt die Produktivitat der Wirtschaft,
der Lebensstandard der Menschen verbessert sich. Ul-
brichts Politik setzt auf Neuerung und Investitionen,
um die Arbeitsproduktivitit zu erhohen. Diesen wirt-
schaftspolitischen Zielen wird die Sozialpolitik unterge-
ordnet. Ende der 1960er-Jahre werden die Neuerungen
wieder zurtickgenommen, weil die SED-Fihrung um
ihre Machtstellung flirchtet.

In der neuen Verfassung von 1968 werden der Fiih-
rungsanspruch der SED und das Selbstverstdndnis der
DDR als ,Sozialistischer Staat deutscher Nation“ festge-
schrieben. Das Recht des Blrgers ,auf Schutz seiner Ge-
sundheit und Arbeitskraft“ wird als Ziel sozialistischer
Sozialpolitik mit aufgenommen.

Die Sozialversicherung als
Einheitsversicherung

Die Sowjetische Militiradministration (SMAD) hatte be-
reits 1947 die fiinf Sozialversicherungen in eine zentral
gelenkte Einheitsversicherung umgewandelt. 1951 wird
die Fihrung und Kontrolle dieser Einheitsversicherung
dem Freien Deutschen Gewerkschaftsbund (FDGB) tiber-
geben. Er betreut ausschlief’lich die Arbeiter und An-
gestellten. Bauern, Handwerker, selbststindig Erwerbs-
tatige und Unternehmer sowie freiberuflich Tatige
werden in der Deutschen Versicherungsanstalt zusam-
mengefasst, die spéter in ,Staatliche Versicherung der
DDR“ umbenannt wird.
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In der Sozialversicherung sind alle Arbeitnehmer pflicht-
versichert. Sie wird hauptsachlich aus Beitragen der Be-
triebe und aus dem Staatshaushalt finanziert und nur
zu einem geringen Prozentsatz vom Bruttogehalt der
Arbeitnehmer. Die Leistungen umfassen freie Behand-
lung, Krankengeld, Schwangerschaftshilfe, Wochenhilfe
und Sterbegeld. Es werden Renten im Alter, bei Invalidi-
tdt (Berufsunfdhigkeit), fiir die Folgen von Arbeitsunfal-
len oder Berufskrankheiten und fiir die Hinterbliebenen
gezahlt sowie Kuren, Vorsorgemafinahmen und Reha-
bilitation. Es gibt keine freie Krankenkassenwahl. Eine
private Absicherung ist nicht moglich.

Machtwechsel und Aufwertung der Sozialpolitik

Erich Honecker verdrangt 1971 Walter Ulbricht aus sei-
ner Fihrungsrolle in der SED und wird Erster Sekre-
tar des Zentralkomitees der Partei. Bis zur Wende 1989
bleibt er der méachtigste Mann in der DDR. Auf ihrem
achten Parteitag verkiindet die SED die ,Einheit von
Wirtschafts- und Sozialpolitik“. Honecker setzt auf ho-
here Sozial- und Konsumausgaben. Er hofft, auf diese
Weise die Arbeitsmotivation der Menschen und damit
die Produktivitat der Betriebe steigern zu konnen. Die
wachsende Wirtschaft soll die hoheren Staatsausga-
ben (re)finanzieren. Die Steigerung der Sozialleistungen
wird zum ,Markenzeichen des Sozialismus in der DDR".

Das Einkommen aller Beschéftigten erhoht sich im
Verlauf der 1960er-Jahre betrichtlich, doch stehen die-
ser Steigerung nicht gleichermafen mehr Waren und
Dienstleistungen gegeniiber. In vielen Bereichen beste-
hen Versorgungslicken.

Arbeitskrifte gesucht - Frauen und Familien
profitieren

In der Planwirtschaft der DDR gibt es statistisch so gut
wie keine Arbeitslosigkeit — im Gegenteil: Es fehlen Ar-
beitskrafte. Das liegt einerseits an der ,Republikflucht”
bis zum Bau der Mauer, andererseits bekommen die
Menschen in der DDR wie in der BRD seit den 1960er-Jah-
ren weniger Kinder, und der Anteil der Rentner in der
Gesellschaft wachst. Um den Bedarf an Arbeitskraften
zu decken, richtet sich die Sozialpolitik mit vielen Leis-
tungen an Frauen und Miitter und fordert deren Berufs-
tatigkeit. Im Jahr 1989 hat die DDR eine Frauenerwerbs-
quote von 82,4 Prozent.

Bei EheschliefSung gewdhrt der Staat einen Ehekre-
dit von 5.000 Mark mit einem Riickzahlungserlass bei
Geburt von Kindern. Kinderkrippen und Kindergarten
sowie Einrichtungen fiir Miitter und Kinder werden aus-
gebaut. Alle Eltern konnen fir ein Kind bis zum drit-
ten Lebensjahr einen Platz in einer Kinderkrippe oder
flr ein Kind vom vierten bis sechsten Lebensjahr einen
Platz in einem Kindergarten erhalten. Die Kinder wer-
den dort vom frithen Morgen bis zum Abend betreut. Die
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Betreuung der Kinder ist kostenlos. Die Kostenanteile
an der Kinderspeisung werden vom Staat beigesteuert.

Der Schwangerschaftsurlaub wird bis 1976 von 18 auf 26
Wochen bei voller Zahlung des Nettodurchschnittsver-
dienstes ausgedehnt. Eine Geburtenbeihilfe von 1.000
Mark wird pro Kind gezahlt. Das staatliche Kindergeld,
1958 eingefiihrt, betragt 1987 fiir das erste Kind 50, fir
das zweite Kind 100 Mark und 150 Mark im Monat fiir
jedes weitere Kind. Fiir vollbeschaftigte Miitter mit drei
und mehr Kindern bis zu 16 Jahren wird die 40-Stun-
den-Woche und ein Mindesturlaub von 21 Tagen einge-
fihrt. Es besteht grundsatzlich Kiindigungsschutz.

Rentner sind die Verlierer

Verglichen mit den Erwerbseinkommen sind die Ren-
ten sehr niedrig. Es gibt keine jahrliche Anpassung an
die allgemeine Einkommensentwicklung wie in der BRD
mit der dynamischen Rente seit 1957. Die Mindestren-
ten werden aufgrund von besonderen Parteibeschliis-
sen von Zeit zu Zeit angehoben. Fir ,staatsnahe Ange-
horige“ gibt es Rentenverglinstigungen.

In den 1960er-Jahren betragt die Hohe der durchschnitt-
lichen Altersrente nur 36 Prozent der Nettolohne. Sie
verbessert sich in den 1970er-Jahren durch mehrere Ren-
tenerhdhungen auf 45 Prozent, sinkt in den 1980er-Jah-
ren aber wieder auf 41 Prozent ab. 1989 betragt die
durchschnittliche monatliche Altersrente 555,42 Mark.
Die Menschen der Generation, die nach Kriegsende den
Staat DDR ,,aus Ruinen aufgebaut“ hatten, sind im Alter
nicht selten arm. Viele nutzen deshalb die Moglich-
keit, als Rentner die DDR zu verlassen. Sie erhalten aus
dem westdeutschen Rentensystem ihre Rente, was den
Staatshaushalt der DDR entlastet.

Verbraucherpreise und Kaufkraft in der DDR, Stand: 1985

Verbraucher- zum Kauf erforder-

preis liche Arbeitszeit
Ost-Mark Stunde Minute
1 Fahrt mit der StraBenbahn 0,20 2
1 kg Mischbrot 0,70 7
75 kWh Strom 7,50 1 20
1 kg Butter 9,20 1 40
Miete fiir 2-Zimmer-Neubau
mit K, D, B, Zentralheizung 57,00 13 30
1 kg Kaffee 100,00 18
1 Kihlschrank 1.525,00 272
1 Farbfernseher 5.650,00 1.001
1 Pkw 24.500,00 4.375

Quelle: Zahlenspiegel BRD/DDR, herausgegeben vom Bundes-
ministerium fir innerdeutsche Beziehungen, 3. Auflage, Bonn 1988.



Das politische System der DDR zerbricht

Trotz der ,Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik“
verbessern sich die Lebensbedingungen der DDR-Be-
volkerung nicht nachhaltig. Auch die Einnahmen und
Ausgaben der Sozialversicherung klaffen im Laufe der
Jahre immer weiter auseinander. Die DDR nimmt im
westlichen Ausland Kredite auf und verschuldet sich
permanent.

In der Sowjetunion leitet der neue Generalsekretdr der
Kommunistischen Partei der Sowjetunion (KPdSU),
Michail Gorbatschow, ab 1985 Reformen ein. Nach dem
Grundsatz ,Glasnost“ (Transparenz) gewdhrt die neue
politische Fuhrung Meinungs- und Pressefreiheit. Unter
dem Namen ,Perestroika“ (Umbau) setzt Gorbatschow
eine politische und wirtschaftliche Offnung durch. Die
SED will diesen Weg nicht mitgehen und halt an ihrer
Linie fest.

Die Falschung der Kommunalwahlen im Mai 1989 und
die darauf einsetzenden Proteste leiten schliefdlich die
Endphase des Niedergangs der DDR ein. Im Sommer
1989 offnet Ungarn seine Grenze zu Osterreich. Viele
DDR-Biirger fliehen in den Westen. Allein am 19. August
1989 iberqueren 800 Menschen beim ,Paneuropdischen
Picknick“ nahe der ungarischen Stadt Sopron die offene
Grenze. Vor der Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land (BRD) in Prag suchen mehrere tausend DDR-Biirger
Zuflucht. Am 30. September 1989 verkiindet der Bundes-
aufdenminister der BRD, Hans-Dietrich Genscher, den
Wartenden, dass ihre Ausreise genehmigt wird.

Weiterfiihrende Informationen bei Sozialpolitik.com:
Rubrik ,,Politik”

Rubrik .. Zeitleiste”: Gesetze und Neuerungen

Linktipps:

»Wir sind das Volk!“

Am 7. Oktober 1989 feiert die DDR ihr 40-jdhriges Be-
stehen. Die Festlichkeiten konnen allerdings nicht vom
offensichtlichen Unmut der Bevolkerung ablenken. Auf
Demonstrationen in Ostberlin, Leipzig, Dresden, Pots-
dam und vielen anderen Stadten werden von den Bir-
gern Reformen, Reisefreiheit und freie Wahlen gefor-
dert. Am 16. Oktober 1989 demonstrieren in Leipzig liber
100.000 Menschen, eine Woche spéter mehr als 300.000.
Mit den Rufen ,Wir sind das Volk!“ und ,Wir bleiben
hier! fordern die Demonstranten Reformen.

Honecker wird innerhalb der SED entmachtet und tritt
am 18. Oktober zuriick. Nachfolger wird Egon Krenz.
Hunderttausende demonstrieren weiter und fordern
freie Wahlen, die Abschaffung des Machtmonopols der
SED und des Ministeriums fiir Staatssicherheit, Rechts-
staatlichkeit, Presse-, Meinungs- und Reisefreiheit. Am
9. November 1989 wird liberraschend die Grenze zur
Bundesrepublik und nach Westberlin gedffnet.

Erste freie Wahlen und Wiedervereinigung

Die ersten demokratischen freien Wahlen in Ost-
deutschland finden am 18. Méarz 1990 statt. Bereits
am 1.Juli 1990 tritt die Wahrungs-, Wirtschafts- und
Sozialunion beider deutscher Staaten in Kraft. Die
Zwei-plus-Vier-Verhandlungen zwischen den vier
Siegermachten des Zweiten Weltkriegs und den beiden
deutschen Regierungen machen den Weg frei fir den
Einigungsvertrag. Am 3. Oktober 1990 ist Deutschland
wieder vereint.

Deutsches Historisches Museum/LeMO (Lebendiges virtuelles Museum Online): www.dhm.de/lemo

Deutsche Geschichten: www.deutschegeschichten.de

Special ,,Damals nach der DDR": www.mdr.de/damals/archiv/damals-nach-der-ddr112.html

Dossier ,.Deutsche Teilung - Deutsche Einheit”: www.bpb.de

Online-Kurs ..Deutschland gestern - heute - morgen”: www.wir-in-ost-und-west.de

Quellenhinweis:

Fir dieses Kapitel wurden neben dem Ausstellungskatalog .In die Zukunft gedacht - Bilder und Dokumente zur Deutschen Sozialgeschichte” des
Bundesministeriums fir Arbeit und Soziales, Bonn 2008, und der erganzenden Website www.in-die-zukunft-gedacht.de auch folgende Quellen
herangezogen: Bundeszentrale fir politische Bildung: Dossier ,Deutsche Teilung - Deutsche Einheit”: www.bpb.de; Mitteldeutscher Rundfunk:

.Damals im Osten”, www.mdr.de/damals (Stand: Oktober 2010).
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Kapitel 3: 1949 bis 1973

BRD: Wirlschafiswunder und Sozialstaat

1950er-Jahre: soziale Marktwirtschaft
und Wirtschaftswunder

Bereits vor Griindung der BRD wird die Idee der sozialen
Marktwirtschaft im westlichen Nachkriegsdeutschland
realisiert. Verantwortlich dafiir ist der Direktor der Ver-
waltung flir Wirtschaft in der amerikanisch-britischen
Besatzungszone, Ludwig Erhard, spéater erster Bundes-
wirtschaftsminister der BRD (1949 bis 1963, CDU). Trotz
Bedenken bei den Besatzungsmaichten, den Gewerk-
schaften und vielen Politikern ldsst er sich nicht von
seinem Ziel ,Wohlstand fiir alle!“ abbringen.

Gemeinsam mit dem Okonom Alfred Miller-Armack
entwickelt er das Prinzip der sozialen Marktwirtschaft,
die auf freiem Wettbewerb, Konsumentenfreiheit und
sozialem Ausgleich basiert. Das heifdt, der Staat gestal-
tet den Rahmen fiir einen freien, fairen Markt, in dem
jeder Einzelne nicht nur auf seine individuelle Leis-
tungsfahigkeit angewiesen ist, sondern in Notsituatio-
nen mit der Unterstiitzung der Allgemeinheit rechnen
kann. Auf diesem Prinzip beruht unser Wirtschaftssys-
tem noch heute.

Parallel zur Wahrungsreform fihrt Erhard im Juni 1948
das ,,Gesetz Uber Leitsétze fiir die Bewirtschaftung und
Preispolitik nach der Geldreform“ ein. Preiskontrollen
werden gelockert, die staatlich kontrollierte Bewirt-
schaftung wird aufgehoben. Fiir Gliter wie Kohle, Stahl
und Treibstoff gelten jedoch weiterhin Preisbindungen,
ebenso fiir Grundnahrungsmittel und Mieten.

Das traditionelle soziale System des 19. Jahrhunderts
wird wieder eingefiihrt und damit der Grundstein des
heutigen Sozialstaates gelegt. Bis zum Jahr 1950 sind die
einzelnen Zweige — die Kranken-, Unfall-, Alters- und
Arbeitslosenversicherung — bundesweit wieder gesetz-
lich verankert. 1950 iibernimmt auch Westberlin, das
sich zunéchst fiir eine Einheitsversicherung entschie-
den hatte, dieses System.

Das heute noch existierende Rentensystem gibt es seit
dem Jahr 1957: Adenauer fliihrt eine einkommensbe-
zogene Altersrente in Hohe von 60 Prozent der durch-
schnittlichen Bruttolohne aller versicherungspflichtigen
Beschaftigten ein. Gleichzeitig wird eine Dynamisierung
der Renten beschlossen, also eine regelméafsige Anpas-
sung an die Bruttolohne der Arbeitnehmer. Er trifft
aufderdem eine folgenreiche Entscheidung flir die Fi-
nanzierung der gesetzlichen Rentenversicherung: Vor-
her hatte jeder Arbeitnehmer seine Versicherungsbei-
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trage auf ein personliches Rentenkonto eingezahlt und
so Kapital fiir das Alter angespart (Kapitaldeckungsver-
fahren). Doch der Zweite Weltkrieg hatte die Beitrags-
reserven der Gesetzlichen Rentenversicherung vernich-
tet. Im so genannten Generationenvertrag finanzieren
kiinftig die aktiven Arbeitnehmer mit ihren Beitragen
die Renten der Ruhestindler und erwerben dadurch ih-
rerseits einen Rechtsanspruch, im Alter selbst Rente zu
beziehen (Umlageverfahren).

Die Wahrungsreform, die Einfiihrung der sozialen
Marktwirtschaft, der Marshallplan, der immense Ar-
beitskraftebedarf fiir den Wiederaufbau und die Re-
formierung der sozialpolitischen Gesetze bereiten der
Bundesrepublik Deutschland in den 1950er-Jahren
einen enormen wirtschaftlichen Aufschwung. Das Wirt-
schaftswunder beginnt.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund startet im Jahr 1956 eine
Kampagne zur Einfiihrung der Fiinftagewoche.
Bild: Plakat, 1956.



Sozialpolitische Errungenschaften der jungen BRD

Am 9. April 1949 tritt das Tarifvertragsgesetz in Kraft.
Es regelt das Recht, nach dem Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer Arbeitsbedingungen und Entlohnung ohne staat-
lichen Eingriff selbst aushandeln (Tarifautonomie). Im
Jahr 1949 liegen die Stundenlohne zwischen 59 Pfennig
und 1,77 Deutschen Mark (DM}, Monatsgehalter zwischen
175 DM und 531 DM. Frauen verdienen prinzipiell weni-
ger, meist werden sie nach einem ,Frauenlohn” bezahlt.

Am 13. Oktober 1949 grinden 16 Einzelgewerkschaften
in Minchen den Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB)
als ihren Dachverband. Erster Vorsitzender des DGB wird
Hans Bockler.

Am 21. Mai 1951 tritt das Montan-Mitbestimmungsge-
setz in Kraft. Es regelt die paritatische Mitbestimmung
der Arbeitnehmer in Kapitalgesellschaften des Bergbaus
und der Eisen- und Stahlindustrie nach dem Grundsatz
.Gleichberechtigung von Kapital und Arbeit”. Mit parita-
tisch ist gemeint, dass der Aufsichtsrat der Unternehmen
je zur Halfte mit Arbeitnehmervertretern und Anteilseig-
nern/Aktionaren besetzt wird. Der Aufsichtsratsvorsitzen-
de wird von beiden Seiten gewahlt und muss neutral sein.

Ab dem 10. August 1951 gilt fir Arbeitnehmer ein gesetz-
licher Kiindigungsschutz, den das Kiindigungsschutzge-
setz vorschreibt. Kiindigungsfristen miissen nun einge-
halten werden, Kiindigungsgriinde gerechtfertigt sein.

Am 24. Januar 1952 tritt das Mutterschutzgesetz in Kraft.
Es schiitzt werdende Mitter vor Kiindigung und fiihrt Geld-
leistungen fir die Zeit vor und nach der Entbindung ein.

Ab dem 11. Oktober 1952 gilt das Betriebsverfassungs-
gesetz (BetrVG), das eine bundesweite einheitliche Re-
gelung fur Betriebsrate vorsieht und die Mitbestimmung
fur alle Unternehmen auflerhalb der Bergbau-, Eisen-
und Stahlindustrie (Montanindustrie) einheitlich regelt.

Am 15. Januar 1955 entscheidet das Bundesarbeitsge-
richt: gleicher Tariflohn fiir Frauen. Bis ,Frauenlohn-
gruppen” ganz aus den Tarifvertragen verschwinden,
dauert es jedoch noch Jahrzehnte.

In einem feierlichen Akt erklaren die Vertreter der Alliier-
ten (USA, GroBbritannien und Frankreich) die Bundesre-
publik am 5. Mai 1955 offiziell fiir souveran und beenden
den Besatzungszustand. Die BRD hat damit ihre Souve-
ranitat - die staatliche Selbststandigkeit und Unabhan-
gigkeit - erreicht.

1. Mai 1956: ,Samstags gehort Vati mir” - mit dieser Kam-
pagne fordert der DGB in diesem Jahr die Einfihrung der
Fiinftagewoche mit acht Stunden taglicher Arbeitszeit.
Schrittweise wird diese Forderung in den Folgejahren
nach etlichen Streiks umgesetzt.

Am 23. Februar 1957 tritt ein neues Rentengesetz in
Kraft. Es ist die erste groe Rentenreform in der Ge-
schichte der Rentenversicherung.

Mit der Unterzeichnung der Romischen Vertrage grinden
Belgien, Frankreich, Italien, Luxemburg, die Niederlande
und die Bundesrepublik Deutschland am 25. Marz 1957
die Europdische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG). Die
EWG ist der Vorlaufer der heutigen Europaischen Union
(EU).

Am 1. Juli 1958 tritt das Gleichberechtigungsgesetz in
Kraft, das die Gleichberechtigung von Frau und Mann
in Ehe und Familie gesetzlich verankert. Frauen gewin-
nen Rechte dazu, Manner missen Einschrankungen hin-
nehmen.
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1960er- bis 1970er-Jahre: Wohlstand und
»Sozialinvestitionen*

Wirtschaftswachstum und Wohlstand sind in den
1950er-Jahren die Eckpfeiler der Sozialpolitik. Bis zum
Jahr 1961 sinkt die Arbeitslosenquote auf unter ein
Prozent, die Vollbeschéaftigung ist damit erreicht. Pro-
duktion und Export steigen weiter. Der fortsetzende
wirtschaftliche Aufschwung ermoglicht den weiteren
Ausbau zahlreicher sozialer Sicherungsleistungen. In
den 1960er-Jahren werden jedoch zunehmend die Gren-
zen des Sozialstaats hinterfragt und Warnungen vor
einem ,Versorgungsstaat® laut. Der Ausbau geht den-
noch weiter. ,Sozialinvestitionen® ist ein Schlagwort
dieser Zeit.

Zunachst werden die Leistungen, beispielsweise in der
gesetzlichen Krankenversicherung, noch erweitert: Sie
finanzieren nun auch Vorsorge- und Fritherkennungs-
mafsnahmen. AufSerdem wird die Ausstattung der Kli-
niken verbessert. Ein neues Gesetz zur gesetzlichen
Unfallversicherung garantiert, dass auch Schiler und

Studierende unfallversichert sind. Die Versicherung
greift bei Unfillen, die sich in der Schule oder am Ar-
beitsplatz beziehungsweise auf dem Weg dorthin und
zurlick ereignen, sowie bei Berufskrankheiten. Aufser-
dem verbessert das Rehabilitationsangleichungsgesetz
die Leistungen zur medizinischen und beruflichen Re-
habilitation (Wiederherstellung, Eingliederung) von
Menschen mit Behinderungen.

Anfang der 1960er-Jahre reformiert der Bundestag das
Armen- und Fiirsorgerecht, das noch aus der Weimarer
Republik stammt, und fiihrt 1961 die Sozialhilfe ein. Sie
soll Menschen in Not existenziell absichern. Thre Leis-
tungen konnen aus Geld-, Sach- und Dienstleistungen
(zum Beispiel Beratung) bestehen. Bevor Sozialhilfe be-
willigt wird, missen jedoch alle anderen Moglichkeiten
ausgeschopft sein, und es darf kein eigenes Einkommen
beziehungsweise Vermdgen mehr zur Verfiigung stehen.

Die zunehmende Motorisierung unterstreicht den wachsenden Wohlstand in den 1950er-Jahren: Am 5. August 1955 lauft
der einmillionste VW-Kéafer vom Band. Bild: Fotografie, 1955.
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Im Jahr 1975 erreicht der Sozialstaat seine Grenzen: Ol- Auch die Zahl der Rentner wichst, ihre rechtlichen
preisschock und Strukturwandel verringern das Wirt- Anspriiche sind durch die Rentenreform gestiegen. In-
schaftswachstum und l6sen eine Rezession (wirtschaft- folgedessen steigen die Sozialausgaben, wahrend die
licher Abschwung) aus. Die Arbeitslosigkeit nimmt zu. Einnahmen sinken.

Sozialpolitische Errungenschaften in den 1960er- und 1970er-Jahren

Der Mindesturlaub fiir alle Arbeitnehmer gilt ab 1. Januar Am 15. Januar 1972 wird das Betriebsverfassungsgesetz
1963 und ist im Bundesurlaubsgesetz festgeschrieben. reformiert. Die Arbeitnehmer und ihre Gewerkschaften
erhalten mehr Rechte im Betrieb.

Ab dem 27. Juli 1969 sichert das Lohnfortzahlungsge-

setz den Arbeitnehmern bei Krankheit den vollen Lohn Mit der zweiten Rentenreform vom 16. Oktober 1972
fur sechs Wochen. offnet sich die Rentenversicherung fir Selbststandige

und Hausfrauen. Sie schafft zudem eine Rente nach Min-
Schiler und Studenten konnen seit dem 1. Juli 1970 desteinkommen und fihrt die flexible Altersgrenze mit
finanzielle Forderung beantragen. Grundlage ist das 63 Jahren ein.

erste Ausbildungsforderungsgesetz.

Am 18. Marz 1971 werden Schiiler, Studenten und Kinder
in Kindergarten in die gesetzliche Unfallversicherung
aufgenommen.

Weiterfiihrende Informationen bei Sozialpolitik.com:
Rubrik ,.Politik”
Rubrik ., Berufswelt”

Rubrik .. Zeitleiste”: Gesetze und Neuerungen

Linktipps:

Bundeszentrale fir politische Bildung/Themen/Geschichte/Bundesrepublik Deutschland: www.bpb.de

Deutsches Historisches Museum/LeMO (Lebendiges virtuelles Museum Online): www.dhm.de/lemo

Deutsche Geschichten: www.deutschegeschichten.de

Zeit Online ,Chronik der Ereignisse”: www.zeit.de/2006/08/I_Zeitleiste_1946-1966

Deutscher Gewerkschaftsbund ,Geschichte des DGB": www.60-jahre-dgb.de

Hans-Bockler-Stiftung .60 Jahre Tarifvertragsgesetz”: www.boeckler.de

Goethe-Institut ..Deutsche Stars - Innovationen made in Germany”: www.goethe.de/ges/mol/typ/de10148255.htm

Quellenhinweis:

Fir dieses Kapitel wurden neben dem Ausstellungskatalog .In die Zukunft gedacht - Bilder und Dokumente zur Deutschen Sozialgeschichte” des
Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales, Bonn 2008, auch folgende Quellen herangezogen: Deutsches Historisches Museum/LeMO (Lebendiges
virtuelles Museum Online): ,1949-1989", www.dhm.de/lemo; Deutsche Geschichten, Cine Plus Leipzig GmbH in Koproduktion mit der Bundeszen-
trale fur politische Bildung, www.deutschegeschichten.de; Bundeszentrale fiir politische Bildung: Dossier ..Grundgesetz und Parlamentarischer
Rat” und Pocket ..Zeitgeschichte 1945-2000, Bonn 2008, www.bpb.de; Hans-Bockler-Stiftung: .60 Jahre Tarifvertragsgesetz”, Disseldorf 2009,
www.boeckler.de; Deutscher Gewerkschaftsbund: ,,60 Jahre Deutscher Gewerkschaftsbund”, Berlin 2009, www.dgb.de; Deutsche Bundesbank:
.Wé&hrungsreform 1948, Frankfurt 2007, www.bundesbank.de (Stand: Januar 2010).
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Kapitel 4: 1974 bis 1989

1970er-Jahre
Strukturwandel und steigende Arbeitslosigkeit

In den 1950er-Jahren ist Arbeitslosigkeit nahezu unbe-
kannt. 20 Jahre spater nimmt sie jedoch aufgrund des
Wandels in der Wirtschaft und der Gesellschaft ste-
tig zu. Im Jahr 1970 gibt es noch nicht einmal 150.000
Arbeitslose, im Jahr 1975 wird schon die siebenfache
Menge gezahlt: Mehr als eine Million Menschen haben
keine Arbeit. Bis Mitte der 1980er-Jahre verdoppelt sich
die Zahl noch einmal auf iiber zwei Millionen.

Zusammen mit anderen Industrienationen erlebt
Deutschland einen massiven Strukturwandel von der
Industriegesellschaft hin zur Dienstleistungsgesell-
schaft. Zudem setzt auch ein technologischer Wandel

ein. Roboter und erste Computer ersetzen zunehmend
die menschliche Arbeitskraft. Arbeitsplatze fallen in
dieser Zeit in allen Bereichen weg, vor allem aber in der
Industrie und der Landwirtschaft. Mitte der 1970er-Jah-
re gibt es mehr Angestellte und Beamte als Arbeiter. Zu-
gleich steigen die Anspriiche an den Bildungsstand und
die berufliche Qualifikation. Ungelernte haben immer
weniger Chancen auf einen Arbeitsplatz.

Sozialpolitische Sparmafdnahmen

Sozialstaatliche Errungenschaften wie die Rentenre-
form miissen schon wenige Jahre nach ihrer Umset-
zung nachgebessert werden. Durch die Einfihrung der
sflexiblen Altersgrenze“ (1972) ist die Zahl der Rentner
gestiegen. Gleichzeitig haben sie grofsere rechtliche
Anspriiche, was ebenfalls die Sozialausgaben belastet.

In den 1970er-Jahren werden Arbeitsabldaufe vermehrt technisiert. Bild: Rechenzentrum der Bundespost, Fotografie, 1974.
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Hinzu kommt, dass die Einnahmen der Arbeitslosen-
versicherung wegen der zunehmenden Arbeitslosigkeit
sinken, denn Sozialversicherungsbeitrage zahlen nur
diejenigen, die Arbeit haben.

Erste Sparmafsnahmen werden schliefslich im Jahr 1976
durchgesetzt: Die Rentenanpassung an die Léhne wird
verzogert, das heifdt, die Renten steigen nicht mehr, so
wie es festgelegt war, parallel zu den Lohnen. Aufder-
dem werden Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe ge-
senkt. Eine Beteiligung der Versicherten an den Kosten
der Krankenversicherung wird eingefiihrt (Eigenbeteili-

gung).
Die ,,Neue Soziale Frage“

Neben dem Aus- und Umbau der Sozialversicherungen
auf der einen Seite 16st die Forderung nach mehr Un-
terstiitzung fiir Familien und Kinder auf der anderen
Seite laute Diskussionen aus. Geférdert und abgesichert
werden vorwiegend diejenigen, die im Berufsleben ste-
hen. Miitter, die nicht arbeiten, und kinderreiche Fa-
milien sind im Nachteil. Sie haben keine Organisation
(wie die Gewerkschaften fiir die Arbeitnehmer), die sich

um ihre Belange kiimmert. In der Sozialpolitik entsteht
aus dieser Debatte der Begriff ,Neue Soziale Frage“, in
Anlehnung an die ,Soziale Frage“ des 19. Jahrhunderts,
welche durch die Industrielle Revolution ausgelost wor-
den war.

Ab dem Jahr 1975 wird erstmals auch fiir jedes erste
Kind ein Kindergeld eingefiihrt und in den folgenden
Jahren erhoht. Bis 1982 verzehnfachen sich die Kinder-
geldzahlungen. Mit dem Mutterschaftsurlaubsgesetz
von 1979 bekommen Miitter sechs Monate lang ein Mut-
terschaftsgeld von 750 DM pro Monat. Zudem erhalten
Miitter einen besonderen Kiindigungsschutz. Ziel ist die
rechtliche Besserstellung von (berufstitigen) Mittern.

Wichtige Ereignisse und politische Aktionen in den 1970er-Jahren

Umweltschutz: Wahrend der Umweltschutz Anfang der
1970er-Jahre eher als regionale Frage gesehen wird,
fordern neue weltweite Bewegungen fiir den Schutz
von Luft, Wasser, Boden, Pflanzen- und Tierwelt inter-
nationale Mafinahmen. Der Schutz der Umwelt wird ein
wichtiges Thema in der Politik.

Frauenbewegung: Das 1975 von der UNO ausgerufene
.Jahr der Frau” verschafft den autonomen Frauenbe-
wegungen mehr Anerkennung. Sie organisieren sich
in einem Netzwerk von personlichen Kontakten, ohne
feste Struktur oder Dachverband. Ihre politischen Ziele
versuchen sie zusammen mit anderen sozialen Bewe-
gungen durchzusetzen.

Schwangerschaftsabbruch: Nach langen Auseinander-
setzungen wird 1976 eine Indikationslosung beschlos-
sen. Danach ist straffreier Schwangerschaftsabbruch
innerhalb einer bestimmten Zeitspanne und unter be-
stimmten Voraussetzungen moglich.

Terror: Im Jahr 1977 erschittern mehrere terroristi-
sche Gewaltaktionen der Rote Armee Fraktion (RAF)
die Bundesrepublik. Der damalige Arbeitgeberprasi-
dent Hanns Martin Schleyer wird entfiihrt und ermor-
det.
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1980er-Jahre

Regierungs- und Kurswechsel

Auch Anfang der 1980er-Jahre sind wirtschafts- und
sozialpolitische Sparmafinahmen nétig: Die Staatsver-
schuldung und die staatlichen Sozialausgaben miissen
weiter reduziert werden. Die Unternehmen sollen steu-
erlich entlastet werden, um wieder mehr investieren
zu konnen. Leider bringen die Bemiithungen nicht den
erhofften Erfolg.

1982 muss Bundeskanzler Helmut Schmidt (SPD) nach
einem konstruktiven Misstrauensvotum sein Amt auf-
geben. Dieser parlamentarische Akt, bei dem das Par-
lament sein Misstrauen gegeniiber dem Bundeskanzler
und der Regierung ausspricht, ist Basis fiir die Wahl
eines Nachfolgers zum Bundeskanzler. Neuer Regie-
rungschef wird Helmut Kohl (CDU), der am 1. Oktober
1982 mit seinem Regierungsstab aus CDU, CSU und FDP
das neue Amt antritt. Sein neuer (sozial-)politischer
Kurs lautet: ,weniger Staat, mehr Markt“, ,weg von kol-
lektiven Lasten, hin zur personlichen Leistung, ,Abbau
verkrusteter Strukturen zugunsten gréfserer Beweglich-
keit, mehr Eigeninitiative und mehr Wettbewerb®.

(aus der Regierungserkldrung vom 1. Oktober 1982)
Weitere Einschnitte bei den Sozialleistungen

Die Arbeitslosigkeit kann auch in den 1980er-Jahren
nicht merklich verringert werden. Die Sozialversiche-
rungsbeitrdge werden erhoht, weitere Einschnitte in
das Sozialsystem sind notig: Sie betreffen die Alterssi-

cherung, das Gesundheitssystem und die Einkiinfte fiir
Erwerbslose. Schrittweise werden in den Jahren 1977,
1982 und 1983 die Renten nicht mehr nach dem Brutto-,
sondern nach dem Nettoeinkommen der Arbeitnehmer
berechnet. Die Leistungen der Arbeitslosenversicherung
werden reduziert, und in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung werden Gebiihren fiir Medikamente erhoben.

Ende der 1980er-Jahre wird langsam der so genannte
demografische Wandel sichtbar: Die Menschen leben
immer langer, das heifst, Renten und Pflegeleistungen
miussen langer gezahlt werden. Gleichzeitig sinkt die
Zahl der Geburten. Das hat zur Folge, dass immer
weniger Menschen in die Sozialversicherungssysteme
einzahlen. Gleichzeitig erhalten aber immer mehr Ver-
sicherte soziale Leistungen.

Dauerproblem: Arbeitslosigkeit

Vor allem Jugendliche, die den Einstieg in den Beruf
nicht schaffen, sind zunehmend von Arbeitslosigkeit
betroffen. Mit dem Vorruhestandsgesetz (1984) soll die-
ses Problem angegangen werden. Beschéftigte konnen
bereits mit 58 Jahren vorzeitig in Rente gehen und ,,den
Jungen Platz machen®.

Im Jahr 1985 wird das Beschaftigungsforderungsgesetz
verabschiedet. Es soll ebenfalls den Arbeitsmarkt an-
kurbeln. Zeitarbeitsvertrage und Teilzeitarbeit werden
beispielsweise verstarkt gefordert. Ausldnder, deren
Arbeitskraft in den 1960er-Jahren noch handeringend
gesucht worden war, bekommen finanzielle Untersttit-
zung, wenn sie in ihre Heimat zuriickkehren wollen.

Die sinkende Geburtenrate hat zur Folge, dass immer weniger Menschen in die Sozialversicherungssysteme einzahlen.
Bild: Fotografie, 1987.
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Kirzere Wochenarbeitszeiten sollen zusétzlich helfen,
die Arbeitslosigkeit zu senken: Im Jahr 1985 wird die
Arbeitszeit in der Metall- und Druckindustrie auf 38,5
Stunden reduziert, 1989 auf 37 Stunden.

Im Jahr 1987 werden die Hochstbezugsdauer des Arbeits-
losengeldes und die Bezugsfrist des Kurzarbeitergeldes
flir Betriebe der Stahlindustrie erhoht. Auch diese MafR3-

nahmen sollen die soziale Lage der Menschen, die keine
Arbeit haben, verbessern.

Trotz des Sparkurses und neuer Gesetze kann eine dauer-
hafte Stabilitat der sozialen Sicherungssysteme und eine
Reduzierung der Arbeitslosigkeit angesichts der wirt-
schaftlichen und demografischen Herausforderungen
auch von der neuen Regierung nicht erreicht werden.

Wichtige Ereignisse und politische Aktionen in den 1980er-Jahren

Streik in Polen: Im Jahr 1980 streiken die Arbeiter in
Polen und erreichen von der polnischen Regierung
entscheidende Zugestandnisse: die Erlaubnis, Gewerk-
schaften zu griinden, und das Streikrecht. Dies ist der
Beginn der .Solidarnosc-Bewegung™ in Polen und der
Demokratisierung in Osteuropa.

Atomkatastrophe Tschernobyl: Beim Brand eines
Atomreaktors am 26. April 1986 im ukrainischen
Tschernobyl wird mehr Radioaktivitat freigesetzt als
beim Atombombenabwurf 1945 auf Hiroschima. In ganz
Europa wird erhohte Radioaktivitat gemessen. Der
Ausstieg aus der Atomenergie wird zu einem wichtigen
politischen Thema.

Weiterfiihrende Informationen bei Sozialpolitik.com:
Rubrik ,.Berufswelt”
Rubrik ,Sicherheit”

Rubrik ,.Zeitleiste”: Gesetze und Neuerungen

Linktipps:

Das Ende des ,Eisernen Vorhangs“: Ungarn &ffnet
als erstes Ostblockland in der Nacht vom 10. auf den
11. September 1989 den Grenzzaun zu Osterreich.
Immer mehr Menschen aus der DDR kommen (lber
Ungarn in die BRD. Andere stiirmen die Botschaften in
Prag und Warschau, um ihre Ausreise zu erzwingen.

Mauerfall und Ende des Ost-West-Konflikts: Am
9. November 1989 fallt nach 28 Jahren die Berliner
Mauer. Nach 40 Jahren DDR und BRD fallen sich tau-
sende Ostdeutsche und Westdeutsche am Branden-
burger Tor in die Arme. Schnell wird klar, dass die
Mehrheit der DDR-Bevdlkerung eine ziigige Wieder-
vereinigung mochte und sowohl auf politische als auch
auf wirtschaftliche Verbesserungen hofft.

Bundeszentrale fir politische Bildung/Themen/Geschichte/Geschichte der Bundesrepublik Deutschland ., Deutschland in den

70er-/80er-Jahren”: www. bpb.de

Deutsches Historisches Museum/LeMO (Lebendiges virtuelles Museum Online): www.dhm.de/lemo

Deutsche Geschichten: www.deutschegeschichten.de

Zeit Online .Chronik der Ereignisse”: www.zeit.de/2006/08/1_Zeitleiste_1946-1966

Quellenhinweis:

Fir dieses Kapitel wurden neben dem Ausstellungskatalog .In die Zukunft gedacht - Bilder und Dokumente zur Deutschen Sozialgeschichte” des
Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales, Bonn 2008, auch folgende Quellen herangezogen: Deutsches Historisches Museum/LeMO (Lebendiges
virtuelles Museum Online): ., 1949-1989", www.dhm.de/lemo; Deutsche Geschichten, Cine Plus Leipzig GmbH in Koproduktion mit der Bundeszent-
rale fir politische Bildung, www.deutschegeschichten.de; Bundeszentrale fir politische Bildung: Informationen zur politischen Bildung (Heft 270):
.Deutschland in den 70er-/80er-Jahren”, Bonn 2001, www.bpb.de; Mitteldeutscher Rundfunk: .Damals in der DDR", Mai 2006, www.mdr.de (Stand:

Marz 2010).
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Kapitel 5: 1990 bis 1998

Auf dem Weg zur Einheit

Die im Marz 1990 erste frei gewdhlte DDR-Regierung
unter CDU-Ministerprasident Lothar de Maiziére ver-
folgt das Ziel, den Beitritt der DDR zur Bundesrepublik
gemaf? Artikel 23 des Grundgesetzes vorzubereiten.

Ein wichtiger Schritt auf dem Weg zur staatlichen Ein-
heit ist der Staatsvertrag tiber die Wirtschafts-, Wah-
rungs- und Sozialunion zwischen der Bundesrepublik
und der DDR, der am 1. Juli 1990 in Kraft tritt. Die Deut-
sche Mark (DM) wird als einziges Zahlungsmittel auch
in Ostdeutschland eingefiihrt.

Lohne und Gehalter sowie Renten werden zum Kurs
1:1 umgestellt, also eine Ostmark gegen eine Deutsche
Mark. Sparguthaben kénnen ebenfalls bis zu einem be-
stimmten Betrag (abhédngig vom Alter des Sparers) 1:1
umgetauscht werden. Guthaben und Schulden, die dar-
uber liegen, werden zum Kurs 2:1 umgestellt.

Die einheitliche Wahrung und die Ubernahme der bun-
desdeutschen Sozialversicherung (Renten-, Kranken-,
Pflege-, Arbeitslosen- und Unfallversicherung), der So-
zialhilfe und des Arbeitsrechts (Koalitionsfreiheit, Ta-
rifautonomie, Streikrecht, Betriebsverfassung, Kindi-
gungsschutz, Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall) im
Rahmen der Sozialunion schaffen die Voraussetzungen
fir die Einfiihrung der sozialen Marktwirtschaft (Wirt-
schaftsunion) in den neuen Bundesldndern.

Am 3. Oktober 1990 konnen die Deutschen in Ost und
West gemeinsam die deutsche Einheit feiern: An diesem
Tag tritt der Einigungsvertrag vom 31. August in Kraft,
und damit wird der Beitritt der DDR zur Bundesrepub-
lik Deutschland vollzogen. Im ,Zwei-plus-Vier-Vertrag"
vom September 1990 hatten die vier Siegerméachte zuvor
dem vereinigten Deutschland die volle Regierungsge-
walt (Souveranitit) tibertragen.

Besucher aus Potsdam werden am 10. November 1989 freudig von den Westberlinern empfangen. Bild: Fotografie, 1989.
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Neue Aufgaben fiir den
gesamtdeutschen Sozialstaat

Gleiche Lebensverhéltnisse in Ost und West zu schaffen
ist Anfang der 1990er-Jahre das wichtigste Ziel der Sozi-
alpolitik. Trotz der Freude iiber die Wiedervereinigung
wird schnell klar: Es sind grof3e finanzielle Anstrengun-
gen notwendig, um die Einheit zu finanzieren. Die Sozi-
alleistungsquote steigt von 30,7 Prozent im Jahr 1989 auf
34,1 Prozent im Jahr 1994.

Aufierdem kann der bundesdeutsche Sozialstaat nicht
einfach per Gesetz ilibertragen werden. In den neuen
Bundesldndern fehlen die entsprechenden Einrichtun-
gen und Regelungen. Auch die sozialpolitischen Akteure
wie freie Gewerkschaften, Arbeitgeberverbande, Berufs-
genossenschaften und Trager der Kranken- und Ren-
tenversicherung missen sich erst neu bilden.

Die neuen Mitbiirger miissen in das bundesdeutsche So-
zialsystem integriert und in die soziale Marktwirtschaft
eingefiihrt werden. Von heute auf morgen miissen sich
die ehemaligen DDR-Biirgerinnen und -Biirger komplett
umstellen und neu orientieren. Gleichzeitig muss der
Umbau des Sozialstaats der ,alten Bundesrepublik” wei-
tergehen.

»Aufbau Ost“ und Arbeitsmarkt

Den wirtschaftlichen Aufbau der neuen Bundeslander
tragen Staat, Gesellschaft und Wirtschaft gemeinsam.
1991 und 1992 zahlen die Blirgerinnen und Biirger in Ost
und West erstmals einen Solidaritdtszuschlag (auch:
»S0li%) zusatzlich zur Einkommensteuer.

Am 13. Marz 1993 wird ein Solidarpakt zwischen Bund
und Lindern zur Finanzierung der deutschen Einheit
(auch: ,,Aufbau Ost*) vereinbart. Die Hauptlast tragt der
Bund. Im Jahr 1995 wird der Solidaritdtszuschlag wieder
eingefiihrt. Zunéchst sind es 7,5 Prozent, von 1999 bis
2010 5,5 Prozent zuséatzlich zur Einkommensteuer. Den-
noch geht der Aufbau Ost nur stockend voran.

Probleme bereitet vor allem die Umstellung von der
sozialistischen Planwirtschaft in Ostdeutschland zur
sozialen Marktwirtschaft. Hinzu kommt, dass traditio-
nelle Absatzmarkte der DDR in Osteuropa wegbrechen,
weil auch hier durch die politische und wirtschaftliche
Neuorganisation die Nachfrage sinkt.

Etwa 8.000 volkseigene Betriebe der ehemaligen DDR
mit rund vier Millionen Beschéftigten werden privati-
siert. Das bedeutet, dass offentliches Vermogen in das
Eigentum privater Unternehmer iibergeht. Viele der
neuen Unternehmen sind der westdeutschen Konkur-
renz jedoch nicht gewachsen. Thre Produktionskosten

sind zu hoch, ihre Produkte nicht marktfahig. Millionen
Beschaftige verlieren ihre Arbeitsplitze, weil Unterneh-
men schliefSen miissen.

Im Jahr 1993 tiberschreitet die Arbeitslosenzahl in der
Bundesrepublik erstmals die Dreimillionengrenze, 1997
sind tber vier Millionen Menschen ohne Arbeit. Eine
Erhohung der Beitrdge zur Arbeitslosenversicherung
sowie Einschnitte bei den Leistungen sind die Folgen.

Rentenversicherung

Mit der Wiedervereinigung werden Millionen ehemali-
ger DDR-Burgerinnen und -Blrger in das bundesdeut-
sche Rentensystem integriert. Darunter sind rund vier
Millionen Menschen, die Rentenzahlungen bekommen.

Ab 1. Januar 1992 gilt in den neuen Bundeslandern mit
dem ,Rententiiberleitungsgesetz“ das Rentenrecht der
Bundesrepublik. Das heifst, Rentnerinnen und Rentner
aus den neuen Bundeslindern haben einen Anspruch
auf eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung. Zeiten der Erwerbstétigkeit in der DDR werden
in Beitragszeiten der Rentenversicherung umgerechnet.

Zusammen mit der Problematik der alternden Gesell-
schaft und der anhaltenden Arbeitslosigkeit nimmt der
Druck auf die Rentenkassen weiter zu.

Infolge eines Beschlusses vom 9. November 1989 tritt
im Jahr 1992 die vom Bundestag verabschiedete Renten-
reform in Kraft. Neu ist, dass die Hohe der Renten nun
an die Nettolohne (Bruttolohn minus Steuern und So-
zialbeitrdge ergibt den Nettolohn) angepasst wird. Das
heifdt, wenn die Steuern und Sozialversicherungsbeitra-
ge flir die Arbeitnehmer steigen und sie damit weniger
Geld haben, fallen auch die Renten geringer aus.

Die Altersgrenze, ab der man in Rente gehen kann, wird
schrittweise von 60 und 63 auf 65 Jahre heraufgesetzt.
Wer frither in Rente gehen mochte, kann dies nur mit
Abziigen tun. Neu ist auch, dass flir die Kinderziehung
nun drei Jahre bei der Rentenberechnung anerkannt
werden. Weitere Reformen mit Einschnitten bei der
Rentenversicherung folgen 1996 und 1997.

Die gesetzliche Rentenversicherung wird tber Beitrage
finanziert, die sich die Arbeitnehmer und Arbeitgeber
teilen. 1990 betragt der Rentenbeitragssatz 18,7 Prozent
des Bruttolohns, 1997 und 1998 liegt er bei 20,3 Pro-
zent. Damit der Beitragssatz nicht noch weiter steigt,
leistet der Bund seit 1998 einen erheblichen Zuschuss
zur Rentenversicherung. Ende der 1990er-Jahre liegt der
Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversicherung bei
19,5 Prozent.
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Durch den medizinischen Fortschritt steigen die Kosten im
Gesundheitswesen kontinuierlich an. Bild: Fotografie, 2006.

Krankenversicherung

In der ehemaligen DDR war die medizinische Versor-
gung Aufgabe des staatlichen Gesundheitswesens. Es
gab also keine privaten Leistungsanbieter. Das heif3t:
Niedergelassene Arzte, Zahnérzte und Apotheker oder
private und gemeinnitzige Krankenhaustrager missen
nach der Wiedervereinigung zligig neu zugelassen, ge-
férdert oder aufgebaut werden. Diese grofden strukturel-
len Verdnderungen sind Voraussetzung fiir die Einfiih-
rung der gesetzlichen Krankenversicherung.

Auch in der gesetzlichen Krankenversicherung in West-
deutschland gibt es lange vor der Einheit Finanzie-
rungsprobleme, die mit Reformen und Gesetzen geldst
werden sollen. Am 1. Januar 1993 tritt das Gesundheits-
strukturgesetz mit Leistungskiirzungen in Kraft. Die
Versicherten miissen erstmals bei Zahnersatz, Arznei-
und Heilmitteln Zuzahlungen leisten. Auch die Beitrage
zur Krankenversicherung steigen.

Die elektronische Krankenversichertenkarte wird ein-
gefiihrt und 16st den Krankenschein ab. Ab dem 1. Ja-
nuar 1996 konnen alle Versicherten der gesetzlichen
Krankenkassen frei wahlen, ob sie sich bei einer der
Allgemeinen Ortskrankenkassen, Ersatzkrankenkassen,
Betriebskrankenkassen oder Innungskrankenkassen
versichern.

Pflegeversicherung

Um kranke und pflegebediirftige Menschen, deren Ein-
kommen oder Rente fiir eine sorgfiltige Pflege nicht
ausreicht, aus der Sozialhilfe herauszuholen, wird als
flinfter Zweig der Sozialversicherung zum 1. Januar 1995
die gesetzliche Pflegeversicherung eingefiihrt. Leis-
tungen werden Pflegebediirftigen zuhause (also in der
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ambulanten Pflege) und in stationdren Einrichtungen
gewahrt. Als (schwer) pflegebediirftig gelten Menschen,
die dauerhaft Hilfe bei alltdglichen Verrichtungen (wie
Korperpflege, Erndhrung oder Mobilitdt) brauchen.

Wer gesetzlich krankenversichert ist, gehort automa-
tisch auch der gesetzlichen Pflegeversicherung an. Dies
gilt auch fir mitversicherte Familienangehorige. Wer
privat krankenversichert ist, muss eine private Pflege-
versicherung abschliefien. Wie in den anderen Zweigen
der Sozialversicherung teilen sich Arbeitnehmer und
Arbeitgeber die Beitrdge je zur Hilfte (Ausnahme: Sach-
sen). Anfangs liegt der Beitrag bei einem Prozent, zum
1. Juli 1996 steigt er auf 1,7 Prozent.

Sozialpolitik im vereinten Europa

Bereits seit 1989 haben sich die Mitgliedstaaten mit der
,Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer“ zu mehr sozialem
Schutz fiir Arbeitnehmer verpflichtet. Weitere Plane zur
sozialen Sicherung auf europiischer Ebene werden mit
dem Vertrag tiber die Europaische Union ausgearbeitet.

Am 7. Februar 1992 unterzeichnen ihn die zwolf Mit-
gliedstaaten der Europdischen Gemeinschaft (EG) in der
niederldandischen Stadt Maastricht und schliefden sich
damit zur Europaischen Union (EU) zusammen.

Wichtigste Ziele sind eine gemeinsame Wirtschafts-
und Sozialunion sowie eine gemeinsame Aufden- und
Sicherheitspolitik. Am 1. November 1993 tritt der
»Maastrichter Vertrag“ in Kraft.

Mit dem beigefiigten ,Abkommen tiber die Sozialpolitik“
konnen die EU-Mitgliedstaaten jetzt in einzelnen Berei-
chen gemeinsame Entscheidungen treffen. Dazu gehort
neben der Beschiftigungsforderung und der Verbesse-
rung der Lebens- und Arbeitsbedingungen auch die For-
derung der Chancengleichheit.

Am 26. Miarz 1995 werden die Grenzkontrollen zwi-
schen den EU-Landern Deutschland, Frankreich, Bel-
gien, Niederlande, Luxemburg, Portugal und Spanien
abgeschafft. Anlass ist das Inkrafttreten des ,Schenge-
ner Abkommens“, das Deutschland, Frankreich und die
Benelux-Staaten bereits zehn Jahre zuvor in der luxem-
burgischen Stadt Schengen abgeschlossen hatten.

Im Jahr 1999 werden die ,,Abkommen iiber die Sozialpo-
litik“ im EU-Vertrag fest verankert. Die Schwerpunkte
der europaischen Sozialpolitik liegen auf Fragen der Be-
schaftigung, Chancengleichheit, Ausgrenzung und of-
fentlichen Gesundheit.



Wichtige Ereignisse der 1990er-Jahre

Am 2. Dezember 1990 findet die erste gesamtdeutsche
Bundestagswahl statt. Es ist das erste frei gewahlte
Parlament in Gesamtdeutschland seit 1932. Die Regie-
rung wird von einem Biindnis (Koalition] aus CDU, CSU
und FDP gebildet. Erster gesamtdeutscher Bundes-
kanzler ist Helmut Kohl, CDU.

Im Juni 1991 beschlieBt der Bundestag, von Bonn nach
Berlin zu ziehen. Der Umzug der Bundesregierung soll
bis zum Jahr 2000 abgeschlossen sein.

Im September 1991 lberfallen Rechtsextreme in Hoy-
erswerda vietnamesische Gastarbeiter. Weitere Aus-

Seit 1995 ist der Schwangerschaftsabbruch in den ers-
ten zwolf Wochen der Schwangerschaft straffrei. Eine
Beratung davor ist aber Pflicht.

Am 26. April 1997 fordert der deutsche Bundesprasi-
dent Roman Herzog in einer Rede, ,,Durch Deutsch-
land muss ein Ruck gehen”. Er beklagt den Mangel an
Unternehmergeist und Engagement.

Am 27. September 1998 wird Gerhard Schroder, SPD,
zum neuen Bundeskanzler gewahlt. Die neue Regie-
rungskoalition bilden SPD und Griine. Nach 16 Jahren
endet damit die Ara Helmut Kohl.

schreitungen gegen und Brandanschlage auf Auslan-
der und Asylbewerber folgen im August 1992 in
Rostock, im November 1992 in Mélln und im Mai 1993
in Solingen.

Weiterfiihrende Informationen bei Sozialpolitik.com:
Rubrik .,Politik”
Rubrik ..Sicherheit”

Rubrik .. Zeitleiste”: Gesetze und Neuerungen

Linktipps:

Deutsches Historisches Museum/LeMO (Lebendiges virtuelles Museum Online): www.dhm.de/lemo
Deutsche Geschichten: www.deutschegeschichten.de

Zeit Online ,Chronik der Ereignisse”: www.zeit.de/2006/08/I_Zeitleiste_1946-1966

Quellenhinweis:

Fir dieses Kapitel wurden neben dem Ausstellungskatalog .In die Zukunft gedacht - Bilder und Dokumente zur Deutschen Sozialgeschichte” des
Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales, Bonn 2008, auch folgende Quellen herangezogen: Deutsches Historisches Museum/LeMO (Lebendiges
virtuelles Museum Online): ., 1989/1990 Deutsche Einheit”, .. 1990 bis heute”, www.dhm.de/lemo; Deutsche Geschichten: , 1989 bis 2005, Cine Plus
Leipzig GmbH in Koproduktion mit der Bundeszentrale fir politische Bildung, www.deutschegeschichten.de; Bundesministerium fiir Arbeit und
Soziales: ..Geschichte der Gesetzlichen Rentenversicherung”, online: www.bmas.de; Ausstellung des BMAS/BMG anl&sslich der Feier .60 Jahre
Bundesrepublik Deutschland”, Online: www.bmg.bund.de; AOK-Bundesverband: Online-Lexikon, www.aok-bv.de; Friedrich-Ebert-Stiftung: .40
Jahre aktive Arbeitsmarktpolitik in Deutschland - Beitrag zu einer Bilanz", in WISO direkt, Juni 2009 (Stand: Mai 2010).
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Kapitel 6: 1998 bis 2005

Reformen sichern die Zukunfi

Die Sorgen des Sozialstaats

Die Belastungen fiir das deutsche Sozialversicherungs-
system nehmen bis zur Jahrtausendwende weiter zu.
Seit 1997 sind iiber vier Millionen Menschen in Deutsch-
land arbeitslos. Der demografische Wandel hilt weiter
an - die Menschen werden &lter, bekommen aber weni-
ger Nachwuchs.

Die Kosten fiir die Gesundheit steigen mit zunehmender
Verbesserung der medizinischen Versorgung. Das Geld
wird immer knapper, die Sorge um die Finanzierung
des sozialen Sicherungssystems gréf3er. Hinzu kommen
der Wandel der Arbeitswelt innerhalb der Europaischen
Union und auch die wachsende weltweite Standortkon-
kurrenz (Globalisierung). Sie zwingen Arbeitgeber und
Arbeitnehmer sowie die Regierung zum Umdenken.

Einige Reformen sind bereits bis Ende des Jahrtausends
auf den Weg gebracht worden. Unter dem Leitsatz ,Auf-
bruch und Erneuerung“ kiindigt die neue Bundesregie-
rung weitere Reformen an.

Arbeitsmarktreformen: die ,Hartz-Gesetze*

Zentrales Problem bleibt die hohe Arbeitslosigkeit, die
schon seit Anfang der 1980er-Jahre zu den grofiten
sozialen Problemen in Deutschland gehort. Mitte der
1980er-Jahre liegt die Arbeitslosenquote bei 9,1 Prozent,
sinkt bis 1990 auf 7,2 Prozent und erreicht im Jahr 1998
ihren Hohepunkt mit 12,8 Prozent.

Der Grundstein fir eine tief greifende Reform auf dem
Arbeitsmarkt wird zur Jahrtausendwende mit der Einbe-
rufung der ,Kommission fiir moderne Dienstleistungen
am Arbeitsmarkt (auch: ,Hartz-Kommission) gelegt.
Benannt nach ihrem Vorsitzenden, Dr. Peter Hartz, ist
das Hauptziel der Expertenkommission, im Auftrag der
Bundesregierung ein umfassendes Konzept zum Abbau
der Arbeitslosigkeit und zur Erh6hung der Beschafti-
gung zu entwickeln.

Die Regierung kiindigt im neuen Jahrtausend notwendige Reformen an. Bild: Glaskuppel des Deutschen Bundestages im
umgebauten Reichstagsgebaude in Berlin, Fotografie 1999.
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Insgesamt werden in den néchsten Jahren vier ,,Gesetze
flir moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt® (auch:
sHartz-Gesetze“) verabschiedet.

Hartz | und Hartz Il treten am 1. Januar 2003 in Kraft. Mit
dem ersten Gesetz (Hartz 1) sollen neue Beschéftigungs-
wege eingeschlagen und neue Arbeitsplatze geschaffen
werden. So werden zum Beispiel Bildungsgutscheine
eingeflhrt, mit denen Arbeitslose ihre Weiterbildungsein-
richtung selbst aussuchen konnen. Eine sofortige Mel-
depflicht schreibt vor, sich bei Kiindigung umgehend ar-
beitslos zu melden, ansonsten kann das Arbeitslosengeld
gekurzt werden.

Das zweite Gesetz (Hartz Il) regelt die Beschaftigungsar-
ten von so genannten Mini- und Midijobs, die Griindung
einer ,Ich-AG” (Unternehmen, das aus einer Person be-
stehen kann) und die Einrichtung von Jobzentren, die aus
Arbeits- und Sozialamtern zusammengesetzt sind und die
Arbeitsvermittlung beschleunigen sollen.

Hartz lll tritt am 1. Januar 2004 in Kraft. Das dritte Gesetz
schafft die rechtlichen Grundlagen fir den Umbau der
Bundesanstalt fir Arbeit zur Bundesagentur fir Arbeit.
Mit der neuen Agentur soll ein moderner und kunden-
orientierter Dienstleister entstehen. Auflerdem wird die
freiwillige Weiterversicherung zur Arbeitslosenversiche-
rung fur Existenzgriinder und Pflegende von Angehdrigen
eingeflhrt.

Hartz IV, das umfassendste und am haufigsten kritisierte
Gesetz des gesamten Paketes, tritt am 1. Januar 2005 in
Kraft. Mit dem vierten Gesetz werden Arbeitslosen- und
Sozialhilfe abgeschafft und das Arbeitslosengeld I, die
.Grundsicherung fiir Arbeitsuchende” eingefiihrt (um-
gangssprachlich ,Hartz IV" genannt). Wer arbeitsfahig und
im Alter zwischen 15 und 64 Jahren ist, erhalt diese Hilfe.
Auch die Partner oder minderjahrige Kinder, die mit dem
Hilfebedlrftigen zusammenleben, kénnen das Arbeits-
losengeld Il beantragen. Wenn die Angehdrigen nicht
erwerbsfahig sind, erhalten sie das ebenfalls neu einge-
fihrte Sozialgeld.

Bis dahin ist die Arbeitslosenhilfe wie das Arbeitslo-
sengeld iber die Beitrage zur Arbeitslosenversicherung
finanziert worden. Jetzt werden die Leistungen fiir So-
zialgeld und Arbeitslosengeld II aus Steuereinnahmen
bezahlt. Neben einem so genannten Regelsatz, den die
Bedirftigen monatlich bekommen, werden Kosten fiir
Miete und Heizung libernommen, ebenso die Beitrdge
fir Kranken- und Pflegekassen.

wyAgenda 2010: die Zukunft gestalten“

»~Wir werden Leistungen des Staates kiirzen, Eigenver-
antwortung fordern und mehr Eigenleistung von jedem
Einzelnen abfordern miissen.“! Das sind die Worte, mit
denen Bundeskanzler Gerhard Schroder am 14. Marz
2003 die Agenda 2010 unter dem Motto ,Mut zum Frie-
den und Mut zur Erneuerung“ ankindigt.

Die Agenda 2010 (agenda: lateinisch ,was zu tun ist") ist
ein Mafdnahmenbiindel, mit dem in den kommenden
Jahren die Wirtschafts- und Sozialpolitik iberarbeitet
werden soll. Das anfangs unbekannte Kennwort ,Agen-
da 2010“ wird schnell zum Markenzeichen, das fiir viele
(sozial-)politische Themen und Neuerungen stehen
wird. Kernthemen sind Neuerungen in den Bereichen
Konjunktur und Haushalt, Arbeit und Wirtschaft sowie
soziale Sicherung.

Unter die Agenda 2010 fallen in den Folgejahren neben
dem Ausbau der Arbeitsmarktreform (Hartz III und IV)
auch neue Rentenreformen und die umfassende Reform
des Gesundheitssystems.

Reformen der gesetzlichen
Rentenversicherung

Die alter werdende Bevolkerung (demografischer Wan-
del) bleibt weiterhin die grofse Herausforderung in
der Alterssicherung. Einerseits muss die Rente fiir die
schrumpfende arbeitende Generation bezahlbar blei-
ben, andererseits muss sie gleichzeitig die Ruhestand-
ler langer finanzieren, da diese immer langer leben. Mit
skleinen“ Reformen in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung sowie mit der Einfithrung der Pflegeversiche-
rung sind in den letzten drei Jahrzehnten erste Schritte
unternommen worden, die nun im neuen Jahrtausend
fortgefuhrt werden.

Anspruch auf Rente hat jeder Beitragszahler, der ins
Rentenalter kommt, aber auch jeder Beitragszahler, der
wegen einer Krankheit oder der Folgen eines Unfalls
nicht mehr arbeiten kann. Ab dem 1. Januar 2001 wird
dazu eine neue Regelung eingefiihrt: Aus ,Rente wegen
Berufsunfahigkeit wird die ,Rente wegen Erwerbsun-
fahigkeit“. Entscheidend ist nicht mehr, ob man noch
den gelernten Beruf ausiiben kann, sondern ob man
tiberhaupt noch zwischen drei und sechs Stunden pro
Tag arbeiten kann, unabhéingig von der Art der Arbeit.
Wer noch sechs Stunden und langer téglich arbeiten
kann, hat keinen Anspruch mehr. Fir Versicherte, die
vor dem 2. Januar 1961 geboren sind, gibt es allerdings
auch kinftig noch eine Rente wegen Berufsunfahigkeit.

! Regierungserklarung .Mut zum Frieden und Mut zur Verénderung” von Bundeskanzler Gerhard Schréder am 14. Mérz 2003 vor dem deutschen
Bundestag, Deutscher Bundestag, Plenarprotokoll 15/32, Berlin 2003, S. 2479. Aus: ..Die Agenda 2010: Eine wirtschaftspolitische Bilanz": Bundes-

zentrale fur politische Bildung, online. www.bpb.de (Stand: Juni 2010).
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Da erkennbar ist, dass die Rente allein kiinftig nicht
ausreichend sein wird, um den gewohnten Lebensstan-
dard zu sichern, schafft der Staat Anreize zur priva-
ten Altersvorsorge. Entscheidend bleibt, dass auch fir
kiinftige Generationen die Leistungen der gesetzlichen
Rentenversicherung die wichtigste Einnahmequelle im
Alter sein werden.

Im Frihjahr 2001 wird dazu ein Erganzungsgesetz zur
Reform der gesetzlichen Rentenversicherung und zur
Forderung eines kapitalgedeckten Altersvorsorgever-
mogens, das so genannte Altersvermogenserginzungs-
gesetz, verabschiedet. Zusammen mit den letzten Ren-
tenreformen wird nun gewahrleistet, dass die Beitrage
in den nachsten 30 Jahren relativ stabil bleiben werden.
Die Anpassung der Rentenhdhe (Dynamisierung) orien-
tiert sich jetzt in verdnderter Form an der allgemeinen
Einkommensentwicklung, das heifst am Bruttolohn
aller Beschaftigten.

Zudem werden ab dem 1. Januar 2002 betriebliche und
private Altersvorsorgeleistungen steuerlich gefordert.
Je nach der Hohe des Einkommens und je nach dem
Familienstand gibt es entweder Zulagen oder Steuer-
freibetrdge. Jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeitneh-

Das System der Mitbestimmung

lUberwacht,
bestimmt mit,
kooperiert

wiahlen ?

mer kann auflerdem von seinem Arbeitgeber verlangen,
dass ein Teil des Lohns fiir eine betriebliche Altersver-
sorgung verwendet wird.

Ab 2005 wird zusatzlich ein so genannter Nachhaltig-
keitsfaktor in die Formel zur Rentenberechnung ein-
gebaut, der auch die demografische Entwicklung be-
riicksichtigt: Er setzt die Zahl der Leistungsempfinger
in Bezug zur Anzahl der erwerbstdtigen Beitragszahler.
Werden die Beitragszahler weniger, fallt auch die Ren-
tenanpassung geringer aus. Hinzu kommt, dass Rent-
ner, die monatlich mehr als einen festgesetzten Betrag
Rente bekommen, ihre Einkiinfte versteuern miissen.
Erwerbstatige erhalten hingegen Steuerbegiinstigungen
fiir ihre Vorsorgeaufwendungen.

Neuerungen bei der Mitbestimmung

Um die Mitbestimmung am Arbeitsplatz durch Betriebs-
rate zu stiarken, wird im Jahr 2001 das Betriebsverfas-
sungsgesetz (BetrVG) reformiert. So wird zum Beispiel
das Wahlverfahren fiir einen Betriebsrat in Unterneh-
men mit bis zu 50 Mitarbeitern vereinfacht. Ab einer
Betriebsgrofde von mindestens 200 Arbeitnehmern kann

Vorstand/

> Geschaftsfliihrung

|Arbeitsdirektor]

T wihlt und kontrolliert

Aufsichtsrat
Vertreter der
Arbeitnehmer | Anteilseigner

f wiahlt

Arbeitnehmer

Anteilseigner-
versammlung

. wihlen
Betriebsrat
[GER/KER) <
unterstitzen T
Gewerkschaften

Mitbestimmungsrechte nach
dem Betriebsverfassungsgeselz

Umternehmensmitbestimmung nach
dem Mitbestimmungsgesetz

+
L1
A
L]

T ‘Wahlvorschlige

GBR Gesamtbetricbsrat [Einrichtung beim Verhandensein

rehrerer Belriebsrate salbststindiger Betriebe aines
Unternehmens]

KBR Konzernbetriebsrat [Errichtung fir einen Konzern

durch Beschlisse der ginzelnen Gesamtbetriebsrite]

Quelle: Unterrichtsbaustein ,Mitbestimmung in Europa“, herausgegeben von der Hans-Bdckler-Stiftung, Wiesbaden 2006, Seite 7.
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ein Betriebsratsmitglied ganz oder teilweise freigestellt
werden. Dariiber hinaus bekommt der Betriebsrat ein
Mitbestimmungsrecht, wenn es darum geht, Mitarbeiter
weiter zu qualifizieren und auf diese Weise Arbeitsplat-
ze zu sichern.

Im Jahr 2004 treten auf3erdem Neuregelungen Uber die
Drittelbeteiligung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat fiir
Unternehmen mit mehr als 500 und bis zu 2.000 Arbeit-
nehmern in Kraft. Aufsichtsrate, das sind die Vertreter
der Arbeitnehmer und der Anteilseigner, werden seit-
dem zu einem Drittel von Arbeitnehmervertretern und
zu zwei Dritteln von Anteilseignern des Unternehmens
besetzt. Anteilseignern gehort ein bestimmter Anteil
des Unternehmens, meist in Form von Aktien.

Gleichstellung von Menschen
mit Behinderungen

Um Menschen mit Behinderungen verstarkt eigenver-
antwortlich am Leben in der Gesellschaft teilhaben zu
lassen, wird im Jahr 2001 ein neues Gesetzbuch verab-
schiedet: das Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX)
»Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen®.
Zusatzlich kann mit dem ,Gesetz zur Bekdmpfung der
Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter die Arbeitslosig-
keit schwerbehinderter Menschen innerhalb von drei
Jahren um etwa ein Viertel gesenkt werden.

Um Diskriminierungen von Menschen mit Behinderun-
gen zu beseitigen, ihnen barrierefreie Lebensrdume zu
schaffen und ein selbstbestimmtes Leben zu ermogli-
chen, tritt am 1. Mai 2002 das ,Gesetz zur Gleichstel-
lung behinderter Menschen® in Kraft. So missen zum
Beispiel kiinftig neue 6ffentliche Gebdude behinderten-
gerecht geplant und Internetangebote moglichst barri-
erefrei gestaltet werden, sodass sie von allen Nutzern,
auch Menschen mit Hor- oder Sehbehinderungen, un-
eingeschrankt genutzt werden konnen. Menschen mit
Behinderungen wollen vor allem als Inhaber von Rech-
ten, Qualitdten und Fahigkeiten sowie als unabhangige
Biirger und Verbraucher akzeptiert werden.

Mit dem ,Gesetz zur Férderung der Ausbildung und Be-
schaftigung schwerbehinderter Menschen® als Ergan-
zung zum SGB IX vom 1. Mai 2004 sollen Betriebe mo-
tiviert werden, mehr behinderte und schwerbehinderte
Menschen auszubilden.

Die Gesundheitsreform:
Fortschritt sichern, Versorgung schiitzen

Auch in der gesetzlichen Gesundheitsversorgung sind
Neuerungen notwendig. Einerseits soll der medizini-
sche Fortschritt weiter gefordert werden, andererseits
muss gleichzeitig die gesundheitliche Versorgung fiir
die Patienten bezahlbar bleiben. Als erster Schritt wird
zum 1. Januar 2003 das ,Beitragssatzsicherungsgesetz“
gultig. Mit ihm sollen die Krankenkassenbeitrdge sta-
bilisiert und die Finanzierungsgrundlagen der gesetzli-
chen Krankenversicherung gestarkt werden.

Das Gesetz enthdlt Einsparmafinahmen bei den Arz-
neimitteln, Arzthonoraren, Krankenhdusern und Kran-
kenkassen sowie die Anhebung der Versicherungs-
pflichtgrenze, mit der vorgegeben wird, bis zu welcher
Bruttoeinkommenshohe ein Arbeitnehmer in der ge-
setzlichen Krankenversicherung versichert sein muss.
Liegt das Einkommen tiber dieser festgesetzten Hohe,
kann man freiwillig in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung bleiben oder sich in einer privaten Krankenver-
sicherung versichern.

Eine grofie Reform des Gesundheitswesens tritt zu Be-
ginn des Jahres 2004 in Kraft: Patienten miissen kiinftig
zwar mehr zuzahlen, kénnen jedoch gleichzeitig von
stabilen Krankenkassenbeitrdgen profitieren. Durch
mehr Mitspracherecht riicken die Interessen der Ver-
sicherten mehr in den Mittelpunkt. So konnen sie zum
Beispiel eine Aufstellung tiber Leistungen und Ausgaben
von den behandelnden Arzten verlangen. Krankenkas-
sen fiihren Bonusprogramme fiir die Versicherten ein.
Durch das Hausarztmodell werden auflerdem diejeni-
gen finanziell belohnt, die immer zuerst zum Allgemein-
mediziner gehen, bevor sie einen Facharzt aufsuchen.

Zu mehr Qualitét sollen auch die neuen Mdglichkeiten
zur ,integrierten Versorgung“ durch medizinische Ver-
sorgungszentren fithren. Dariliber hinaus wird die Fort-
bildung der Arzte besser iiberwacht. Insgesamt soll das
Gesundheitssystem durch die Reformen leistungsstark
bleiben, aber wirtschaftlicher, effizienter und vor allem
qualitativ besser werden.
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Wichtige Ereignisse zwischen 1998 und 2005

Die Expo 2000 ist die erste vom ,,Bureau International des
Expositions™ anerkannte Weltausstellung in Deutsch-
land. Sie findet vom 1. Juni 2000 bis zum 31. Oktober
2000 in Hannover unter dem Motto ,Mensch, Natur und
Technik - Eine neue Welt entsteht” statt.

Der Umzug der Bundesregierung von Bonn nach Ber-
lin ist weitestgehend abgeschlossen. Am 19. April 1999
nimmt der Deutsche Bundestag seine Arbeit im umge-
bauten Reichstagsgebaude in Berlin auf.

Deutschland verankert im Jahr 2001 als erstes Land
der EU den Tierschutz als ,Staatsziel” im Grundge-
setz.

Am 18. Marz 2001 wird die Gewerkschaft Ver.di in Ber-
lin gegriindet.

Am 11. September 2001 fordern Terroranschlage auf
das World Trade Center und das Pentagon in den USA
rund 3.000 Todesopfer.

Der Euro wird am 1. Januar 2002 in zwolf Staaten der
Europaischen Union sowie in Andorra, Monaco, Mon-
tenegro, San Marino und dem Vatikan als gemeinsame
Wahrung eingefiihrt.

Der 19-jahrige Robert Steinhauser totet am 26. April
2002 wahrend eines zehnminitigen Amoklaufs am
Erfurter Gutenberg-Gymnasium 16 Menschen und an-
schlieflend sich selbst.

Weiterfiihrende Informationen bei Sozialpolitik.com:
Rubrik ,Sicherheit”

Rubrik .. Zeitleiste”: Gesetze und Neuerungen

Linktipps:

Am 1. Mai 2004 nimmt die EU zehn neue Staaten, vor
allem aus Osteuropa, auf und wachst damit auf 25 Staa-
ten an.

Der Vertrag Uber eine Verfassung fiir Europa wird
im Jahr 2005 ausgearbeitet, aber nur von 18 der 25
Staaten ratifiziert, also bestatigt. Denn erst durch Zu-
stimmung der Parlamente und Unterzeichnung des
Staatsoberhaupts erlangt ein vélkerrechtlicher Vertrag
Wirksamkeit.

~Hartz IV" wird von der Gesellschaft fir deutsche Spra-
che zum Wort des Jahres 2004 gewahlt.

Am 1. Juli 2004 tritt der neue deutsche Bundesprasi-
dent Horst Kohler sein Amt an.

Papst Johannes Paul Il. stirbt am 2. April 2005, Nach-
folger wird Joseph Ratzinger als Benedikt XVI.

Gerhard Schréder stellt am 1. Juli 2005 im Bundestag
die Vertrauensfrage, die mit grofler Mehrheit verneint
wird.

Mit den vorgezogenen Bundestagswahlen am 22. No-
vember 2005 wird Angela Merkel erste deutsche Bun-
deskanzlerin und fiihrt eine Grof3e Koalition aus CDU
und SPD an.

Seit 1. November 2005 gibt Deutschland den neuen
elektronischen Reisepass mit biometrischen Merk-
malen aus.

Bundeszentrale fiir politische Bildung: ..Die Agenda 2010: Eine wirtschaftspolitische Bilanz”, www.bpb.de
Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB): ., Hartz I-Ill: Eine Ubersicht”, www.dgb.de

Quellenhinweis:

Fir dieses Kapitel wurden neben dem Ausstellungskatalog .In die Zukunft gedacht - Bilder und Dokumente zur Deutschen Sozialgeschichte” des
Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales, Bonn 2008, auch folgende Quellen herangezogen: .Sozialpolitik - Ein Heft fiir die Schule”, Ausgaben
2001/02 bis 2004/05, online: www.sozialpolitik.com/materialien; Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB): ,Hartz I-IlI: Eine Ubersicht”, online: www.
dgb.de; Bundeszentrale fur politische Bildung - Lexikon: ,Hartz-Gesetze", online: www.bpb.de; Bundeszentrale fir politische Bildung: ..Agenda
2010 - Weg aus der Krise?", Praxis Politik, April 2005; .Die Agenda 2010: Eine wirtschaftspolitische Bilanz”, www.bpb.de (Stand: Juli 2010).
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Kapitel 7: 2005 bis heute

Auch die Globalisierung hat in Deutschland Auswirkun-
gen auf die Wirtschaft, das Sozialsystem und unser Pri-
vatleben. Viele Lander und Menschen haben sich auf
die Offnung der Markte, die wachsende Mobilitat von
Kapital und Arbeit und die enorm gestiegene Nachfrage
von Dienstleistungen eingestellt. Positive Folgen sind
beispielsweise ein weiteres Wirtschaftswachstum auf
Basis der gestiegenen Exporte, neue Arbeitsplitze und
damit verbunden ein steigender Lebensstandard. Aber
auch Wirtschaftskrisen machen nicht mehr vor den
Landesgrenzen halt.

Im ersten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts bleibt die
wichtigste Aufgabe im Sozialstaat Deutschland, das So-
zialsystem den wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Veranderungen anzupassen.

Fortfiihrung der Agenda 2010

Bei der Bundestagswahl 2005 erhalten weder CDU, CSU
und FDP noch die Parteien SPD und Biindnis 90/Die Gru-
nen eine Mehrheit der Mandate. Die Unionsparteien
und die SPD bilden nach mehrmonatigen Verhandlun-
gen im November eine Grofse Koalition. Der Bundestag
wahlt Angela Merkel (CDU) zur ersten Bundeskanzlerin.
Die Grofde Koalition aus CDU, CSU und SPD fiihrt die
Reformpolitik der ,,Agenda 2010 weiter.

Arbeitsmarktreformen
Die ,Hartz-Gesetze I bis IV“ werden zwischen 2005 und

2010 durch neue Regelungen verandert und erganzt.
Diese Anderungen betreffen die Anspriiche beim Ar-

Zum 1. Januar 2007 wird das Elterngeld eingefiihrt. Dies ist eine Lohnersatzleistung, die sich am Nettoeinkommen des
betreuenden Elternteils orientiert.
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beitslosengeld wie die Bezugsdauer oder die Zeit, die
man vor der Arbeitslosigkeit gearbeitet haben muss
(auch Anwartschaftszeit genannt). Das Arbeitslosengeld
betragt fir Kinderlose 60 Prozent des vorherigen Netto-
einkommens, mit Kindern sind es 67 Prozent.

Um Anspruch auf Arbeitslosengeld zu haben, muss man
in den letzten zwei Jahren mindestens zwolf Monate
versicherungspflichtig beschéaftigt gewesen sein. Wie
lange Arbeitslosengeld gezahlt wird, hangt davon ab,
wie alt der Antragsteller ist und wie lange er Beitrage
in die Arbeitslosenversicherung eingezahlt hat. Die Be-
zugsdauer liegt zwischen sechs und 24 Monaten.

Fiir Bezieher von Arbeitslosengeld II (ALG II) werden
strengere Regelungen in Bezug auf Pflichtverletzungen
eingefiihrt. Beispielsweise werden Geldleistungen ge-
kiirzt, wenn Bezieher von ALG II zumutbare Arbeit ab-
lehnen. Sie sind verpflichtet, jede Arbeit anzunehmen,
zu der sie geistig, seelisch und korperlich in der Lage
sind. Die Bedingungen zur Altersvorsorge werden bei
Arbeitslosengeld-II-Beziehern dagegen verbessert.

Freiwillig versichern

Bisher war es Freiberuflern und Selbststdndigen nicht
moglich, Beitrdge in die gesetzliche Arbeitslosenver-
sicherung einzuzahlen. Seit 2006 konnen sie das auf
freiwilliger Basis. Sollten sie mit ihrer Selbststandigkeit
scheitern, konnen sie so Arbeitslosengeld beziehen.

Job sofort

Im August 2006 tritt die Regelung der Sofortangebote in
Kraft. Antragsteller, die innerhalb der letzten zwei Jahre
weder Arbeitslosengeld noch Arbeitslosengeld II bezo-
gen haben, konnen seitdem ein Sofortangebot erhalten.
Dies kann zum Beispiel eine Qualifizierungsmafsnah-
me oder ein Jobangebot sein. Mit dieser Regelung soll
Arbeitslosigkeit bereits im Ansatz vermieden werden.

»Sorgenkind“ Arbeitslosengeld II

Vor allem die Zusammenlegung der Sozial- und Arbeits-
losenhilfe zum Arbeitslosengeld Il und dessen Ausgestal-
tung stofst in der Bevolkerung teilweise auf Ablehnung.
Das Arbeitslosengeld 1I, umgangssprachlich ,Hartz IV*
genannt, wird aus Steuern finanziert und so lange ge-
zahlt, wie die Hilfebedtirftigkeit andauert. Es soll den Le-
bensunterhalt sichern.

Anfang 2010 entscheidet das Bundesverfassungsge-
richt in Karlsruhe jedoch, dass die Berechnung dieser
Regelsatze nicht transparent genug sei und gegen das
Grundgesetz Artikel 1 Absatz 1 verstofse: ,Die Wiirde
des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu
schiitzen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.“ Die
geltenden Regelsdtze gewdhrleisteten den Menschen
also nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts kein
menschenwirdiges Existenzminimum. Zudem wir-
den die Regelsdtze auch gegen das in der Verfassung
garantierte Sozialstaatsprinzip verstofden. In der Folge

Arbeitslosenquoten in Deutschland seit 1948 in Prozent
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abhangig Erwerbstatige
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Quelle: Bundesagentur fir Arbeit, https://statistik.arbeitsagentur.de - Statistik nach Themen - Zeitreihen - Arbeitslosigkeit im Zeitverlauf,

Stand: November 2016.

Sozialversicherungspflichtige Beschaftigung und Arbeitslosigkeit in Tausend im Januar
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Quelle: Bundesagentur fir Arbeit, https://statistik.arbeitsagentur.de - Statistik nach Themen = Arbeitsmarkt im Uberblick > Saisonbereinigte

Zeitreihen, Stand: September 2016.
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missen alle ALG-II-Regelsédtze bis zum 31. Dezember
2010 neu berechnet werden - fiir Kinder ebenso wie
fir Erwachsene. Eine Hartefallregelung greift sofort: Bei
aufdergewohnlichen finanziellen Belastungen kann der
Empfanger Zusatzleistungen beantragen.

Im Jahr 2017 betrdgt der Regelsatz 409 Euro im Monat flir
Alleinstehende. Ehepaare oder Partner erhalten jeweils
368 Euro. Davon miussen die Ausgaben flir das tagliche
Leben (zum Beispiel Lebensmittel, Kleidung, Telefon,
Strom) bestritten werden.

Fir im Haushalt lebende Kinder und Jugendliche gibt
es weitere Leistungen fiir den dadurch entstehenden
Mehrbedarf. Sonderbedarf fur Schwangere, Menschen
mit Behinderungen oder Alleinerziehende werden
durch Zuschldge berticksichtigt. Kosten flir Miete und
Heizung werden nach gesonderten Berechnungsverfah-
ren erstattet.

Rentenreformen

Deutschland wird immer &lter: Finanzierten 1990 noch
knapp drei Berufstédtige mit ihren Beitrdgen die Rente
eines Ruhestandlers, waren es 2010 nur noch zwei. Im
Jahr 2060 werden voraussichtlich nur noch rund andert-
halb Beitragszahler die Rente fiir einen Ruhestadndler
zahlen.

Im Jahr 2006 wird die Altersgrenze fiir den frithesten
Bezug der vorzeitigen Altersrente erhoht und stufenwei-
se vom 60. auf das 63. Lebensjahr angehoben. Ziel ist es,
Anreize zur Frihverrentung zu verringern, damit auch
altere Arbeitnehmer langer beschaftigt sind und somit
auch langer Beitrdge in die Rentenversicherungskassen
zahlen, was gleichzeitig auch ihre eigene Rente erhoht.

Gute Griinde, langer zu arbeiten: Rente mit 67

Demografischer Wandel

R R R

1972 1992 2014

ﬂ Bezieher einer Altersrente

Beitragszahler

Rente mit 67

Als weiteren Schritt zur Entlastung der Rentenversiche-
rung beschliefst die Grofde Koalition im Jahr 2007, das
Renteneintrittsalter ab 2012 schrittweise anzuheben. Wer
1964 und spater geboren wurde, kann in der Regel erst
mit 67 Jahren in Rente gehen. Wer sich frither zur Ruhe
setzen mochte, muss mit Abziigen bei der Rente rechnen.
Ausnahmen gibt es fiir Erwerbstétige, die 45 Jahre oder
langer Beitrage in die Rentenversicherung eingezahlt
haben: Sie konnen zwei Jahre frither in Rente gehen,
ohne dass die Rentenzahlungen gekiirzt werden.

Rentenschutzklausel

Die globale Finanz- und Wirtschaftskrise, die im Jahr
2008 Deutschland und Europa erreicht, veranlasst die
Bundesregierung, Anfang Mai 2009 eine Rentenschutz-
klausel einzufiihren. Sie verhindert, dass mit den Loh-
nen auch die Renten sinken. Als Ausgleich dafiir werden
Lohnzuwiéchse in wirtschaftlich guten Jahren in gerin-
gerem Maf3 an die Ruhesténdler weitergegeben.

Familienpolitik: Meilensteine legen

Die Grofse Koalition fihrt das Elterngeld ein: Damit er-
halten Familien in den ersten zwolf beziehungsweise 14
Lebensmonaten eines Kindes seit 2007 eine Unterstiit-
zung, die sich am Nettoeinkommen des betreuenden EIl-
ternteils orientiert. Die Betreuungsangebote fiir Kinder
in Form von Kindertagesstétten oder Ganztagsschulen
werden ausgebaut.

Ab dem 1. Januar 2009 kénnen auch Grofdeltern eine

»Elternzeit“ nehmen, um junge Eltern, die minderjahrig
oder in der Ausbildung sind, bei der Betreuung des En-

Bezugsdauer der Rente (fiir 2010 geschatzt)

22

1960
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Quelle: Deutsche Rentenversicherung Bund, Berechnung: Bundesinstitut fiir Bevolkerungsforschung, www.demografie-portal.de,

Stand: Dezember 2016.
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Ausgaben in der gesetzlichen Krankenversicherung 2015 in Milliarden Euro

Fahrtkosten: 5

Behandlungspflege und hausliche
Krankenpflege: 5

Netto-Verwaltungskosten: 10

sonstige Ausgaben: 11f
Krankengeld: 11 J

zahnarztliche
Behandlung: 13

Heil- und Hilfsmittel: 14

Arzneimittel: 35

— Vorsorgeleistungen und
Rehabilitationsleistungen: 3

Friherkennungs-
mafinahmen: 2

Krankenhaus-
/behandlung: 70
insgesamt
214

\— arztliche Behandlung: 35

Quelle: Bundesministerium fiir Gesundheit: Gesetzliche Krankenversicherung, Kennzahlen und Faustformeln, www.bmg.bund.de,

Stand: Juni 2016.

kelkindes zu unterstiitzen. Mit dieser Neuerung soll vor
allem sehr jungen Eltern geholfen werden, die durch
eine Schwangerschaft schnell in eine Notsituation ge-
raten konnen.

Mit dem Kinderforderungsgesetz (KifoG) sollen die Vor-
aussetzungen geschaffen werden, um bis zum Jahr 2013
bundesweit fiir jedes Kind unter drei Jahren einen Platz
in einer Kindertagesstétte oder bei einer Tagesmutter zu
finden. Zudem sollen Eltern, die auf Arbeitsuche sind,
einen gesicherten Betreuungsplatz fiir ihre noch nicht
schulpflichtigen Kinder bekommen.

Mit dem Bildungspaket unterstiitzt die Bundesregierung
seit dem Jahr 2011 Kinder und Jugendliche, deren El-
tern Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld, Sozialhilfe, Kin-
derzuschlag oder Wohngeld beziehen. Ziel ist es, den
Kindern und Jugendlichen tber Zuschiisse und Kosten-
erstattungen bessere Lebens-, Bildungs- und Entwick-
lungschancen zu bieten.

Gesundheitsreformen

Am 1. April 2007 tritt ein neues Reformgesetz in Kraft.
Mit der Reform wird der Weg zu einer neuen Gesund-
heitsversicherung beschritten. Ihr Ziel ist es, die me-
dizinische Versorgung fiir alle zu garantieren und die
Leistungen an eine alter werdende Gesellschaft anzu-
passen. Die steigenden Kosten sollen durch mehr Wett-
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bewerb zwischen den Krankenkassen mit einem neuen
Finanzierungsmodell sozial gerechter verteilt werden.

Versicherungspflicht

Ab 2009 haben alle Biirgerinnen und Biirger das Recht
und die Pflicht, eine Krankenversicherung abzu-
schliefen und damit Anspruch auf eine umfassende
medizinische Versorgung.

Einfiihrung eines Gesundheitsfonds

Um die gesetzliche Krankenversicherung zu stabilisie-
ren, werden Reformen auf den Weg gebracht. Einzel-
ne Leistungen werden gekiirzt oder gestrichen. Brillen
und Sehhilfen missen heute meist aus eigener Tasche
bezahlt werden, flir Zahnersatz zahlen die Kassen le-
diglich Zuschiisse. Seit dem Jahr 2009 fliefsen die Ver-
sicherungsbeitrage in einen Gesundheitsfonds. Der
Beitragssatz ist einheitlich, egal welche Krankenkasse
der Versicherte gewdhlt hat. Aus dem Gesundheits-
fonds erhalten die Kassen fiir jeden Versicherten einen
pauschalen Betrag sowie erganzende Zuschldage und
Abschlage, die sich jeweils nach Alter, Geschlecht und
Vorerkrankungen der Versicherten richten.

Das bislang geltende Prinzip der parititischen Finan-
zierung durch Arbeitnehmerbeitrdge und Arbeitgeber-
beitrdge in gleicher Hohe wird in der Krankenversiche-
rung aufgebrochen. Der Arbeitgeberbeitrag wird auf
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Pflegebediirftige nach Versorgungsart

ambulant
(Pflege zuhause)

stationar
(Pflege im Heim)

0,76 Millionen

Quelle: Statistisches Bundesamt: Pflegestatistik 2013, Marz 2015,
Seiteb.

dem Stand des Jahres 2011 eingefroren und betrégt seit-
dem 7,3 Prozent. Damit werden die Gesundheitskosten
von den Arbeitskosten entkoppelt. Der Arbeitnehmer-
beitrag liegt derzeit (im Jahr 2017) ebenfalls bei 7,3 Pro-
zent, jedoch dirfen die Kassen Zusatzbeitrage erheben,
wenn sie mit dem Geld nicht auskommen. Kostenstei-
gerungen miissen also die Arbeitnehmer tragen.

Mehr Wettbewerb der gesetzlichen Krankenkassen

Die Krankenkassen konnen Ausgaben fiir Medikamente
durch Rabattverhandlungen mit Apotheken verringern.
Gut wirtschaftende Kassen konnen Beitrdge an ihre
Versicherten zuriickerstatten (Bonus). Krankenkassen
konnen ihre Angebote (Tarife) individueller auf die Ver-
sicherten zuschneiden. So konnen sie beispielsweise
Versicherten, die Vorsorgemafnahmen wahrnehmen,
Kosten zurtckerstatten und diese damit gegentber
denen, die keine Eigenverantwortung fiir ihre Gesund-
heit iibernehmen, besserstellen.

Offnung der privaten Krankenversicherung

Private Krankenkassen miissen seit dem Jahr 2009 einen
Basistarif anbieten, der den Leistungen und Beitrdgen
der gesetzlichen Krankenkassen entspricht. Der Ba-
sistarif unterscheidet sich nach Alter und Geschlecht,
es gibt keine Risikozuschldge fiir Vorerkrankungen des
Versicherten wie bisher.

Pflegereformen

Die rapide Alterung der Gesellschaft setzt auch die seit
1995 bestehende Pflegeversicherung unter Druck: Wah-
rend die Kosten steigen, sinkt die Anzahl der Beschaf-
tigten, die mit ihren Versicherungsbeitrdgen die Leis-
tungen der Pflegeversicherung bezahlen. Der Bundestag
beschlief3t im Jahr 2008 eine Reform der Pflegeversiche-
rung, die stirker auf die Bediirfnisse der Pflegebedirfti-
gen und ihrer Angehdrigen ausgerichtet wird.

Neuer Pflegebediirftigkeitsbegriff

IndenJahren 2015 und 2016 treten zwei Pflegestarkungs-
gesetze in Kraft. Ab Januar 2017 wird ein neuer Pflege-
bedirftigkeitsbegriff eingefiihrt. Die bisherige Unter-
scheidung zwischen Pflegebediirftigen mit korperlichen
Einschrankungen und Pflegebediirftigen mit kognitiven
und psychischen Einschrinkungen fillt weg. Um den
Grad der Pflegebediirftigkeit zu bestimmen, werden die
Fahigkeiten und die Selbststandigkeit in verschiede-
nen Lebensbereichen eingeschitzt. Die bisherigen drei
Pflegestufen werden durch finf Pflegegrade ersetzt. Die
Einstufung reicht von geringer Beeintrachtigung (Pflege-
grad 1) bis zur schwersten Beeintrdchtigung mit beson-
deren Anforderungen an die pflegerische Versorgung
(Pflegegrad 5). Eine Zeiterfassung des Pflegeaufwands
spielt in der neuen Begutachtung keine Rolle mehr.

Unterstiitzung fiir pflegende Angehdorige

Seit Sommer 2008 haben Beschéftigte das Recht, bis
zu zehn Arbeitstage der Arbeit fernzubleiben, um fir
nahe Angehorige Pflege zu organisieren. Seit 2015 steht
ihnen als Ausgleich fiir entgangenes Arbeitsentgelt ein
Pflegeunterstiitzungsgeld zu. In Zeiten, in denen die
Pflegeperson verhindert ist, kann fiir bis zu sechs Wo-
chen eine Ersatzpflege in Anspruch genommen werden.
Auflerdem wird die Pflegeberatung neu geregelt und ge-
starkt.

Beschiftigung sichern, Wirtschaft stirken

Bis zum Herbst 2008 fallt die Zahl der Arbeitslosen erst-
mals seit 1992 wieder auf unter drei Millionen Men-
schen. Der Aufschwung der Wirtschaft und die Erholung
auf dem Arbeitsmarkt werden jedoch durch die globale
Finanz- und Wirtschaftskrise, die alle Volkswirtschaften
betrifft, unvermittelt gestoppt. Sowohl auf nationaler als
auch auf internationaler Ebene ist ziigiges staatliches
Handeln gefordert, damit die Wirtschaft gestarkt wird
und der Sozialstaat handlungsfahig bleibt. Die Bundes-
regierung gibt frithzeitig eine Garantie fiir Sparguthaben
und spannt einen umfassenden ,,Schutzschirm® fir die
Banken.

Konjunkturprogramme

Im November 2008 und Februar 2009 legt die Bundes-
regierung zwei Konjunkturpakete auf, um Biirger und
Unternehmen zu entlasten sowie Arbeitsplatze zu si-
chern. Ziel dieser Konjunkturpakete ist es, die wirt-
schaftliche Entwicklung (Konjunktur) positiv zu beein-
flussen, indem zeitlich befristet mehr finanzielle Mittel
investiert werden, beispielsweise in Bildung, Infrastruk-
tur und andere Bereiche. Dies soll zu einer gesteigerten
Nachfrage bei privaten Haushalten und Unternehmen
fihren und somit die Produktion wieder ankurbeln und
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Arbeitsplitze erhalten. In Deutschland gelingt es bei-
spielsweise mit dem Kurzarbeitergeld, Entlassungen
zu vermeiden und mehrere 100.000 Arbeitsplatze zu
erhalten. Der Nachteil ist: Konjunkturprogramme fiih-
ren gleichzeitig auch zu einer drastischen Erhéhung der
Staatsschulden - Lasten, welche die ndchste Generation
stemmen muss.

Arbeiten 4.0

Aufgrund der technologischen Entwicklung nehmen
internetgestiitzte Dienstleistungen sowie die Vernet-
zung in Fabriken und Biiros immer mehr zu. Der Begriff
LJArbeiten 4.0“ ist an die aktuell diskutierte vierte in-
dustrielle Revolution ,Industrie 4.0“ angelehnt, also die
computergestiitzte, hoch automatisierte und vernetzte
Produktionsweise. Eine wesentliche Ursache hierfiir ist
die Digitalisierung. Arbeiten 4.0 umfasst nicht nur die
Produktion, sondern alle Bereiche der Arbeitswelt.

Um auf den Wandel in der Arbeitswelt nicht nur reagie-
ren, sondern ihn auch mitgestalten zu konnen, startet
die Bundesregierung im April 2015 einen Dialogprozess
zu diesem Thema. Darin diskutiert sie mit Experten aus
Wissenschaft, Politik, Gesellschaft, Kirche, Sozialver-
bédnden, Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen,
wie die Arbeitswelt der Zukunft aussehen kann und soll.
Bildung und Qualifizierung missen an die neue Arbeits-
welt angepasst werden, aber auch Geringqualifizierte
miussen teilhaben kénnen. Die Ergebnisse werden Ende
2016 im ,Weifsbuch Arbeiten 4.0“ veroffentlicht und sol-
len weitere politische Prozesse anstofsen.

Perspektiven

Die deutsche Wirtschaft hat sich seit dem Beginn der
Wirtschafts- und Finanzkrise, auch dank der Maf3nah-
men der Agenda 2010, als erstaunlich robust erwiesen.
Viele europdische Liander leiden immer noch unter
den Auswirkungen der Krise. In Deutschland hingegen
boomt der Arbeitsmarkt. Die Arbeitslosenzahlen sind im
Jahr 2016 auf einem historischen Tiefstand, die Anzahl
der Erwerbstdtigen ist auf einem Hochststand. Diese
Entwicklung am Arbeitsmarkt entlastet den Sozial-
staat. Wenn die Zahl der sozialversicherungspflichti-
gen Arbeitskrafte ansteigt, flief3t auch mehr Geld in die
Sozialversicherungen.

Gefille zwischen Arm und Reich

Problematisch bleibt die Situation fiir Menschen ohne
Schulabschluss, fiir Geringqualifizierte und fir Lang-
zeitarbeitslose. Sie sind nur sehr schwer in den Arbeits-
markt zu vermitteln. Durch den zunehmenden Einsatz
IT-Systemen und Computern fallen geringer qualifizier-
te Tatigkeiten weg. Mehr Geld fiir Bildung, finanzielle
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Unterstiitzung flir Geringverdiener, Hilfen fiir Kinder
aus armen und bildungsfernen Familien sowie Weiter-
bildungsangebote fiir Arbeitsuchende sollen dem sozia-
len Gefalle zwischen Arm und Reich entgegenwirken.
Neben der sozialen Grundsicherung fiir Beduirftige geht
es aber auch darum, die Eigenverantwortung jedes Ein-
zelnen zu starken, sodass er in der Lage ist, fir sich
selbst Vorsorge zu tragen.

Demografischer Wandel

Eine stabile Wirtschaft ist fir den Sozialstaat grundle-
gend, weil die sozialen Sicherungssysteme durch den
demografischen Wandel stark unter Druck geraten sind.
Seit Jahrzehnten ist die Geburtenrate in Deutschland
niedrig. Durch Fortschritte in Wissenschaft, Medizin
und Hygiene werden die Menschen gleichzeitig immer
alter. Somit zahlen immer weniger Erwerbstétige Bei-
trage in die Sozialsysteme ein, aus denen in Zukunft
immer mehr Menschen versorgt werden miissen. Au-
Berdem steigen die Kosten fiir Gesundheit und Pflege
im Alter.

Fachkriftemangel

In vielen Berufszweigen, die fiir den Wirtschaftsstand-
ort Deutschland bedeutend sind, gibt es zu wenige ge-
schulte Facharbeiter, etwa im Pflegewesen oder in vielen
technischen und naturwissenschaftlichen Berufen. Die
Politik steht vor der Aufgabe, neue Rahmenbedingun-
gen zur Qualifizierung zu schaffen, damit Menschen
in Beschéftigung gebracht werden, die bisher noch am
Rand des deutschen Arbeitsmarktes stehen. So miissen
beispielsweise Schul- und Ausbildungsabbrecher, Frau-
en sowie dltere Arbeitnehmer mehr unterstiitzt und
gefordert werden. Wichtig ist auch die Integration von
Migranten, damit sie arbeiten und mit ihren Steuern
und Abgaben zum Erhalt der Sozialsysteme beitragen
konnen (siehe Kapitel 9: Zu- und Auswanderung).

Verschuldung

Die offentlichen Haushalte sind seit Langem hoch ver-
schuldet. Diese Schuldenberge abzubauen bleibt eben-
falls eine wichtige Aufgabe, die noch viele Generationen
beschéftigen wird. Die Situation auf dem Arbeitsmarkt
ist ermutigend. Deshalb hat sich die Bundesregierung
zum Ziel gesetzt, die Neuverschuldung des Bundes ein-
zuschranken und einen ausgeglichenen Haushalt vor-
zulegen.



Wichtige Ereignisse seit 2005

Die Mehrwertsteuer steigt am 1. Januar 2007 von 16
auf 19 Prozent. Der ermafBigte Mehrwertsteuersatz von
sieben Prozent, beispielsweise fiir Lebensmittel, bleibt
unverandert.

Jeder hatabdem 1. Januar 2009 einen Rechtsanspruch
auf Forderung zum Hauptschulabschluss.

Am 1. Dezember 2009 tritt der Vertrag von Lissabon
in Kraft, ein volkerrechtlicher Vertrag zwischen den
Mitgliedstaaten der Europaischen Union. Seitdem gibt
es eine rechtsverbindliche EU-Grundrechtecharta und
eine zweieinhalbjahrlich wechselnde Ratsprasident-
schaft. Die Europdische Biirgerinitiative wird einge-
fihrt.

2010: Das Zieljahr der ,,Agenda 2010 ist erreicht. Der
Wandel in Gesellschaft und Wirtschaft schreitet fort.
Mit weiteren Reformen muss daher auch in den kom-
menden Jahren gerechnet werden.

Im April 2010 steht Griechenland durch die Folgen der
Finanzkrise kurz vor dem Staatsbankrott und bittet die
Europaische Union, die Europaische Zentralbank und
den Internationalen Wahrungsfonds offiziell um Fi-
nanzhilfe.

2011:Im Mai fallen die letzten Schranken fir die Arbeit-
nehmerfreiziigigkeit in Deutschland. Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer aus der EU diirfen sich seitdem
frei auf dem deutschen Arbeitsmarkt bewerben.

Die Bundesregierungbeschlie3tim Juni 2011 ein Konzept
zur Fachkraftesicherung. Dadurch sollen die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf, die Weiterbildung inlandi-
scher Arbeitskrafte sowie die Integration qualifizierter
Arbeitskrafte aus dem Ausland verbessert werden.

Zum 1. Juli 2011 wird die Wehrpflicht ausgesetzt und
die Moglichkeit eines Freiwilligen Wehrdienstes ge-

Weiterfiihrende Informationen bei Sozialpolitik.com:
Rubrik ..Sicherheit”

Rubrik .. Zeitleiste”: Gesetze und Neuerungen

Linktipps:

schaffen. Anstelle des Zivildienstes wird der Bundes-
freiwilligendienst eingefihrt.

Im April 2012 tritt das Bildungspaket in Kraft. Dieses
soll 2,5 Millionen Kinder und Jugendliche unterstiitzen,
deren Eltern entweder zu wenig Geld verdienen oder Ar-
beitslosengeld Il beziehungsweise Sozialgeld erhalten.
Die Eltern konnen auf Antrag Zuschusse fir Schulmate-
rialien, das Mittagessen fur ihre Kinder in Hort, Schule
oder Kindertagesstatte und deren Teilnahme an Sport-,
Musik- oder Kulturveranstaltungen bekommen.

2012: Die Bundesregierung verabschiedet einen Nati-
onalen Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention. Ziel des Plans ist es, die |dee der
Inklusion vor allem im Arbeitsleben und in den Schulen
umzusetzen.

Seit 1. Januar 2013 dirfen Minijobber monatlich 450
Euro verdienen, ohne darauf Steuern bezahlen zu mis-
sen. Allerdings werden Beitrage fir die gesetzliche
Rentenversicherung fallig. Minijobber konnen sich je-
doch von dieser Versicherungspflicht befreien lassen.

Zum 1. Januar 2015 gilt ein allgemeiner gesetzlicher
Mindestlohn von 8,50 Euro pro Stunde, 2017 steigt er
auf 8,84 Euro.

September 2015: Tausende Fliichtlinge (die meisten
aus dem Blirgerkriegsland Syrien) stranden in Un-
garn und flehen um Hilfe. Sie belagern den Bahnhof
in Budapest oder machen sich zu FuB3 gen Westen
auf. Bundeskanzlerin Angela Merkel entscheidet, die
Fliichtlingsziige aus Budapest ausnahmsweise ohne
systematische Kontrollen ins Land zu lassen.

Bundeszentrale fir politische Bildung: . Europédische Integration in der Krise”, Bilanz Hartz-Gesetze: ,Fiinf Jahre Hartz-Reformen”,
.Die Agenda 2010: Eine wirtschaftspolitische Bilanz”, www.bpb.de

Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB): .. Begleitforschung zu Hartz I-111", www.netzwerk-weiterbildung.info

Quellenhinweis:

Fir dieses Kapitel wurden neben dem Ausstellungskatalog .In die Zukunft gedacht - Bilder und Dokumente zur Deutschen Sozial-
geschichte” des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales, Bonn 2008, auch folgende Quellen herangezogen: ,Sozialpolitik - Ein Heft fur
die Schule”, Ausgaben 2004/05 bis 2016/17, www.sozialpolitik.com; Deutscher Gewerkschaftsbund (DGBJ: .Begleitforschung zu Hartz I-IIl",
www.netzwerk-weiterbildung.info; Bundeszentrale fir politische Bildung: .Européische Integration in der Krise”, Bilanz Hartz-Gesetze: .. Finf
Jahre Hartz-Reformen”, ., Die Agenda 2010: Eine wirtschaftspolitische Bilanz”, www.bpb.de (Stand: Dezember 2016).
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Kapitel 8: Situation der Frau 1945 bis heute

Auf dem Weg zur Gleichbherechtigung

Die ersten Jahre nach dem
Zweiten Weltkrieg

Es sind vor allem Frauen, die nach der bedingungslo-
sen Kapitulation Deutschlands im Mai 1945 die Last des
Wiederaufbaus tragen miissen. Auf dem Land fithren
sie die Hofe ihrer gefallenen, verletzten oder kriegsge-
fangenen Méanner, Vater oder Briider fort. In den Stad-
ten rdumen sie den Schutt der zerstorten Hauser weg,
weshalb sie hdufig , Trimmerfrauen® genannt werden.
Fast die Halfte aller Wohnungen ist durch den Krieg zer-
stort oder beschédigt. Die gesamte Wirtschaft ist in den
ersten Nachkriegsjahren deshalb in hohem Maf auf die
Arbeit von Frauen angewiesen.

Viele Frauen bauen die vom Krieg zerstorten Dorfer und
Stadte nach 1945 wieder mit auf. Bild: , Triimmerfrauen®
bergen Ziegelsteine in Berlin, 1945.
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Dies hat Auswirkungen auf das Selbstverstandnis der
Frauen und starkt ihr Selbstbewusstsein. In vielen west-
deutschen Stadten organisieren sie sich in so genannten
Frauenausschiissen. Deren erste Sorge gilt der Uberwin-
dung der grofsten Notlagen wie Hunger, Verwahrlosung,
Kleidungs- und Wohnungsmangel. Daneben formulie-
ren sie aber auch konkrete frauenpolitische Anspriiche.
So fordert der Frankfurter Frauenausschuss im Januar
1946 die Gleichberechtigung der Frau, Mitwirkung in
der Verwaltung, gleiches Recht auf Arbeit bei gleichem
Lohn, eine stirkere Beteiligung von Frauen in Berufsver-
tretungen und im Rechtswesen sowie insgesamt eine
hohere Wertschatzung der Frauenarbeit.

Auch in der sowjetischen Besatzungszone (SBZ) miissen
Frauen tiberall mit anpacken, um die Kriegsschdaden zu
beseitigen und die Versorgung der Bevolkerung sicher-
zustellen. Es bilden sich allerdings keine freiwilligen
Frauenausschiisse. Vielmehr verordnet die sowjetische
Besatzungsmacht ,von oben“ die gleiche Entlohnung
von Ménner- und Frauenarbeit.

Frauen in der BRD: das Ringen um
Selbstbestimmung und Gleichstellung

Mit der Grindung der Bundesrepublik Deutschland
(BRD) 1949 wird in Artikel 3, Absatz 2 des Grundgesetzes
die Gleichberechtigung von Ménnern und Frauen fest-
geschrieben. Zugleich verpflichtet sich der Staat dazu,
bestehende Nachteile von Frauen gegeniiber Mannern
zu beseitigen. Dies sind wichtige Schritte flir die Besser-
stellung der Frauen. Dennoch sind damit Selbstbestim-
mung und Gleichstellung im alltdglichen Leben noch
lange nicht erreicht. Vielmehr dominiert in den ersten
Jahrzehnten der BRD das familienpolitische Modell der
,2Hausfrauenehe", welches die Frau auf ihre Rolle als
Ehefrau und Mutter reduziert und sie im Erwerbsleben
benachteiligt.

Gesetzliche und rechtliche Verbesserungen

Seitdem die Gleichberechtigung von Mann und Frau
im Grundgesetz verankert ist, werden alle Gesetze und
Regelungen tberpriift, ob sie dieser verfassungsgema-
3en Vorgabe entsprechen. Daraus ergeben sich in den
1950er-Jahren wichtige Neuregelungen im Ehe-, Straf-
und Familienrecht, mit denen die gesellschaftliche Stel-
lung der Frauen weiter verbessert wird.



Besondere Bedeutung kommt dabei der Abschaffung
des ,Gehorsamsparagrafen“ im Jahr 1957 zu. Diese Be-
stimmung stammte noch aus dem Jahr 1900 und ver-
wehrte verheirateten Frauen ein Mitspracherecht bei
Entscheidungen lber das gemeinsame Eheleben. 1958
tritt das Gleichberechtigungsgesetz des Birgerlichen
Gesetzbuches (BGB) in Kraft. Nun brauchen verheiratete
Frauen nicht mehr die Einwilligung ihrer Ehemaénner,
wenn sie eine Erwerbstdtigkeit aufnehmen wollen. Al-
lerdings muss sich diese Arbeit mit ihren Pflichten in
Ehe und Familie vereinbaren lassen. Zugleich dirfen
Frauen seitdem ein eigenes Bankkonto fiihren sowie
das von ihnen in die Ehe eingebrachte Vermdgen selbst
verwalten.

Es dauert noch bis zum Jahr 1977, bis die rechtliche
Benachteiligung der Frau in der Ehe endglltig aufgege-
ben wird. Im BGB wird festgelegt, dass beide Ehepartner
Fragen der Haushaltsfiihrung und der Erwerbstatigkeit
einvernehmlich und in gegenseitiger Riicksichtnahme
regeln miissen. Auch das Problem der ungleichen Ent-
lohnung zieht sich wie ein roter Faden durch die Ge-
schichte der jungen Bundesrepublik. Zwar verfligt das
Bundesarbeitsgericht 1955 den Grundsatz des gleichen
Lohnes von Mann und Frau bei gleicher Arbeit. Die Re-
alitdt sieht allerdings haufig anders aus. So dauert es

noch Jahrzehnte, bis ,Frauenlohngruppen® aus den Ta-
rifvertragen verschwinden.

Gesellschafts- und familienpolitische Meilensteine

Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist fiir jede Ge-
sellschaft ein Priifstein fiir die soziale Situation der Frau.
Seit dem Jahr 1952 schiitzt in der BRD ein Gesetz wer-
dende Miitter vor einer beruflichen Kiindigung wahrend
der Schwangerschaft. Das Gesetz beinhaltet auch, dass
die Miitter in den Wochen vor und nach der Entbindung
Geldleistungen weiter gezahlt bekommen. Seit 1979
haben berufstitige Frauen Anspruch auf einen viermo-
natigen Mutterschaftsurlaub rund um die Geburt ihres
Kindes. In diesem Zeitraum darf ihnen ihr Arbeitsplatz
nicht gekiindigt werden. Zudem erhalten Miitter nun
ein halbes Jahr lang ein Mutterschaftsgeld von 750 DM
pro Monat.

Hoch umstritten und auch heftig umkampft ist in der
BRD der Abtreibungsparagraf 218, der Schwanger-
schaftsabbriiche unter Strafe stellt. Seine Reform im
Jahr 1976 stirkt nicht nur die Rechte der Frau, son-
dern stellt zugleich einen wichtigen Meilenstein fiir die
zweite Welle der Frauenbewegung in der 1960er-Jahren

In vielen westdeutschen Stadten setzten sich Menschen fiir die Abschaffung des Abtreibungsparagrafen 218 ein.
Bild: Demonstration in Bonn, 1975.
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So stellte sich die politische Fiihrung der DDR die Rolle der Frau vor: eine wertvolle Arbeitskraft fiir den sozialistischen
Staat. Bild: Junge Arbeiterinnen in einem NAGEMA-Werk, 1951.

dar. Erstmals wird der Abbruch einer Schwangerschaft
fir straffrei erklart, wenn festgelegte Fristen und be-
stimmte Voraussetzungen eingehalten werden.

Auch die Einfiihrung der Antibabypille erhéht die Selbst-
bestimmung von Frauen und verandert das Rollenver-
standnis in Ehe und Partnerschaft. Durch die Hormon-
pille kénnen Frauen die Empfangnisverhiitung selbst
regeln. In Deutschland kommt sie erstmals im Jahr 1961
auf den Markt.

Frauen in der DDR: Arbeitskrafte fiir den
Sozialismus

Die DDR beschreitet in der Frauenpolitik von Anfang
an einen anderen Weg als die westdeutsche Bundesre-
publik. Das Leitbild fir Frauen ist die arbeitende Mutter.
Die Integration der Frauen in die Arbeitswelt zum Auf-
und Ausbau des Sozialismus hat dabei héchste Prioritét.
Die Staats- und Parteifiihrung reagiert damit auch auf
die massenhafte Abwanderung in den Westen, die in
den Jahren bis zum Bau der Mauer 1961 sehr hoch ist.
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Frauenpolitik in der DDR

Bereits im September 1950 wird von der Volkskammer,
dem Parlament in der DDR, das , Gesetz iber den Mut-
ter- und Kinderschutz und die Rechte der Frau“ erlas-
sen. Es enthalt einen breiten Katalog von staatlichen
Hilfen fir Mitter und ihre Kinder. Dazu zadhlen finan-
zielle Unterstiitzungen, Betreuungsmoglichkeiten fiir
Schwangere, Hilfestellungen fiir frisch entbundene und
alleinerziehende Miitter sowie Arbeitsschutzregelun-
gen. 1952 erhalten erwerbstatige Frauen daruber hinaus
einen monatlichen Haushaltstag.

Auch in den folgenden Jahrzehnten bleibt der Ausbau
der Sozialleistungen fiir berufstitige Frauen ein wichti-
ges Anliegen von Staat und Partei. Spezielle Frauenfor-
derungsplane sollen zudem die fachliche und berufliche
Qualifizierung von Frauen verbessern. ,Frauenakademi-
en®, die ab 1967 in den Stddten und auf dem Land ge-
schaffen werden, dienen jedoch in erster Linie der po-
litischen Bildung im Sinne des Marxismus-Leninismus.

Zur Frauenpolitik in der DDR gehort auch der Ausbau des
Gesundheitsschutzes fiir Frauen. So steht Schwangeren



wohnortnah eine qualifizierte Beratung und Betreuung zu.
In der Folge sinken sowohl die Miitter- als auch die Saug-
lingssterblichkeit in der DDR erheblich. Arbeitsschutz-
und Arbeitshygienemafinahmen zielen darauf ab, die Ge-
sundheit der berufstitigen Frauen und Ménner zu starken.

Familien- und Sozialpolitik

Die Einrichtung und der Ausbau von Kinderkrippen
und Kindergarten sowie Schulhorten ist ein wichtiger
Bestandteil der Sozialpolitik in der DDR. Miittern soll
dadurch die Erwerbstatigkeit ermoglicht werden. Alle
Eltern kénnen fiir ihre Kinder einen Platz in diesen Ein-
richtungen erhalten, die ganztags gedffnet sind. Die Be-
treuung der Kinder ist kostenlos. Lediglich fiir das Essen
missen die Eltern einen Beitrag leisten, der vom Staat
bezuschusst wird. 1989 hat die DDR das dichteste Netz
an Kinderbetreuungsmoglichkeiten in ganz Europa.

Als Mitte der 1970er-Jahre die Geburtenzahl auch auf-
grund der Zulassung der Antibabypille stark zuriick-
geht, gewadhrt der Staat bei Eheschlieffung einen Kredit
von 5.000 Mark mit einem Riickzahlungserlass bei der
Geburt von Kindern. Der Schwangerschaftsurlaub wird
auf 26 Wochen ausgedehnt, der Nettodurchschnittsver-
dienst wird in dieser Zeit weiterhin voll ausgezahlt. Fir
jede Geburt wird eine Beihilfe von 1.000 Mark gezahlt.
Auch das staatliche Kindergeld wird mehrmals erhdht.

Beim Thema Schwangerschaftsabbruch, welches zur
selben Zeit auch viele Frauen in der Bundesrepublik be-
schéaftigt, entscheidet sich die DDR-Fiihrung schon 1972
fir eine weit gehende Liberalisierung. Das ,,Gesetz liber
die Unterbrechung der Schwangerschaft“ gestattet Frau-
en, innerhalb eines bestimmten Zeitraums eigenstiandig
Uber den Abbruch der Schwangerschaft zu entscheiden.
Die genannten frauen-, familien- und sozialpolitischen
Mafinahmen haben zur Folge, dass 1989 die Frauener-
werbsquote in der DDR 82,4 Prozent betrdgt und damit
deutlich hoher ist als in der Bundesrepublik. Doch trotz
aller staatlicher Hilfen bedeutet auch in der DDR die
Berufstatigkeit neben dem Haushalt und der Familie fiir
Miitter haufig eine Doppelbelastung.

Gleichstellungspolitik im
wiedervereinigten Deutschland

Nach der Wiedervereinigung 1989/90 verpflichtet sich
der bundesdeutsche Staat 1994 im Zuge einer Grundge-
setzanderung dazu, die Gleichberechtigung von Mann
und Frau durchzusetzen. Es werden vor allem Gesetze
und Programme verabschiedet, die es Eltern und spe-
ziell Miittern erleichtern sollen, trotz Familie und Kin-
dererziehung erwerbstétig zu sein. Dazu z&hlen unter
anderem der Rechtsanspruch auf einen Kindergarten-
platz fir Kinder ab drei Jahren (1996), die Einfiihrung der

Elternzeit (2001), der Ausbau von Betreuungseinrichtun-
gen fir Kinder unter drei Jahren (2005, 2009 und 2013),
die Zahlung von Elterngeld (2007), das Programm zur
betrieblich unterstiitzten Kinderbetreuung (2008) und
der Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz fiir jedes
Kind ab dem vollendeten ersten Lebensjahr (2013). Wei-
tere Mafgnahmen zielen auf die Gleichstellung am Ar-
beitsplatz, den Abbau von Diskriminierungen, bessere
Chancen fiir Bewerberinnen bei Neueinstellungen und
familienfreundlichere Arbeitszeiten ab. Seit Anfang des
Jahres 2016 miissen grofde Unternehmen (zum Beispiel
Aktiengesellschaften) bei Neubesetzungen 30 Prozent
ihrer Aufsichtsratsposten an Frauen vergeben. Tun sie
dies nicht, miissen die Posten unbesetzt bleiben, die
Wahl des Aufsichtsrats ist dann rechtlich gesehen nicht
gultig. Ziel ist die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen
und Méannern bei der Fithrung grofder Unternehmen.

Frauen heute

Trotz dieser zahlreichen rechtlichen und politischen
Aktivitaten, die Rahmenbedingungen wie Arbeitszeit,
Entlohnung und Kinderbetreuung fiir Frauen verbessern
sollen, bestehen noch immer viele soziale Ungleichhei-
ten: Erwerbstdtige Frauen verdienen in Deutschland
durchschnittlich 21 Prozent weniger als Manner. Sie
arbeiten haufiger in Teilzeit, sind bei den Fithrungspo-
sitionen unterreprasentiert und leisten den Hauptteil
der unbezahlten Arbeit in Haushalt, Kinderbetreuung
und der Pflege von Angehdrigen. Madchen und junge
Frauen miissen daher weiter ermutigt werden, Berufe
zu wahlen, die ihren guten Schulabschliissen und Qua-
lifikationen entsprechen. Flexiblere Arbeitszeiten und
ein leichterer beruflicher Wiedereinstieg von Miittern
nach einer Familienauszeit sind weitere Ansitze, um
die Erwerbstétigkeit von Frauen zu steigern.

Viele Defizite haben noch immer Bestand und rechtferti-
gen auch in Zukunft eine aktive Politik fir die Frau. Doch
die rechtliche wie gesellschaftliche Situation fiir Mad-
chen und Frauen im Sinne einer besseren Gleichstellung
hat sich in den letzten 60 Jahren erheblich verbessert.
Mussten Frauen bei der Griindung der BRD ihre Ehemén-
ner noch um Erlaubnis fragen, wenn sie eine Berufstatig-
keit aufnehmen wollten, und dominierte die Vorstellung
der Hausfrauenehe das Rollenverstindnis, konnen sie
nun frei iiber ihre Lebens- und Familienform bestimmen.
Die Rollenbilder von Frauen, aber auch von Mannern sind
vielféltiger und offener geworden und kénnen von den
Partnern in Beziehung und Ehe frei ausgehandelt werden.
Dazu zdhlt auch die Lastenverteilung in der Familie und
im Haushalt. Gleichstellungs- und Frauenbeauftragte in
offentlichen Verwaltungen und der privaten Wirtschaft
treten fir die Interessen von Frauen ein. Dies sind Errun-
genschaften und Fortschritte fiir die Selbststindigkeit
von Frauen, hinter die die bundesdeutsche Gesellschaft
nicht mehr zuriickfallen wird.
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Kapitel 9: Zu- und Auswanderung

ein Land der 1u- und Auswanderer

Seit Jahrtausenden verlassen Menschen immer wie-
der ihre Heimat, um ihr Gliick im Ausland zu finden.
Auch nach Deutschland kommen seit Jahrhunderten
Menschen, die sich bessere Bedingungen zum Leben,
Arbeit und Schutz versprechen. Umgekehrt verlassen
auch viele Deutsche ihre Heimat, und Migranten der
zweiten oder dritten Generation ziehen wieder in ihre
Ursprungslander zuriick. Auch sie treibt meistens die
Hoffnung auf ein besseres Leben in der Fremde. Dabei
sind die Griinde fir Zu- und Auswanderung oft dhnlich:
Krieg und Gewalt im Heimatland, religiése und politi-
sche Verfolgung, Vertreibung und Unterdriickung von
Minderheiten sowie nicht zuletzt Armut, Arbeitslosig-
keit und Hunger.

Auswanderung im 19. Jahrhundert
Nordamerika ist ein beliebtes Ziel deutscher Auswan-

derer seit der Neuzeit. Die Auswanderung von Deut-
schen nach Ubersee hat lange Zeit vor allem soziale Ur-

i
\

sachen wie Uberbevdlkerung und Missernten, wodurch
viele Nahrungsmittel teurer werden. Der Hunger vieler
Menschen, die sich die Lebensmittel nicht mehr leisten
konnen, nimmt zu. In manchen Gegenden werden Ver-
armte sogar zur Entlastung der Gemeindekassen mit ein
wenig Verpflegungsgeld ausgestattet und ,nach Ameri-
ka verschickt".

Politische Griinde haben dagegen zwei grofse Auswan-
derungswellen in der zweiten Hilfte des 19. Jahrhun-
derts: Die erste Welle setzt nach dem Scheitern der
Revolution von 1848 ein. Zahlreiche Anhanger der Re-
volution missen vor der Obrigkeit und deren Polizei flie-
hen oder wollen in einem liberaleren Land leben. Viele
suchen deswegen Zuflucht in Nordamerika. Angelockt
werden sie hdufig von Briefen bereits Ausgewanderter.
Schilderungen von Agenten schiiren Erwartungen, die
sich jedoch haufig als falsch erweisen.

Eine zweite grofse Auswanderungswelle 16st das Inkraft-
treten des ,Sozialistengesetzes® im Jahr 1878 aus, mit

o = .

Die Auswandererschiffe sind meist vollig liberfiillt. Auf den langen und beschwerlichen Reisen werden viele Auswanderer
Opfer von Krankheiten und Seuchen oder sterben an Entkraftung, noch bevor sie die neue Heimat erreichen.

Bild: An Deck eines Auswandererschiffes, 1905.
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dem die Sozialdemokratie verboten wird und ihre Mit-
glieder und Anhénger verfolgt werden. Die Folge: Allein
1881 wandern rund 220.000 Menschen aus Deutschland
aus. Das sind fast funf Prozent der Bevolkerung. Zwi-
schen 1880 und 1908 verlassen insgesamt iiber zwei Mil-
lionen Deutsche ihre Heimat.

Im 19. Jahrhundert bleiben die Vereinigten Staaten von
Amerika ein bevorzugtes Ziel vieler Deutscher. Dort las-
sen sie sich vor allem als Landwirte nieder. Spéter folgen
Handwerker und Gewerbetreibende sowie Arbeiter, die
in den grofsen amerikanischen Industriestddten Lohn
und Brot finden. Die Auswanderer sind tUberwiegend
Maénner, aber auch Frauen und ganze Familien wagen
einen Neuanfang in Amerika. Die Uberseereise in tiber-
fillten Auswandererschiffen ist lebensgefdhrlich, die
Unterkunft auf den Schiffen karg und die Verpflegung
schlecht.

Aus- und Riickwanderung im frithen
20. Jahrhundert

Ab dem Jahr 1890 ebbt die Auswanderungswelle wieder
ab, da das Sozialistengesetz nicht verlangert wird. Durch
die Industrialisierung werden nun auch im Deutschen
Kaiserreich neue Arbeitsplatze geschaffen. Arbeitsu-
chende zieht es vom Land in die industriellen Ballungs-
rdume, die vor allem in Mittel- und Westdeutschland
entstehen. Diese so genannte Binnenwanderung inner-
halb des Deutschen Reichs tritt an die Stelle der Aus-
wanderung. 1909 verlassen nur noch rund 25.000 Men-
schen Deutschland. Dies entspricht einem Anteil von
weniger als 0,4 Prozent an der Gesamtbevolkerung.

Inflation und eine hohe Arbeitslosigkeit fiihren in der
Weimarer Republik 1923 noch einmal zu einem kurzen,
aber starken Anstieg der Auswanderung. Wahrend der
Weltwirtschaftskrise ab 1930 ist jedoch zu beobachten,
dass die Zahl der deutschen Heimkehrer aus Nordame-
rika diejenige der Auswanderer Ubersteigt. Dies ist auf
zwei Griunde zuriickzufiihren: In den USA herrschen
zum einen nun strengere Einwanderungsgesetze. Zum
anderen sind viele deutsche Auswanderer in den USA
nicht heimisch geworden und haben auch beruflich
nicht Fuf3 fassen konnen.

Emigration unter der
nationalsozialistischen Herrschaft

Nachdem die Nationalsozialisten 1933 die Macht tiber-
nehmen und Terror und Gewalt verbreiten, verlassen
viele Sozialdemokraten, Kommunisten, andere Oppo-
sitionelle, Intellektuelle und Kiinstler Deutschland, um
ihrer Unterdriickung und Verfolgung zu entgehen und
in Freiheit leben zu konnen. Man spricht bei dieser Form
von Auswanderung auch von politischer Emigration.

Die grofste Gruppe der Auswanderer unter der natio-
nalsozialistischen Gewaltherrschaft bilden die Biirger,
die judischen Glaubens sind oder jliidische Vorfahren
haben. Diejenigen unter ihnen, die den Vernichtungs-
willen der Nationalsozialisten rechtzeitig erahnen und
ausreichend Geld haben, reisen aus Deutschland aus,
solange sie noch konnen. Hierfiir miissen sie nicht nur
ein Land finden, das sie aufnehmen will. Sie miissen in
Deutschland auch noch eine so genannte Reichsflucht-
steuer zahlen sowie ihren ganzen Besitz aufgeben.

Flucht und Vertreibung als Folgen des
Zweiten Weltkrieges

Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges 1945 erreicht
die Zahl der Auswanderer aus der Bundesrepublik
Deutschland (BRD) kaum noch eine nennenswerte Gro-
Renordnung. Dennoch kommt es in den letzten Mona-
ten des Krieges und in den ersten Nachkriegsjahren in
Deutschland zu grofleren Bevolkerungsbewegungen.
Millionen Menschen fliehen aus den deutschen Gebie-
ten Ostlich von Oder und Neifse vor der Roten Armee
der Sowjetunion, da sie deren Racheakte fiirchten. In
den Jahren 1945 und 1946 werden deutschstdmmige Be-
volkerungsgruppen aus Gebieten wie dem Sudetenland,
die nun zu Polen und der Tschechoslowakei gehoren,
vertrieben. Bis zum Mauerbau 1961 verlassen ebenfalls
Millionen von Menschen die Sowjetische Besatzungs-
zone (SBZ) und die Deutsche Demokratische Republik
(DDR) in Richtung BRD. Von einer gezielten Zuwande-
rung ldsst sich allerdings nicht sprechen.

,Gastarbeiter“ fiir das
deutsche Wirtschaftswunder

Mitte der 1950er-Jahre erlebt die Wirtschaft der BRD
einen Aufschwung, der so stark ist, dass in vielen In-
dustriezweigen Arbeitskrafte fehlen. Es ist die Zeit des
,2Wirtschaftswunders“, das Unternehmen investieren
und wachsen ldsst. Die Bundesregierung reagiert auf
die Bediirfnisse der Wirtschaft und wirbt neue Arbeits-
krafte iiberwiegend aus Slideuropa an. Sie kommen
aus Italien, Spanien, Portugal, Griechenland, der Tir-
kei, Marokko oder Tunesien. Sie werden Gastarbeiter
genannt, weil sie urspriinglich nur eine begrenzte Zeit
in Deutschland bleiben sollen. Doch ihre Arbeit ist fiir
die Unternehmer wie fiir die auslédndischen Arbeiter so
attraktiv, dass viele Gastarbeiter langer als geplant in
Deutschland bleiben, sich dauerhaft niederlassen und
schliefdlich ihre Familien nachholen.

Schon 1964 wird der einmillionste Gastarbeiter in der
Bundesrepublik begriifst. Auch eine kleine Wirtschafts-
krise 1966/67 stoppt den Zuzug der Arbeitskrifte, die
nun auch aus Jugoslawien und der Tirkei angeworben
werden, nicht dauerhaft. 1973 sind 2,6 Millionen Ar-
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Ab Mitte der 1950er-Jahre kommen Tausende Arbeitskrafte
vor allem aus Siideuropa nach Deutschland.

Bild: Der Portugiese Amando Sa Rodrigues erhalt als ein-
millionster Gastarbeiter in der Bundesrepublik ein Moped
als BegriiBungsgeschenk, 1964.

beitskrafte aus dem Ausland in der BRD tétig. Zahlt man
deren Familienmitglieder hinzu, leben in dieser Zeit
etwa vier Millionen auslidndische Mitbiirgerinnen und
Mitbiirger in der BRD. Vor allem in den grof3eren Stad-
ten wohnen sie hiufig unter sich, haben ihre eigenen
Geschafte, Lokale, Kultureinrichtungen und manchmal
nur wenig Kontakt mit der deutschen Bevolkerung. Man
spricht in diesem Zusammenhang von der Ausbildung
von Parallelgesellschaften.

Als die Olkrise 1973 auch die deutsche Wirtschaft er-
reicht und schwacht, verhangt die Bundesregierung
einen Anwerbestopp. Die eigens im Ausland eingerich-
teten Anwerbebiliros werden geschlossen.

mvertragsarbeiter“ in der DDR

Auch in der DDR fehlen in den 1960er-Jahren viele Ar-
beiter, was nicht zuletzt auf die massenhafte Abwande-
rung und Flucht in die BRD bis zu Beginn des Mauerbaus
1961 zurilickzufiihren ist. Daraufhin wirbt die Regierung
der DDR ebenfalls Arbeitskrafte aus dem Ausland an.
Sie kommen vor allem aus den ,sozialistischen Bruder-
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staaten“ wie Polen, der CSSR (die heutige Tschechische
Republik und die Slowakische Republik), Ungarn, An-
gola, Vietnam und Kuba. Sie werden Uberwiegend als
Industriearbeiter eingesetzt. Da ihre Arbeitserlaubnis
von vornherein vertraglich festgelegt ist, werden sie
Vertragsarbeiter genannt. Sie leben zumeist von der
einheimischen Bevolkerung getrennt in eigenen Wohn-
heimen. Staat und Partei haben keine ernsthaften Ab-
sichten, sie in die Gesellschaft zu integrieren.

Aussiedler und Asylbewerber

Von Ende der 1980er-Jahre bis Mitte der 1990er-Jah-
re erlebt die Zuwanderung nach Deutschland einen
neuen Boom. Zum einen héalt der Familiennachzug der
Gastarbeiter, die mittlerweile in der zweiten oder drit-
ten Generation in Deutschland leben, unvermindert an.
Zum anderen kommen nun verstirkt Aussiedler und
Spiataussiedler mit deutschen Wurzeln aus den Staaten
des bisherigen Ostblocks und der zerfallenden Sowjet-
union zuriick in die Bundesrepublik.

Gleichzeitig steigt auch die Zahl derjenigen, die aus
politischen, wirtschaftlichen oder humanitdren Griin-
den dauerhafte Aufnahme (Asyl) in der BRD beantragen
und Schutz vor Verfolgung, Armut und Krieg suchen.
Das Grundgesetz garantiert politisch Verfolgten ein
Grundrecht auf Asyl. Da aber seit 1993 die so genannte
Drittstaatenregelung gilt, die eine Einreise von Asylbe-
werbern aus sicheren Drittstaaten ausschlief3t, geht die
Zahl der Asylverfahren und anerkannten Asylbewerber
stark zuruck.

Im Herbst 2015 offnet die Bundesregierung die Grenzen
fir Burgerkriegsfliichtlinge aus Syrien. Rund eine Milli-
on Fliichtlinge kommen im Jahr 2015 nach Deutschland,
die registriert, versorgt und integriert werden miissen.
Der Zustrom halt auch 2016 und 2017 — wenn auch ver-
mindert - an.

Freiziigigkeit in der Europdischen Union

Innerhalb der Europdischen Union (EU) gilt die so ge-
nannte Freiziigigkeit. Dies bedeutet, dass jeder EU-B{ir-
ger nicht nur das Recht hat, in einen beliebigen Mitglied-
staat der EU zu reisen. Er kann, wenn er dies mochte,
auch seinen Wohnsitz dorthin verlegen. Von dieser
Moéglichkeit konnen sowohl Deutsche im Ausland als
auch EU-Burger in Deutschland Gebrauch machen. Seit
der weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise 2008 und
der anhaltend hohen Verschuldung vieler EU-Lander,
ist Deutschland wieder sehr gefragt. Die Bundesrepublik
hat die Krise vergleichweise unbeschadet iiberstanden
und wirbt im Ausland um Fachkréfte, die in bestimmten
Branchen fehlen. Aktuell leben, arbeiten und studieren
in Deutschland wieder vermehrt junge Menschen aus
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EU-Landern wie Spanien, Italien und Portugal, wo eine
besonders hohe Jugendarbeitslosigkeit herrscht. Gleich-
zeitig gibt es in der Bevdlkerung Angste vor einer unkon-
trollierten Zuwanderung aus wirtschaftlich schwache-
ren Landern und Regionen.

Im Jahr 2015 kippt die Stimmung: Millionen von Fliicht-
lingen vor allem aus Syrien suchen in benachbarten
Landern, aber auch in Ladndern der Européaischen Union,
Schutz vor Krieg und Terror und stellen sie damit vor
grofse Herausforderungen. Einige europaische Lander,
darunter Ungarn und Slowenien, wollen sich abschot-
ten und bauen Grenzzdune. Antieuropdische, national-
populistische Stromungen erhalten europaweit grof3en
Zulauf. Auch in Deutschland gewinnt die rechtspopu-
listische AfD immer mehr Anhénger. In Grof3britannien
stimmt die Bevolkerung in einer Volksabstimmung am
23.Juni 2016 fir den Austritt aus der Europaischen Union.

Ist Deutschland ein Einwanderungsland?

Schaut man auf die Statistik, ist die Antwort auf die
Frage, ob Deutschland ein Einwanderungsland ist, ein-
deutig: Mit wenigen Ausnahmen ubersteigt seit Bestehen
der Bundesrepublik die jahrliche Zahl der Zuwanderer
stets die der Auswanderer. So sind 2012 {iber eine Million
Menschen zugezogen, wahrend im selben Zeitraum etwa
700.000 Menschen Deutschland verlassen haben.

Dennoch schrumpft die deutsche Bevélkerung aufgrund
der geringen Geburtenrate kontinuierlich und wird im
Schnitt alter. Dies gefdhrdet auf Dauer die Sozialver-

sicherungssysteme, da diese auf die Beitrage von Er-
werbstatigen angewiesen sind. Da zudem in einigen
Branchen, zum Beispiel in Ingenieursberufen sowie im
Bereich von Pflege und Gesundheit, bereits Fachkrafte
fehlen, fordern Politik und Wirtschaft seit einigen Jah-
ren, die Zuwanderung von gut ausgebildeten Ausldn-
dern gezielt zu fordern.

Die Bundesregierung hat im Jahr 2012 eine ,Fachkrafte-
Offensive* gestartet. Damit sollen sowohl brachliegende
inldndische Kompetenzen etwa durch Weiterbildungen
mobilisiert werden als auch qualifizierte ausldndische
Arbeitskréfte gezielt angesprochen werden. Zu den ge-
planten Mafdnahmen zahlt zum Beispiel die leichtere
und schnellere Anerkennung von Bildungsabschliissen
aus dem Ausland. Aufserdem sollen biirokratische Hin-
dernisse abgebaut und die Rahmenbedingungen fir den
Aufenthalt und die Beschiftigung von Zuwanderern
verbessert werden.

Auch die deutsche Wirtschaft ist aufgefordert, auslan-
dische Fachkrifte durch gute Arbeitsbedingungen, eine
angemessene Bezahlung, Aufstiegsmoglichkeiten, fa-
milienfreundliche Arbeitszeiten sowie Aus- und Wei-
terbildungschancen anzuwerben.

Die vielen Fliuchtlinge, die seit dem Jahr 2015 nach
Deutschland kommen, stellen das Land einerseits vor
die schwierige Aufgabe, all diese Menschen zu versor-
gen und in die Gesellschaft zu integrieren. Andererseits
besteht die Chance, dass sie in Deutschland bleiben,
arbeiten und mit ihren Steuern und Abgaben zum Erhalt
der Sozialsysteme beitragen.
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Grundlagentexte zu den Fragen sind im Kapitel ,Besatzungszeit und Griindung zweier Staaten“ zu finden
(im Internet unter www.sozialpolitik.com/sozialgeschichte).

1. Welcher Tag gilt als das Ende des Zweiten Weltkrieges?

Quelle: Ullstein-Bild.

2. Nenne die Siegermichte, die am 5. Juni 1945 in
Deutschland die Regierung iibernahmen.

3. Vom 17. Juli bis 2. August 1945 fand in Potsdam die _
statt. Es ging darum, die _
. Die Beschliisse wurden

von ,
und unterzeichnet.

Plakat zum Wiederaufbauprogramm
»Marshallplan®.

Quelle: AKG-Images.

6. Welche sozialpolitischen Neuerungen wurden in den
von den Westalliierten besetzten Zonen Deutsch-
lands umgesetzt beziehungsweise wieder eingefiihrt?

[ ] a) Einheitsversicherung fiir die Kranken-, Renten-
und Unfallversicherung.

Potsdam, Sommer 1945: Churchill, Truman und Stalin.

[] b) Arbeitslosenversicherung.
[ ] ¢) Tarifautonomie.
4. Zahle die wichtigsten Inhalte auf, die auf der Konfe- L) d) Arbeitskraftelenkung.
renz von Potsdam festgelegt wurden. Erklare diese. [ ] e) Gewerkschaften.

(Mehrfachnennung méglich)

7. Welche sozialpolitischen Neuerungen wurden in den
von der Sowjetunion besetzten Zonen Deutschlands
umgesetzt beziehungsweise wieder eingefiihrt?
(Mehrfachnennung maglich)

[ ] a) Tarifautonomie.

5. Erklare den Begriff ,Kalter Krieg“. [ b) Arbeitslosenversicherung,

[ ] ¢) Gewerkschaften.

[] d) Einheitsversicherung fiir die Kranken-, Renten-
und Unfallversicherung.

[ ] e) Arbeitskraftelenkung.

»Sozialgeschichte® ist ein Projekt der Stiftung Jugend und Bildung in Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium fiir Arbeit und
Soziales zur Dauerausstellung ,In die Zukunft gedacht - Bilder und Dokumente zur Deutschen Sozialgeschichte“ des BMAS. Unter
www.sozialpolitik.com/sozialgeschichte werden die Texte aus dem Ausstellungskatalog fiir die Schule aufbereitet und durch Arbeits-
blatter erganzt.
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Grundlagentexte zu den Fragen sind im Kapitel ,,DDR: Sozialpolitik im Sozialismus*“ zu finden
(im Internet unter www.sozialpolitik.com/sozialgeschichte).

1. Am 7. Oktober 1949 wurde die Deutsche Demokra-
tische Republik (DDR) gegriindet. Nenne die drei
wichtigsten Mitglieder der Regierung in den ersten
Jahren.

1.
2.
3.
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2. Nenne die Partei, die von Beginn bis zum Ende der
DDR die Politik bestimmte.

Kindergartenkinder mit Miitzen von Soldaten der Nationalen

3. Staatsziel der DDR war der ,Aufbau des Sozialismus®. Volksarmee beim militarischen Gruf.

Erklare, wie die Wirtschaft in diesem System funktio-

nierte. 6. Dain der DDR Arbeitskraftemangel herrschte, wur-

den Frauen und Miitter mit materiellen Anreizen und
Dienstleistungen motiviert, arbeiten zu gehen.
Welche waren das?

(Mehrfachnennung méglich)

[ ] a) BeiEheschliefsung erhielten Paare einen Kredit
vom Staat, den sie nicht zurtickzahlen mussten,
wenn sie ein Kind bekamen.

[] b) Kinderkrippen und -garten wurden flachen-
deckend zu Ganztageseinrichtungen ausge-
baut.

[ ] ¢) Jedes Kind konnte einen kostenlosen Betreu-
ungsplatz bekommen.

4. Wie war die Sozialversicherung in der DDR
strukturiert?
(Mehrfachnennung méglich)

[ ] a) Die finf Sozialversicherungen wurden in eine [] d) Der Staat iibernahm die Betreuungskosten nur
zentral gelenkte ,Einheitsversicherung“ umge- fiir Alleinerziehende
It. . . i,
wandelt ) ) ) . [ ] e) ProKind wurde eine Geburtenbeihilfe von
[ ] b) Alle Arbeitnehmer waren darin pflichtversi- 1.000 Mark gezahlt.
ghert, eine private Absicherung war nicht mog- [ ] f) Mitter hatten Anspruch auf ein halbes Jahr
lich. Schwangerschaftsurlaub.
[ ¢) sie wurde hauptsichlich aus Beitragen der [] g) Fir Miitter bestand grundsitzlich Kiindigungs-

Betriebe und aus dem Staatshaushalt finanziert.
[] d) Es gab keine freie Krankenkassenwahl.

schutz.

7. Skizziere, wie es zum Zusammenbruch des politi-

5. Beschreibe, was im Mittelpunkt des sozialpolitischen schen Systems in der DDR 1989 kam.
Handelns der SED stand.

»Sozialgeschichte® ist ein Projekt der Stiftung Jugend und Bildung in Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium fiir Arbeit und
Soziales zur Dauerausstellung ,In die Zukunft gedacht - Bilder und Dokumente zur Deutschen Sozialgeschichte“ des BMAS. Unter
www.sozialpolitik.com/sozialgeschichte werden die Texte aus dem Ausstellungskatalog fiir die Schule aufbereitet und durch Arbeits-
blatter erganzt.
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BRD: Wirlschafiswunder und Sozialstaat

Grundlagentexte zu den Fragen sind im Kapitel ,BRD: Wirtschaftswunder und Sozialstaat zu finden
(im Internet unter www.sozialpolitik.com/sozialgeschichte).

5. Erklare den Begriff ,Soziale Marktwirtschaft”. Nenne
auch ihre Erfinder.
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6. Vervollstandige den Text:

Symbol fiir das Wirtschaftswunder: der einmillionste Die 1950er-Jahre sind geprégt von Wohlstand und
VW-Kafer. . Trotz Kritik in den
1960er-Jahren wurde der
1. Wer wurde erster Bundeswirtschaftsminister der in den Folgejahren weiter ausgebaut:
BRD? Nenne auch seine Amtszeit. und wurden in die gesetzliche

Unfallversicherung mit aufgenommen. Auferdem

verbesserte das Rehabilitationsangleichungsgesetz

die Leistungen zur medizinischen und beruflichen
von

2. Skizziere das ,Gesetz Uiber Leitsatze fiir die Bewirt-
schaftung und Preispolitik nach der Geldreform“ vom

Juni 1948. 7. Welche weiteren sozialpolitischen Errungenschaf-
ten pragten den Sozialstaat in den 1960er- und
1970er-Jahren?

(Mehrfachnennung méglich)
[ ] a) Das Gleichstellungsgesetz trat in Kraft.
3. Vervollstindige den Text: [ ] b) Der Mindesturlaub wurde eingefiihrt.

Das traditionelle soziale System des [] c) Das Lohnfortzahlungsgesetz trat in Kraft.

wurde wieder eingefiihrt und damit der Grundstein [] d) Das Ausbildungsférderungsgesetz unterstiitzte

des heutigen Sozialstaates gelegt. Bis zum Jahr 1950
wurden die einzelnen Zweige - die -
Unfall-, Alters- und -bun-
desweit wieder gesetzlich verankert. Im Jahr
ubernahm auch Westberlin, das sich zunachst fir
eine entschieden hatte,
dieses System.

Schiler und Studierende mit finanziellen Leis-
tungen.

[ ] e) Das,Abtreibungsgesetz” trat mit dem § 218 im
StGB in Kraft.

4. Mit der Rentenreform von 1957 gab es viele Neue-
rungen. Welche waren das?
(Mehrfachnennung méglich)

Quelle: AKG-Images.

[ ] a) Die Altersrente ist einkommensbezogen.

[ ] b) Fir Politiker ist die Altersrente einkommens-
unabhéngig.

[ ] c¢) Die Rentenhohe liegt bei etwa 60 Prozent der
durchschnittlichen Bruttoléhne.

[ ] d) Die Rente wird regelméifig an die Bruttolchne
angepasst.

[ ] e) Der ,Generationenvertrag”, das Umlageverfah-
ren, wird eingefiihrt.

1. Mai 1956,
Plakat des DGB.
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Grundlagentexte zu den Fragen sind im Kapitel ,,Grenzen des Sozialstaats“ zu finden
(im Internet unter www.sozialpolitik.com/sozialgeschichte).

5. Da diese Ziele nicht erreicht werden konnten, kam
es im Jahr 1982 zu einem politischen Wechsel. Zahle
in Stichpunkten auf, was im Sommer und Herbst
1982 geschah.

Quelle: Ullstein-Bild.

6. Auch der neu gesetzte sozialpolitische Kurs

Der Computer revolutioniert die Arbeitswelt. brachte in den Folgejahren nicht den gewlnschten
Rechenzentrum der Bundespost, Hamburg 1974. Erfolg. Welche Ziele wurden nach dem politischen
Wechsel verfolgt?

1. Nenne die Verdnderungen, die den Strukturwandel in (Mehrfachnennung méglich)

der BRD in den 1970er-Jahren ausgelost hatten. a) mehr Staat, mehr Markt.

b) weniger Staat, mehr Markt.

. . .. . d) mehr Beweglichkeit in den alten Strukturen.
2. Erlautere die Hintergriinde der ,Neuen Sozialen

Frage“ der 1970er-Jahre und die der ,Sozialen Frage“ e) weg von kollekti‘ven Lasten, hin zur
des 19. Jahrhunderts. personlichen Leistung/Verantwortung.

U
U
[] ¢) mehr Eigeninitiative und mehr Wettbewerb.
Ll
U

7. Ende der 1980er-Jahre wurde der so genannte
demografische Wandel erstmals sichtbar. Bis heute
ist er eine besondere Herausforderung fiir Staat und
Gesellschaft. Erklare, was demografischer Wandel

3. Welche Errungenschaften wurden in der Familien- bedeutet und welche Folgen er hat.
politik in den 1970er-Jahren erreicht?
(Mehrfachnennung maglich)

[] a) Das Kindergeld wird erstmals auch fiir das
erste Kind eingefiihrt.

[ ] b) Fiir eheliche Kinder gibt es mehr Kindergeld
als fiir uneheliche.

[] c¢) Das Elterngeld wird eingefiihrt.

[] d) Sechs Monate lang erhalten Miitter ein Mutter-
schaftsgeld.

Quelle: Ullstein-Bild.

[ ] e) Miitter genief3en vor und nach der Geburt ihres
Kindes einen besonderen Kiindigungsschutz.

4. Nenne zwei wichtige Ziele der Wirtschafts- und
Sozialpolitik der 1970er- und 1980er-Jahre.

Die sinkende Geburtenrate hat zur Folge, dass immer
weniger Menschen in die Sozialversicherungssysteme

einzahlen.
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Grundlagentexte zu den Fragen sind im Kapitel ,Wiedervereinigtes Deutschland“ zu finden
(im Internet unter www.sozialpolitik.com/sozialgeschichte).

4 . Nenne den Hauptgrund, weshalb die Arbeitslosen-
zahlen nach der Wiedervereinigung rapide auf iber
drei Millionen anstiegen.

5. In den 1990er-Jahren wurden in der gesetzlichen
Rentenversicherung einige Neuerungen und
Anderungen umgesetzt. Welche waren das?
(Mehrfachnennung méglich)

[ ] a) Millionen ehemalige DDR-Biirger wurden in
das bundesdeutsche Rentensystem integriert.

10. November 1989: Westberliner begriiBen [] b) Rentenbeitrage wurden an die Veranderungen
Besucher aus Potsdam. der Nettolohne angepasst.

[] c¢) Wer wollte, konnte ab dem 55. Lebensjahr in

1. Beschreibe, welche wichtigen Voraussetzungen von Rente gehen.

BRD und DDR auf dem Weg zur Wiedervereinigung [ ] d) Rentenbeitrdge wurden an die Verdnderungen
geschaffen wurden. der Bruttolohne angepasst.
[ ] e) Die Beitrage sanken erst und stiegen zum Ende
der 1990er-Jahre auf iiber 19 Prozent.

Quelle: Reuters.

2. An welchem Tag wurde der Beitritt der DDR zur BRD
vollzogen? Nenne das Datum und die Bezeichnung
dieses Tages, der seither als offizieller deutscher
Feiertag gilt.

Medizinischer Fortschritt und
beste Versorgung kosten Geld.

6. Zahle vier Neuerungen auf, die im Gesundheitswesen
eingefiihrt wurden.

1.

3. Welche sozialpolitischen Herausforderungen stan-
den nach der Wiedervereinigung im Vordergrund? 2.
(Mehrfachnennung méglich) 3.
[ ] a) Anpassung der Sozialversicherungssysteme in 4.

Ostdeutschland.

[ ] b) Reformen fir die gesetzliche Rentenversiche-
rung und Altersvorsorge.

7. Im Februar 1992 schlossen sich die Mitgliedstaaten der
Européischen Gemeinschaft (EG) zur Europdischen
Union (EU) zusammen und handelten den ,Maastrichter
Vertrag“ aus. Nenne das Jahr des Inkrafttretens. Fasse
auch die wichtigsten Ziele des Vertrags zusammen.

[] ) Einfiihrung der Sozialen Marktwirtschaft
in Westdeutschland.

[ ] d) Einfihrung der Sozialen Marktwirtschaft
in Ostdeutschland.

[ ] e) Senkung der Arbeitslosenzahlen.

[ ] f) Umstrukturierung der gesetzlichen Kranken-
kasse.
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Arbeitsblatt: 1998 bis 2005

SOZIALGESCHICHTE

Reformen sichern die Zukunfi

Grundlagentexte zu den Fragen sind im Kapitel ,Reformen sichern die Zukunft® zu finden
(im Internet unter www.sozialpolitik.com/sozialgeschichte).

1. Nenne Griinde flir die Sorgen der Regierung und
der Blirger um die Finanzierung des sozialen
Sicherungssystems und der Arbeitswelt.

Quelle: Ullstein-Bild.

2. Nenne den Urheber der Agenda 2010.

Arbeit im umgebauten Reichstagsgebaude in Berlin auf.

3. In den Jahren 2003 bis 2005 traten im Bereich Arbeits-
markt neue Gesetze in Kraft. Welche Neuerungen

brachten sie mit sich? Ergénze auch das Jewelhge 6. Welche Neuerungen brachte die Rentenreform?

Gesetz dazu.
(Mehrfachnennung maglich)

[ ] a) Es besteht sofortige Melde-

(Mehrfachnennung maglich)

[] a) Aus ,Rente wegen Berufsunfahigkeit” wird die
~Rente wegen Erwerbsunfahigkeit”. Eine private

pflicht bei drohender Absicherung gegen Berufsunfiahigkeit wird not-
Arbeitslosigkeit. (Gesetz ) wendig.

[ ] b) Selbststdndige miissen sich [ ] b) Wer mochte, kann einen Teil seines Lohnes fiir
freiwillig gegen Arbeitslosig- eine betriebliche Altersvorsorge verwenden.
keit versichern. (Gesetz_______) [] c) Die private Altersvorsorge wird steuerlich

[] c) Das Arbeitslosengeld II geférdert.
wird eingefiihrt. (Gesetz )

[ ] d) Das Arbeitslosengeld II wird
wie das Arbeitslosengeld tiber
die Beitrage aus der Sozial-

versicherung finanziert. (Gesetz )

[] d) Der so genannte Nachhaltigkeitsfaktor setzt
die Zahl der Leistungsempfanger in Relation

zur Anzahl der erwerbstéatigen Beitragszahler.

7. Erklare, was die Regelung der Drittelbeteiligung bei
. Ubersetze den Begriff ,Agenda“. Nenne auf3erdem die der Unternehmensmitbestimmung bedeutet.
Ziele, die durch die ,,Agenda 2010“ erreicht werden
sollten.
8. Gib wieder, welche Vorteile die Gesundheitsreform

von 2004 fir die Versicherten brachte.

5. Beschreibe den Begriff ,barrierefrei®.
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Arbeitsblatt: 2005 bis heute

SOZIALGESCHICHTE

Grundlagentexte zu den Fragen sind im Kapitel ,,Sozialpolitik im Zeichen der Globalisierung® zu finden
(im Internet unter www.sozialpolitik.com/sozialgeschichte).

1. Nenne die Koalition, welche die BRD von 2005 bis 2009

regierte. Wer fiihrte sie?

. Mit den Reformen zur Modernisierung des Arbeits-

marktes werden Anwartschaftszeit und Bezugsdauer
des Arbeitslosengeldes neu geregelt. Fasse zusam-
men, welche Voraussetzungen seitdem gelten.

. Kennst du weitere aktuelle Regelungen der Arbeits-

marktpolitik?
(Mehrfachnennung méglich)

[ ] a) Selbststdndige und Freiberufler konnen freiwil-
lig Beitrdge in die Arbeitslosenversicherung ein-
zahlen.

[ ] b) Es besteht sofortige Meldepflicht bei drohender
Arbeitslosigkeit.

[] c) Selbststandige und Freiberufler diirfen jetzt

keine Beitrdge in die Arbeitslosenversicherung

einzahlen.

[ ] d) Wer Arbeitslosengeld II bezieht und eine Arbeit
ablehnt, muss mit Klirzungen der Leistungen
rechnen.

[ ] e) Werin den letzten zwei Jahren weder
Arbeitslosengeld noch Arbeitslosengeld II be-
kommen hat, kann einen Antrag stellen, um
sofort ein Arbeitsangebot zu bekommen.

[ ] f) Fir Bezieher von Arbeitslosengeld II werden
die Beitrage zur gesetzlichen Kranken-, Pflege-

und Rentenversicherung iibernommen.

. Was bedeutet die Regelung ,,Rente mit 67?

Erklare diese in eigenen Worten.

. Im April 2007 trat eine weitere Gesundheitsreform in

Kraft. Zahle die vier wichtigsten Neuerungen auf.

A

3.
4.

Quelle: getty images.

Zum 1. Januar 2007 wird das Elterngeld eingefiihrt.

. Das Elterngeld gehort mit zu den wichtigsten und er-

folgreichsten Errungenschaften der grofsen Koalition.
Kreuze an, was in der Familienpolitik gedndert oder
eingefihrt wurde.

(Mehrfachnennung méglich)

[ ] a) Familien konnen in den ersten 14 Lebensmona-
ten ihres Kindes Elterngeld beantragen.

[ ] b) Bei Erwerbstatigen orientiert sich die Hohe am
Nettoeinkommen.

[] ¢) Jedes Kind unter drei Jahren erhilt sofort einen
Platz bei einer ausgewéahlten Tagesmutter.

[ ] d) Auch Grof3eltern kénnen ,Elternzeit nehmen.

[ ] e) Arbeitslosengeld-II-Empfinger konnen fiir ihre
Kinder einen Schulbedarfszuschuss beantra-
gen.

. Im Jahr 2008 erlebte Deutschland zusammen mit allen

Landern der Welt eine Finanz- und Wirtschaftskrise.
Erlautere, wie die Bundesregierung darauf reagierte.

. Erlautere den Begriff , Arbeiten 4.0“.
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Arbeitsblatt: Situation der Frau 1945 bis heute m

Auf dem Weg zur Gleichbherechiigung

Grundlagentexte zu den Fragen sind im Kapitel ,,Auf dem Weg zur Gleichberechtigung® zu finden
(im Internet unter www.sozialpolitik.com/sozialgeschichte).

5. Die Frauenpolitik in der DDR zielte vornehmlich auf
die Rolle der Frau als

[ ] a) Hausfrau.

[] b) Arbeitskraft.

[] ¢) Soldatin.

[ ] d) Volkskammerabgeordnete.
[ ] e) Mutter.

(Mehrfachnennung maglich)

Quelle: bpk/Herbert Hensky

6. Die Frauenerwerbsquote und die Dichte der Kinder-
betreuung waren in der DDR im Vergleich zur BRD

[ ] a) geringer.
[ ] b) etwas gleich.
[ ] ¢) hoher.

7. Liste die nach wie vor bestehenden Defizite bei der
Gleichstellung von Frauen auf.

B!

,Triimmerfrauen bergen Ziegelsteine in Berlin, 1945.

1. Nenne die Ursachen des gewandelten Selbstverstand-

nisses von Frauen in den ersten Nachkriegsjahren. 8. Wenn du den Zeitraum von 1945 bis heute in den
Blick nimmst: Fasse die Errungenschaften und Erfolge
fir Frauen in Deutschland zusammen.

2. Beschreibe den Inhalt von Artikel 3, Absatz 2 des
Grundgesetzes (1949) in eigenen Worten.

3. Erklare, was die Abschaffung des ,,Gehorsams-
paragrafen” fiir Frauen zur Folge hatte.

Quelle: bpk/Horst E. Schulze

4. Vervollstandige den folgenden Satz:
Die Reform des Gesetzes zum Schwangerschafts-
abbruch Paragraf 218 war fir die bundesdeutsche
Frauenbewegung ein wichtiger Meilenstein, weil ...

Junge Arbeiterinnen in einem NAGEMA-Werk, 1951.
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Grundlagentexte zu den Fragen sind im Kapitel ,Deutschland - ein Land der Zu- und Auswanderer” zu finden
(im Internet unter www.sozialpolitik.com/sozialgeschichte).

1. Nenne Griinde, die Menschen dazu veranlassen, ihre 6. Auch in der DDR lebten auslandische Arbeitskrifte.
Heimat zu verlassen. Liste einige ihrer Herkunftslander auf.

2. Erklare, wodurch die beiden grofien Auswanderungs- 7. Freiziigigkeit innerhalb der EU bedeutet das Recht,
wellen im 19. Jahrhundert ausgelost wurden. [] a) Fernziige innerhalb der EU kostenlos nutzen zu
dirfen.
[ ] b) in jedes Land der EU einreisen zu kénnen.
[ ] ¢) aufeinen gut bezahlten Job innerhalb der EU.
[] d) den Wohnort innerhalb der EU frei wahlen und
dort arbeiten zu diirfen.

(Mehrfachnennung méglich)

. Deutschland ist auch in Zukunft auf auslandische
Arbeitskrafte angewiesen, weil ...

Quelle: AKG-Images

Quelle: Keystone

3. ,Die Binnenwanderung ersetzt die Auswanderung.”
Ordne diesen Satz in den zeitlichen und inhaltlichen
Zusammenhang ein.

4. Zahle die Gruppen auf, die nach der Machtiibernah-
me durch die Nationalsozialisten aus Deutschland
fliehen mussten.

5. Ab Mitte der 1950er-Jahre wirbt die Bundesregierung
gezielt

[ ] a) Vertragsarbeiter.
[] b) Frihaussiedler.

[] c) Gastarbeiter. Der Portugiese Amando Sa Rodrigues be-
[] d) qualifizierte EU-Biirger. kommt als einmillionster Gastarbeiter ein
Moped geschenkt, 1964.
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Arbeitsblatt: 1945 bis 1949 -
Besatzungszeit und Griindung zweier Staaten

1

w1

. Welcher Tag gilt als das Ende des Zweiten Weltkrieges?

8. Mai 1945

Nenne die Siegerméchte, die am 5. Juni 1945 in Deutschland
die Regierung iibernahmen.
USA, Grof3britannien, Frankreich und die Sowjetunion

.Vom 17. Juli bis 2. August 1945 fand in Potsdam die Konferenz

der ,grof3en Drei“ statt. Es ging darum, die Ziele der gemein-
samen Besatzungspolitik festzulegen. Die Beschliisse wurden
von Harry S. Truman (USA), Josef Stalin (UdSSR) und Winston
Churchill (Grof3britannien) unterzeichnet.

. Zahle die wichtigsten Inhalte auf, die auf der Konferenz von

Potsdam festgelegt wurden. Erklére diese.

Demilitarisierung: Auflosung aller bewaffneten Verbidnde
und militdrischen Kriegervereine sowie die Schlieffung der
Industriebetriebe fiir Kriegsproduktionen

Denazifizierung: Auflésung der NSDAP, Aufhebung national-
sozialistischer Gesetze, Verurteilung der Kriegsverbrecher,
Entfernung von Nationalsozialisten aus 6ffentlichen Amtern
und verantwortlichen Posten der Privatwirtschaft
Demokratisierung: Umgestaltung des politischen Lebens
auf demokratischer Grundlage, Zulassung demokratischer
Parteien, demokratische Erneuerung des Bildungs- und Ge-
richtswesens

Dezentralisierung: Verantwortung und Aufgaben der Wirt-
schaft und Verwaltung werden (dezentral) auf verschiedene
Stellen iibertragen.

. Erklare den Begriff ,Kalter Krieg®.

Politische Gegensdtze zwischen den Siegermichten zeichne-
ten sich ab: kapitalistisch-liberal-demokratische Politik im
Westen gegen die kommunistische, polizeistaatliche Politik
der UdSSR. Verhandlungen blieben ergebnislos und miinde-
ten in einen offenen Ost-West-Konflikt, der auch als ,Kalter
Krieg“ bezeichnet wird (statt eines echten ,heifen* Kriegs)
und dessen Hauptgebiet Deutschland war.

Welche sozialpolitischen Neuerungen wurden in den von den
Westalliierten besetzten Zonen Deutschlands umgesetzt be-
ziehungsweise wieder eingefiihrt?

b) Arbeitslosenversicherung

c) Tarifautonomie

e) Gewerkschaften

. Welche sozialpolitischen Neuerungen wurden in den von der

Sowjetunion besetzten Zonen Deutschlands umgesetzt bezie-

hungsweise wieder eingefiihrt?

d) Einheitsversicherung fiir die Kranken-, Renten- und Un-
fallversicherung

e) Arbeitskriftelenkung

Arbeitsblatt: 1949 bis 1990 -
DDR: Sozialpolitik im Sozialismus

1.

Am 7. Oktober 1949 wurde die Deutsche Demokratische Re-
publik (DDR) gegriindet. Nenne die drei wichtigsten Mitglieder
der Regierung in den ersten Jahren.

Wilhelm Pieck, Otto Grotewohl, Walter Ulbricht

Nenne die Partei, die von Beginn bis zum Ende der DDR die
Politik bestimmt.
Sozialistische Einheitspartei Deutschlands (SED)

. Staatsziel der DDR war der , Aufbau des Sozialismus®“. Erklare,

wie die Wirtschaft in diesem System funktionierte.

Die landwirtschaftliche und die industrielle Produktion wurde
vom Staat geplant und gelenkt (Planwirtschaft). Private Un-
ternehmen, kleine und mittlere Betriebe aller Wirtschafts-
bereiche wurden zentral verwaltet und nach und nach ver-

(9]
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staatlicht. Es gab keinen freien Wettbewerb. Was wann und
wie mit welchen Arbeitskréften, Materialien und Rohstoffen
produziert werden sollte und wie hoch die L6hne und Preise
waren, wurde vom Staat entschieden.

Wie war die Sozialversicherung in der DDR strukturiert?

a) Die fiinf Sozialversicherungen wurden in eine zentral ge-
lenkte ,,Einheitsversicherung“ umgewandelt.

b) Alle Arbeitnehmer waren darin pflichtversichert, eine pri-
vate Absicherung war nicht moéglich.

c) Sie wurde hauptsédchlich aus Beitrédgen der Betriebe und
aus dem Staatshaushalt finanziert.

d) Es gab keine freie Krankenkassenwahl.

.Beschreibe, was im Mittelpunkt des sozialpolitischen Han-

delns der SED stand.

Im Mittelpunkt stand die DDR als Arbeitsgesellschaft: Er-
werbstitigkeit sollte das Leben des Staatsbiirgers bestim-
men. Das Recht auf Arbeit und eine leistungsgerechte
Entlohnung waren garantiert, sodass eine Arbeitslosenver-
sicherung nicht aufgebaut wurde. Hauptziel der SED-Sozial-
politik war es, die Arbeitsfihigkeit der Staatsbiirger zu erhal-
ten und zu steigern. Arbeitsschutz- und Gesundheitspolitik
spielten eine wichtige Rolle. Die Sozialleistungen im Betrieb
wurden ausgebaut.

Da in der DDR Arbeitskraftemangel herrschte, wurden Frauen

und Mitter mit materiellen Anreizen und Dienstleistungen

motiviert, arbeiten zu gehen. Welche waren das?

a) Bei Eheschlief3ung erhielten Paare einen Kredit vom Staat, den
sie nicht zuriickzahlen mussten, wenn sie ein Kind bekamen.

b) Kinderkrippen und -gédrten wurden flichendeckend zu
Ganztageseinrichtungen ausgebaut.

c) Jedes Kind konnte einen kostenlosen Betreuungsplatz be-
kommen.

e) Pro Kind wurde eine Geburtenbeihilfe von 1.000 Mark gezahlt.

f) Miitter hatten Anspruch auf ein halbes Jahr Schwanger-
schaftsurlaub.

g) Fiir Miitter bestand grundsitzlich Kiindigungsschutz.

. Skizziere, wie es zum Zusammenbruch des politischen Sys-

tems in der DDR 1989 kam.

Die Filschung der Kommunalwahlen im Mai 1989 wurde auf-
gedeckt, Proteste der Biirger folgten. Im Sommer 1989 6ffnete
Ungarn seine Grenze zu Osterreich, und viele DDR-Biirger
flohen in den Westen. Am 16. Oktober 1989 demonstrierten
in Leipzig liber 100.000 Menschen, eine Woche spéter mehr
als 300.000. Mit den Rufen ,,Wir sind das Volk!“ und ,,Wir
bleiben hier!“ forderten die Demonstranten Reformen. Hone-
cker wurde innerhalb der SED entmachtet und trat am 18.
Oktober zuriick. Nachfolger wurde Egon Krenz. Die Demons-
trationen gingen jedoch weiter. Am 9. November wurde die
Grenze zur Bundesrepublik und nach Westberlin gedffnet.

Arbeitsblatt: 1949 bis 1973 -
BRD: Wirtschaftswunder und Sozialstaat

1

. Wer wurde erster Bundeswirtschaftsminister der BRD? Nenne

auch seine Amtszeit.
Ludwig Erhard (CDU) trat 1949 sein Amt als erster Bundes-
wirtschaftsminister der BRD an. Seine Amtszeit endete 1963.

. Skizziere das ,Gesetz iiber Leitsédtze flir die Bewirtschaftung

und Preispolitik nach der Geldreform* vom Juni 1948.

Neben der Lockerung von Preiskontrollen wurde die staat-
lich kontrollierte Bewirtschaftung aufgehoben. Fiir Giiter wie
Kohle, Stahl und Treibstoff galten jedoch weiterhin Preisbin-
dungen, ebenso fiir Grundnahrungsmittel und Mieten.

.Das traditionelle soziale System des 19. Jahrhunderts wurde

wieder eingefiihrt und damit der Grundstein des heutigen
Sozialstaates gelegt. Bis zum Jahr 1950 wurden die einzelnen
Zweige — die Kranken-, Unfall-, Alters- und Arbeitslosenver-
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sicherung - bundesweit wieder gesetzlich verankert. Im Jahr
1950 libernahm auch Westberlin, das sich zunachst fiir eine
Einheitsversicherung entschieden hatte, dieses System.

Mit der Rentenreform von 1957 gab es viele Neuerungen. Wel-

che waren das?

a) Die Altersrente ist einkommensbezogen.

c) Die Rentenhdhe liegt bei etwa 60 Prozent der durchschnitt-
lichen Bruttolohne.

d) Die Rente wird regelmif3ig an die Bruttolohne angepasst.

e) Der ,Generationenvertrag”, das Umlageverfahren, wird
eingefiihrt.

. Erklare den Begriff ,Soziale Marktwirtschaft“. Nenne auch ihre

Erfinder.

Die Soziale Marktwirtschaft basiert auf freiem Wettbewerb,
sozialem Ausgleich und Konsumentenfreiheit. Der Staat ge-
staltet den Rahmen fiir einen freien, fairen Markt, in dem
jeder Einzelne nicht nur auf seine individuelle Leistungsf-
higkeit angewiesen ist, sondern in Notsituationen mit der
Unterstiitzung der Allgemeinheit rechnen kann.

Erfinder: Alfred Miiller-Armack und Ludwig Erhard

. Vervollstdndige den Text:

Die 1950er-Jahre sind geprédgt von Wohlstand und Wirtschafts-
wachstum. Trotz Kritik in den 1960er-Jahren wurde der So-
zialstaat in den Folgejahren weiter ausgebaut: Schiiler und
Studierende wurden in die gesetzliche Unfallversicherung mit
aufgenommen. Auflerdem verbesserte das Rehabilitations-
angleichungsgesetz die Leistungen zur medizinischen und be-
ruflichen Rehabilitation von Menschen mit Behinderungen.

. Welche weiteren sozialpolitischen Errungenschaften pragten

den Sozialstaat in den 1960er- und 1970er-Jahren?

b) Der Mindesturlaub wurde eingefiihrt.

c) Das Lohnfortzahlungsgesetz trat in Kraft.

d) Das Ausbildungsférderungsgesetz unterstiitzte Schiiler
und Studierende mit finanziellen Leistungen.

Arbeitsblatt: 1974 bis 1989 -
Grenzen des Sozialstaats

1.

2.

wi

Nenne die Verdnderungen, die den Strukturwandel in der BRD
in den 1970er-Jahren ausgeldst hatten.

Der technologische Wandel, der zunehmende Einsatz von
Robotern und Computern (Digitalisierung) und die Entwick-
lung weg von der Industriegesellschaft hin zu einer Dienst-
leistungsgesellschaft

Erldutere die Hintergriinde der ,Neuen Sozialen Frage“ der
1970er-Jahre und die der ,Sozialen Frage“ des 19. Jahrhunderts.
In den 1970er-Jahren ging es - wie im 19. Jahrhundert - darum,
Armut zu lindern oder zu verhindern und Lebensbedingungen
zu verbessern. In den 1970er-Jahren standen Familien und
Kinder im Vordergrund. Sie sollten besser geférdert werden,
denn vor allem Miitter, die nicht im Berufsleben standen, und
kinderreiche Familien waren im Nachteil. Im 19. Jahrhundert
standen dagegen die schlechten Arbeitsbedingungen, die zu
Not und Krankheit fiihrten, im Vordergrund.

. Welche Errungenschaften wurden in der Familienpolitik in

den 1970er-Jahren erreicht?

a) Das Kindergeld wird erstmals auch fiir das erste Kind ein-
gefiihrt.

d) Sechs Monate lang erhalten Miitter ein Mutterschaftsgeld.

e) Miitter genieffen vor und nach der Geburt ihres Kindes
einen besonderen Kiindigungsschutz.

Nenne zwei wichtige Ziele der Wirtschafts- und Sozialpolitik
der 1970er- und 1980er-Jahre.

Die Staatsverschuldung und die staatlichen Sozialausgaben
mussten weiter reduziert werden. Die Unternehmen sollten
steuerlich entlastet werden, um wieder mehr investieren zu
kénnen.

. Da diese Ziele nicht erreicht werden konnten, kam es im Jahr

1982 zu einem politischen Wechsel. Zahle in Stichpunkten auf,
was im Sommer und Herbst 1982 geschah.

Auflésung der Koalition SPD/FPD durch Bundeskanzler
Helmut Schmidt

Misstrauensvotum folgt mit Wahl eines Nachfolgers des
Bundeskanzlers

Amtsantritt von Helmut Kohl am 1. Oktober als Bundeskanzler,
Koalition von CDU und FDP
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6.

Auch der neu gesetzte sozialpolitische Kurs brachte in den Fol-

gejahren nicht den gewtlinschten Erfolg. Welche Ziele wurden

nach dem politischen Wechsel verfolgt?

b) weniger Staat, mehr Markt

c) mehr Eigeninitiative und mehr Wettbewerb

d) mehr Beweglichkeit in den alten Strukturen

e) weg von kollektiven Lasten, hin zur persénlichen Leis-
tung/Verantwortung

.Ende der 1980er-Jahre wurde der so genannte demografische

Wandel erstmals sichtbar. Bis heute ist er eine besondere He-
rausforderung filir Staat und Gesellschaft. Erkldre, was demo-
grafischer Wandel bedeutet und welche Folgen er hat.

Die Menschen leben immer lénger, somit miissen auch Ren-
ten und Pflegeleistungen lidnger gezahlt werden. Gleichzeitig
sinkt die Zahl der Geburten. Daher zahlen immer weniger
Menschen in die Sozialversicherungssysteme ein, gleichzei-
tig erhalten aber immer mehr Versicherte iiber einen immer
ldngeren Zeitraum soziale Leistungen.

Arbeitsblatt: 1990 bis 1998 -
Wiedervereinigtes Deutschland

1.

wi

Beschreibe, welche wichtigen Voraussetzungen von BRD und
DDR auf dem Weg zur Wiedervereinigung geschaffen wurden.
Ein wichtiger Schritt auf dem Weg zur staatlichen Einheit war
der Staatsvertrag iiber die Wirtschafts-, Wahrungs- und So-
zialunion zwischen der Bundesrepublik und der DDR, der
am 1. Juli 1990 in Kraft trat. Die Deutsche Mark (DM) wurde
als einziges Zahlungsmittel auch in Ostdeutschland ein-
gefiihrt. Die einheitliche Wihrung und die Ubernahme der
bundesdeutschen Sozialversicherung, der Sozialhilfe und
des Arbeitsrechts im Rahmen der Sozialunion schafften die
Voraussetzungen fiir die Einfiihrung der Sozialen Marktwirt-
schaft (Wirtschaftsunion) in den neuen Bundeslédndern.

An welchem Tag wurde der Beitritt der DDR zur BRD vollzo-
gen? Nenne das Datum und die Bezeichnung dieses Tages, der
seither als offizieller deutscher Feiertag gilt.

3. Oktober 1990, ,, Tag der Deutschen Einheit*

. Welche sozialpolitischen Herausforderungen standen nach

der Wiedervereinigung im Vordergrund?

a) Anpassung der Sozialversicherungssysteme
deutschland.

b) Reformen fiir die gesetzliche Rentenversicherung und Al-
tersvorsorge.

d) Einfithrung der Sozialen Marktwirtschaft in Ostdeutsch-
land.

e) Senkung der Arbeitslosenzahlen.

f) Umstrukturierung der gesetzlichen Krankenkassen.

in Ost-

.Nenne den Hauptgrund, weshalb die Arbeitslosenzahl kurz

nach der Wiedervereinigung rapide auf tiber drei Millionen
anstieg.

Der Versuch, die Soziale Marktwirtschaft in den neuen Bun-
desldndern einzufiihren, gestaltete sich schwieriger als er-
wartet. Etwa 8.000 Staatsbetriebe mit rund vier Millionen
Beschiiftigen wurden privatisiert. Die neuen Unternehmen
waren der westdeutschen Konkurrenz jedoch nicht gewach-
sen. Thre Produktionskosten waren zu hoch, ihre Produkte
nicht marktfidhig. Viele Ost-Unternehmen mussten ihre Be-
triebe schlief3en. Millionen Beschiftige verloren ihren Ar-
beitsplatz.

.In den 1990er-Jahren wurden in der gesetzlichen Rentenversi-

cherung einige Neuerungen und Anderungen umgesetzt. Wel-

che waren das?

a) Millionen ehemalige DDR-Biirger wurden in das bundes-
deutsche Rentensystem integriert.

b) Rentenbeitrige wurden an die Veridnderungen der Net-
toléhne angepasst.

c) Wer wollte, konnte ab dem 55. Lebensjahr mit Abschlégen
in Rente gehen.

d) Rentenbeitrige wurden an die Verédnderungen der Brut-
tolohne angepasst.

e) Die Beitrdge sanken erst und stiegen zum Ende der
1990er-Jahre auf iiber 19 Prozent.

. Nenne vier Neuerungen, die im Gesundheitswesen eingefiihrt

wurden.
1. Zuzahlung bei Zahnersatz, Arznei- und Heilmitteln
2. hohere Beitragszahlungen



3. freie Krankenkassenwahl, Krankenversichertenkarte
4. Einfiihrung der Pflegeversicherung

7.Im Februar 1992 schlossen sich die Mitgliedstaaten der Europa-
ischen Gemeinschaft (EG) zur Europaischen Union (EU) zusam-
men und handelten den ,Maastrichter Vertrag" aus. Nenne das
Jahr des Inkrafttretens. Fasse auch die wichtigsten gemeinsa-
men Ziele des Vertrags zusammen.

Am 1. November 1993 trat der Vertrag in Kraft. Wichtigste
Ziele waren eine gemeinsame Wirtschafts- und Sozialunion
sowie eine gemeinsame Aufden- und Sicherheitspolitik.

Arbeitsblatt: 1998 bis 2005 -
Reformen sichern die Zukunft

1. Nenne Griinde fiir die Sorgen der Regierung und der Biirger
um die Finanzierung des sozialen Sicherungssystems und der
Arbeitswelt.
steigende Arbeitslosigkeit, steigende Kosten im Gesund-
heitswesen, demografischer Wandel, steigende Standort-
konkurrenz (Globalisierung)

2. Nenne den Urheber der Agenda 2010?
der damalige Bundeskanzler Gerhard Schroder

3.In den Jahren 2003 bis 2005 traten im Bereich Arbeitsmarkt
neue Gesetze in Kraft. Welche Neuerungen brachten sie mit
sich? Erganze auch das jeweilige Gesetz dazu.
a) Es besteht sofortige Meldepflicht bei drohender Arbeitslo-
sigkeit. (Gesetz Hartz I)
c) Das Arbeitslosengeld II wird eingefiihrt. (Gesetz Hartz IV)

4. Ubersetze den Begriff ,Agenda“. Nenne auflerdem die Ziele,
die durch die ,Agenda 2010 erreicht werden sollten.
Agenda heifdt ,was zu tun ist“. Die Agenda 2010 war ein
Mafinahmenbiindel, mit dem in den kommenden Jahren
die Wirtschafts- und Sozialpolitik liberarbeitet werden soll-
te. Kernthemen waren Neuerungen in den Bereichen Kon-
junktur und Haushalt, Arbeit und Wirtschaft sowie soziale
Sicherung.

w1

. Beschreibe den Begriff , barrierefrei®.
Ridume, Gegenstinde, Medien, die so gestaltet sind, dass sie
uneingeschrinkt von jedem Menschen - mit oder ohne Be-
hinderungen - gleichermaf3en genutzt werden kdnnen, sind
barrierefrei.

6. Welche Neuerungen brachte die Rentenreform?

a) Aus ,Rente wegen Berufsunfihigkeit* wird die ,Rente
wegen Erwerbsunfidhigkeit“. Eine private Absicherung
gegen Berufsunfihigkeit wird notwendig.

b) Wer méchte, kann einen Teil seines Lohnes fiir eine be-
triebliche Altersvorsorge verwenden.

c) Die private Altersvorsorge wird steuerlich geférdert.

d) Der so genannte Nachhaltigkeitsfaktor setzt die Zahl der
Leistungsempfinger in Relation zur Anzahl der erwerbs-
titigen Beitragszahler.

7. Erklare, was die Regelung der Drittelbeteiligung bei der Unter-
nehmensmitbestimmung bedeutet.
Bei Unternehmen mit mehr als 500 und bis zu 2.000 Ar-
beitnehmern werden Aufsichtsrite zu einem Drittel von den
Arbeitnehmervertretern und zu zwei Dritteln von den An-
teilseignern des Unternehmens besetzt.

8. Gib wieder, welche Vorteile die Gesundheitsreform von 2004
fiir die Versicherten brachte.
Sie konnen eine Aufstellung iiber die Leistung vom behan-
delnden Arzt einfordern; sie kénnen an Bonusprogrammen
der Krankenkassen teilnehmen; wenn sie immer erst zu
einem allgemeinmedizinischen Arzt gehen, bevor sie einen
Facharzt aufsuchen, werden sie finanziell belohnt.

Arbeitsblatt: 2005 bis heute -
Sozialpolitik im Zeichen der Globalisierung

1. Nenne die Koalition, welche die BRD von 2005 bis 2009 regierte.
Wer fiihrte sie?
Bei der Bundestagswahl 2005 erhielten weder CDU/CSU und
FDP noch SPD und Biindnis 90/Die Griinen eine Mehrheit
der Mandate. Die Unionsparteien und die SPD bildeten nach
mehrmonatigen Verhandlungen im November eine Grofde

Koalition. Der Bundestag wihlte Angela Merkel (CDU) zur
ersten Bundeskanzlerin.

2.Mit den Reformen zur Modernisierung des Arbeitsmarktes
werden Anwartschaftszeit und Bezugsdauer des Arbeitslosen-
geldes neu geregelt. Fasse zusammen, welche Voraussetzun-
gen seitdem gelten.
Um Anspruch auf Arbeitslosengeld zu haben, muss man in
den letzten zwei Jahren mindestens zwolf Monate versiche-
rungspflichtig beschiftigt gewesen sein. Wie lange man Ar-
beitslosengeld erhilt, hingt davon ab, wie alt man ist und
wie lange man Beitréige in die Arbeitslosenversicherung ein-
gezahlt hat. Die Bezugsdauer liegt zwischen sechs und 24
Monaten.

w

. Kennst du weitere aktuelle Regelungen der Arbeitsmarktpolitik?

a) Selbststindige und Freiberufler konnen freiwillig Beitrége
in die Arbeitslosenversicherung einzahlen.

b) Es besteht sofortige Meldepflicht bei drohender Arbeits-
losigkeit.

d) Wer Arbeitslosengeld Il bezieht und eine zumutbare Arbeit
ablehnt, muss mit Kiirzungen der Leistungen rechnen.

e) Wer in den letzten zwei Jahren weder Arbeitslosengeld
noch Arbeitslosengeld II bekommen hat, kann einen An-
trag stellen, um sofort ein Arbeitsangebot zu bekommen.

4. Was bedeutet die Regelung ,Rente mit 67“? Erkldre diese in
eigenen Worten.
Als weiteren Schritt zur Entlastung der Rentenversicherung
beschloss die Grof3e Koalition im Jahr 2007, das Rentenein-
trittsalter ab 2012 schrittweise anzuheben. Konkret heifd3t das,
dass nach dem Jahr 1964 Geborene dann erst mit 67 Jahren
in Rente gehen konnen. Wer frither gehen mochte, muss mit
Abziigen bei der Rente rechnen. Ausnahme: Erwerbstitige,
die 45 Jahre oder lidnger Beitrége in die Rentenversicherung
gezahlt haben, kénnen zwei Jahre frither in Rente gehen,
ohne dass die Rentenzahlungen gekiirzt werden.
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.Im April 2007 trat eine weitere Gesundheitsreform in Kraft.
Zghle die vier wichtigsten Neuerungen auf.
1. Versicherungspflicht
2. Einfiihrung eines Gesundheitsfonds
3. mehr Wettbewerb der gesetzlichen Krankenkassen
4. 6ffnung der privaten Krankenversicherung

6. Das Elterngeld gehort mit zu den wichtigsten und erfolgreichs-
ten Errungenschaften der grofden Koalition. Kreuze an, was in
der Familienpolitik gedndert oder eingefiihrt wurde.

a) Familien kénnen in den ersten 14 Lebensmonaten ihres
Kindes Elterngeld beantragen.

b) Bei Erwerbstitigen orientiert sich die Hohe am Nettoein-
kommen.

d) Auch Grofdeltern konnen ,Elternzeit“ nehmen.

e) Mit dem Bildungspaket werden bediirftige Kinder und
Jugendliche unterstiitzt, zum Beispiel mit Zuschiissen fiir
Schulmaterialien.

7.1Im Jahr 2008 erlebte Deutschland zusammen mit allen Lan-
dern der Welt eine Finanz- und Wirtschaftskrise. Erlautere,
wie die Bundesregierung darauf reagierte.
Die Bundesregierung gab friihzeitig eine Garantie fiir Spar-
guthaben und spannte einen umfassenden Schutzschirm fiir
die Banken. Im November 2008 und Februar 2009 wurden
zwei Konjunkturpakete aufgelegt, um Biirger und Unterneh-
men gezielt zu entlasten sowie Arbeitsplitze zu sichern.

8. Erldutere den Begriff ,Arbeiten 4.0“.

Der Begriff ,,Arbeiten 4.0“ ist angelehnt an die vierte indus-
trielle Revolution ,Industrie 4.0“. Sie bezeichnet ein neues
Zeitalter der Digitalisierung. Neue technologische Entwick-
lungen fiihren zu einer computergestiitzten, hoch automa-
tisierten und vernetzten Produktionsweise. Internetgestiitz-
te Dienstleistungen sowie die Vernetzung in Fabriken und
Biiros nehmen zu.

Arbeitsblatt: Situation der Frau 1945 bis heute -

Auf dem Weg zur Gleichberechtigung

1.Nenne die Ursachen des gewandelten Selbstverstindnisses
von Frauen in den ersten Nachkriegsjahren.

Frauen haben in den letzten Kriegsjahren, vor allem aber
in der unmittelbaren Nachkriegszeit zahlreiche Tétigkeiten
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ausgelibt, die zuvor Ménnern vorbehalten waren. Da viele
Miénner gefallen, kriegsgefangen oder versehrt waren, haben
Frauen zunichst die Hauptlast des Wiederaufbaus tragen
miissen.

. Beschreibe den Inhalt von Artikel 3, Absatz 2 des Grundgeset-

zes (1949) in eigenen Worten.

Artikel 3, Absatz 2 des Grundgesetzes regelt die Gleichbe-
rechtigung von Mann und Frau. Der Staat verpflichtet sich,
an der Beseitigung bestehender Nachteile mitzuwirken.

. Erklare, was die Abschaffung des ,Gehorsamsparagrafen® fiir

Frauen zur Folge hatte.

Verheiratete Frauen konnten nun ohne Einwilligung ihrer
Eheménner eine Erwerbstitigkeit aufnehmen, sofern sich
diese mitihren Pflichten in Ehe und Familie vereinbaren lief3.
Auf3erdem durften sie jetzt ein eigenes Bankkonto fiihren.

. Vervollstandige den folgenden Satz:

Die Reform des Gesetzes zum Schwangerschaftsabbruch war
fir die bundesdeutsche Frauenbewegung ein wichtiger Mei-
lenstein, weil ...

gegen starke gesellschaftliche Widerstinde das Recht der
Frau auf den Abbruch einer Schwangerschaft innerhalb von
bestimmten Fristen erkdmpft wurde.

. Die Frauenpolitik in der DDR zielte vornehmlich auf die Frau

als
b) Arbeitskraft.
e) Mutter.

. Die Frauenerwerbsquote und die Dichte der Kinderbetreuung

waren in der DDR im Vergleich zur BRD
c) hoher.

. Liste die nach wie vor bestehenden Defizite bei der Gleichstel-

lung von Frauen auf.

Frauen verdienen im Durchschnitt weniger als Ménner, ar-
beiten haufiger in Teilzeit und unter ihren Qualifikationen,
sind bei Fiihrungspositionen unterreprisentiert und leisten
den Hauptteil der unbezahlten Arbeit in Haushalt, Kinderbe-
treuung und Pflege von Angehdrigen.

.Wenn du den gesamten Zeitraum von 1945 bis heute in den

Blick nimmst: Fasse die Errungenschaften und Erfolge fir
Frauen in Deutschland zusammen.

Wegfall des Gehorsamsparagrafen, Modell der Hausfrauen-
ehe hat keine Dominanz mehr, Lebens-, Arbeits- und Fami-
lienformen sind vielfiltiger und frei wihlbar geworden,
Lebensentwiirfe konnen zwischen den Partnern frei aus-
gehandelt werden, beinahe sdmtliche Berufe stehen auch
Frauen offen, Gleichstellungs- und Frauenbeauftrage wahren
Interessen von Frauen am Arbeitsplatz. Grofde Unternehmen
miissen bei Neubesetzungen 30 Prozent ihrer Aufsichtsrat-
posten an Frauen vergeben.
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Arbeitsblatt: Zu- und Auswanderung -
Deutschland - ein Land der Zu- und Auswanderer

1.
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Nenne Grilinde, die Menschen veranlassen, ihre Heimat zu ver-
lassen.

Einerseits Krieg, Gewalt, Verfolgung aus politischen oder re-
ligiésen Griinden, Vertreibung und Unterdriickung, Armut
und Hunger in der Heimat.

Andererseits Versprechungen, Erwartungen und Hoffnun-
gen auf ein besseres, reicheres und sichereres Leben in der
Fremde.

. Erklare, wodurch die beiden grofsen Auswanderungswellen im

19. Jahrhundert ausgeldst wurden.

1. Auswanderungswelle nach der gescheiterten Revolution
von 1848.

2. Auswanderungswelle nach Inkrafttreten des Sozialisten-
gesetzes im Jahr 1878.

Beide Wellen waren also politisch bedingt.

. ,Die Binnenwanderung ersetzt die Auswanderung.“ Ordne die-

sen Satz in den zeitlichen und inhaltlichen Zusammenhang ein.
Ab Ende des 19. Jahrhunderts bot die deutsche Wirtschaft
aufgrund der Industrialisierung, vor allem in bestimmten
Zentren und Ballungsridumen, der verarmten oder von Armut
bedrohten Landbevdlkerung ausreichend Arbeits- und Ver-
dienstmaéglichkeiten, sodass diese nicht mehr nach Ubersee
auswandern musste.

. Zéhle die Gruppen auf, die nach der Machtiibernahme durch

die Nationalsozialisten aus Deutschland fliehen mussten.
Politisch Verfolgte und Andersdenkende (Kommunisten,
Sozialdemokraten, Oppositionelle), Kiinstler und Intellektu-
elle sowie Biirger jiidischen Glaubens beziehungsweise mit
jidischen Vorfahren.

. Ab Mitte der 1950er-Jahre wirbt die Bundesregierung gezielt

c) Gastarbeiter.

Auch in der DDR lebten ausldndische Arbeitskréfte. Liste eini-
ge ihrer Herkunftslander auf.
Polen, CSSR, Ungarn, Angola, Vietnam und Kuba

. Freizligigkeit innerhalb der EU meint das Recht,

b) in jedes Land der EU einreisen zu konnen.
d) den Wohnort innerhalb der EU frei wihlen und dort arbei-
ten zu diirfen.

. Deutschland ist auch in Zukunft auf auslandische Arbeitskraf-

te angewiesen, weil ...

bereits heute in bestimmten Branchen ein Fachkriftemangel
herrscht und aufgrund des demografischen Wandels immer
weniger Beitragszahlern immer mehr Beitragsempfinger in
den Sozialversicherungssystemen gegeniiberstehen. Durch
Zuwanderung konnen die Sozialversicherungssysteme ent-
lastet und die negativen Folgen des demografischen Wan-
dels gemindert werden.
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heute. Besonders Schulklassen sind in der kostenlosen Ausstellung
willkommen. Gegliedert ist die Ausstellung in die Bereiche Arbeitswelt
und Soziale Entwicklung. Dartiber hinaus gibt es Sonderthemen wie
Mitbestimmung, Hygiene und Stellung der Frau sowie einen interak-
tiven Medientisch.

Weitere Informationen und Materialien gibt es beim Bundesminis-
terium fiir Arbeit und Soziales in der Wilhelmstrafde 49 in Berlin:
www.ausstellung.bmas.de

Sozialpolitik - Schutz, Gerechtigkeit, Sicherheit
Medienpaket fiir die Schule

»Sozialpolitik® ist ein kostenloses Medienpaket flir den Unterricht in den
Klassen 9 bis 12/13 an allgemein- und berufsbildenden Schulen und fir
das Selbststudium. Die Materialien fiihren in das Thema soziale Siche-
rung ein und geben einen Uberblick tiber den Sozialstaat Deutschland
sowie die wichtigsten Bereiche der Sozialpolitik.

Das Medienpaket umfasst ein Schiilermagazin, zwei Arbeitshefte (davon
eins zusdtzlich in Leichter Sprache), einen Foliensatz, eine Lehrerinfor-
mation sowie die Internetplattform www.sozialpolitik.com mit inter-
aktiven Modulen (Wissensquiz, Lexikon, Geschichte, Umfragen, Kom-
mentarfunktion). Auf der Internetseite werden jeden Monat aktuelle
sozialpolitische Themen fiir den Unterricht aufbereitet und Arbeitsblat-
ter als barrierefreie PDF-Dateien zum Herunterladen angeboten.

Die Materialien ,Sozialpolitik“ werden von der Stiftung Jugend und Bil-
dung in Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium fiir Arbeit und
Soziales erstellt.

Schulen konnen die Hefte in Klassensdtzen kostenlos beim Bestell-
service Jugend und Bildung per E-Mail jubi@vuservice.de bestellen oder
im Internet: www.sozialpolitik.com.
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Zu- und Abwanderung

		Zu- und Abwanderung in Deutschland

		Jahr		Zuzüge aus dem Ausland		Fortzüge ins Ausland

		1950		96,140		78,148

		1951		88,349		126,071

		1952		88,089		135,796

		1953		101,599		122,264

		1954		111,490		136,212

		1955		127,921		136,977

		1956		159,086		168,101

		1957		200,142		173,171

		1958		212,520		161,865

		1959		227,600		178,864

		1960		395,016		218,574

		1961		489,423		266,536

		1962		566,465		326,339

		1963		576,951		426,767

		1964		698,609		457,767

		1965		791,737		489,503

		1966		702,337		608,775

		1967		398,403		604,211

		1968		657,513		404,301

		1969		980,731		436,685

		1970		1,042,760		495,675

		1971		936,349		554,280

		1972		852,549		568,610

		1973		932,583		580,019

		1974		601,013		635,613

		1975		429,064		652,966

		1976		476,286		569,133

		1977		522,611		505,696

		1978		559,620		458,769

		1979		649,832		419,091

		1980		736,362		439,571

		1981		605,629		470,525

		1982		404,019		493,495

		1983		354,496		487,268

		1984		410,387		604,832

		1985		480,872		425,313

		1986		567,215		407,139

		1987		591,765		398,518

		1988		860,578		419,439

		1989		1,133,794		539,832

		1990		1,256,250		574,378

		1991		1,198,978		596,455

		1992		1,502,198		720,127

		1993		1,277,408		815,312

		1994		1,082,553		767,555

		1995		1,096,048		698,113

		1996		959,691		677,494

		1997		840,633		746,969

		1998		802,456		755,358

		1999		874,023		672,048

		2000		841,158		674,038

		2001		879,217		606,494

		2002		842,543		623,255

		2003		768,975		626,330

		2004		780,175		697,632

		2005		707,352		628,399

		2006		661,855		639,064

		2007		680,766		636,854

		2008		682,146		737,889

		2009		721,014		733,796

		2010		798,282		670,605

		2011		958,299		678,969

		2012		1,080,936		711,991

		2013		1,226,493		797,886

		2014		1,464,724		914,241

		2015		2,136,954		997,552

		Anmerkung: bis 1990 frühes Bundesgebiet, 1950 bis 1957 ohne Saarland

		Quelle: Statistisches Bundesamt, www.destatis.de, Stand: Dezember 2016.






Arbeitslosenquote seit 1948

		Arbeitslosenquoten in Deutschland seit 1948

		Jahr		abhängig Erwerbstätige		alle Erwerbstätige (einschließlich Selbstständige)

		1948		4,1 Prozent		keine Angaben

		1950		11,0 Prozent		keine Angaben

		1960		1,3 Prozent		keine Angaben

		1970		0,7 Prozent		keine Angaben

		1975		4,7 Prozent		keine Angaben

		1980		3,8 Prozent		keine Angaben

		1985		9,3 Prozent		keine Angaben

		1990		7,2 Prozent		keine Angaben

		1995		10,4 Prozent		9,4 Prozent

		2000		10,7 Prozent		9,6 Prozent

		2005		13,0 Prozent		11,7 Prozent

		2010		8,6 Prozent		7,7 Prozent

		2015		7,1 Prozent		6,4 Prozent

		Quelle: Bundesagentur für Arbeit, https://statistik.arbeitsagentur.de > Statistik nach Themen > Zeitreihen > Arbeitslosigkeit im Zeitverlauf, Stand: November 2016.






Ausgaben Krankenversicherung

		Ausgaben in der gesetzlichen Krankenversicherung 2015

		Leistungen		Ausgaben in Milliarden Euro

		Krankenhausbehandlung		70

		ärztliche Behandlung		35

		Arzneimittel		35

		Heilmittel und Hilfsmittel		14

		zahnärztliche Behandlung		13

		Krankengeld		11

		sonstige Ausgaben		11

		Netto-Verwaltungskosten		10

		Behandlungspflege und häusliche Krankenpflege		5

		Fahrtkosten		5

		Vorsorge und Rehabilitationsmaßnahmen		3

		Früherkennungsmaßnahmen		2

		insgesamt		214

		Quelle: Bundesministerium für Gesundheit, Gesetzliche Krankenversicherung, Kennzahlen und Faustformeln, www.bmg.bund.de, Stand: Juni 2016.






Beschäftigte und Arbeitslose

		Sozialversicherungspflichtige Beschäftigung und Arbeitslosigkeit

		Jahr		Beschäftigte		Arbeitslose

		Januar 2000		27,736,000		3,980,000

		Januar 2002		27,923,000		3,986,000

		Januar 2004		26,660,000		4,297,000

		Januar 2006		26,293,000		4,742,000

		Januar 2008		27,567,000		3,431,000

		Januar 2010		27,758,000		3,376,000

		Januar 2012		29,159,000		2,874,000

		Januar 2014		29,983,000		2,931,000

		Januar 2016		31,225,000		2,735,000

		Quelle: Bundesagentur für Arbeit, https://statistik.arbeitsagentur.de > Statistik nach Themen > Arbeitsmarkt im Überblick > Saisonbereinigte Zeitreihen, Stand: September 2016.







